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Einleitung 
Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) und 
das Bundesumweltministerium (BMU) haben 
im Juni 1999 ein gemeinsames Aktionspro-
gramm Umwelt und Gesundheit (APUG) ver-
öffentlicht [1]. Damit wurden erstmalig in der 
Geschichte der Umwelt- und Gesundheitspo-
litik in Deutschland Strategien, Maßnahmen-
vorschläge und Handlungsziele für eine um-
fassende Auseinandersetzung mit den gesund-
heitlichen Folgen von Umwelteinwirkungen vor-
gelegt. Zu dem Aktionsprogramm gehört eine 
Dokumentation, die den aktuellen Sach- und 
Erkenntnisstand ausführlich darstellt und die 
vorgeschlagenen Ziele und Maßnahmen im 
Aktionsprogramm begründet [2, 3]. Das Aktions-
programm wurde auf der Dritten Europakonfe-
renz Umwelt und Gesundheit, die nach Vorläu-
ferkonferenzen in Frankfurt am Main 1989 und 
Helsinki 1994 im Juni 1999 in London stattfand, 
vorgestellt.  

Das Programm gliedert sich in zwei Haupt-
teile (vgl. Abb. 1): Teil I: Ziele und Querschnitts-

maßnahmen und Teil II: Medien- und stoff-
bezogene Qualitätsziele. Beide Teile enthalten 
mehrere Unterpunkte mit einer Vielzahl von 
Aufgaben zur Umsetzung des APUG. Ziel des 
Aktionsprogramms ist es, den gesundheitlichen 
Umweltschutz und die Umweltmedizin im Rah-
men einer Gesamtstrategie auf eine tragfähige, 
den aktuellen und zukünftigen Erfordernissen 
entsprechende Basis zu stellen. Das Programm 
soll insbesondere auch dazu beitragen, die 
Managementstrategien und die Strukturen zur 
Bearbeitung des Querschnittsbereichs Umwelt 
und Gesundheit zu verbessern. Es bildet dem-
nach die Arbeitsgrundlage für die weitere 
Entwicklung des Politikfeldes Umwelt und 
Gesundheit. Der vorliegende Bericht stellt 
Aktivitäten dar, die im Rahmen der Umsetzung 
von Teil I des Programms in Angriff genom-
men wurden. Die Finanzierung der genannten 
Aktivitäten erfolgt aus Mitteln des BMG, des 
BMU und der beteiligten Bundesoberbehörden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

    Abb. 1: Themen im Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
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Strukturen zur Umsetzung des APUG 
Verantwortlich für die Durchführung des 
Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit 
sind das Bundesministerium für Gesundheit 
(BMG) und das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU). 

Zur Abstimmung und Organisation hin-
sichtlich der Umsetzung der einzelnen Maßnah-
menvorschläge des APUG wurde eine Steue-
rungsgruppe aus Vertretern der beiden Minis-
terien und der beteiligten Bundesoberbehörden 
gebildet. Auf der Ebene der beteiligten Bundes-

oberbehörden Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS), Bundesinstitut für gesundheitlichen Ver-
braucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV), 
Robert Koch-Institut (RKI) und Umwelt-
bundesamt (UBA) besteht eine Koordinie-
rungsgruppe mit einer Geschäftsstelle im 
UBA. Der Vorsitz der Koordinierungsgruppe 
wechselt im jährlichen Turnus. Aufgabe der 
Koordinierungsgruppe ist die wissenschaftliche 
Unterstützung der Ministerien bei der Umset-
zung des Aktionsprogramms.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

    Abb. 2: Strukturen zur Umsetzung des Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit 
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Zur politischen Beratung bei der Umsetzung 
und Weiterentwicklung der Zielsetzungen 
des Aktionsprogramms haben die Ministerien 
einen Beraterkreis mit externen Experten 
unter Beteiligung von Nichtregierungsorga-
nisationen (NRO) berufen.  

Zur fachlichen Begleitung von Einzel-
projekten können bei Bedarf Fachgespräche 
durchgeführt und Projektgruppen gebildet 
werden, auch unter Hinzuziehung weiterer na-
tionaler und internationaler Experten.  

Einige der im Aktionsprogramm defi-
nierten Aufgaben fallen in die Zuständigkeit 
der Bundesländer oder können effizient nur 
gemeinsam mit den Ländern bearbeitet wer-
den. Die Zusammenarbeit mit den Bundes-
ländern erfolgt über die Länderarbeitsgruppe 

umweltbezogener Gesundheitsschutz (LAUG), 
in der sich eine Projektgruppe zur Um-
setzung des Aktionsprogramms auf Län-
derebene gebildet hat. Seit Mitte 2001 betei-
ligen sich auch Vertreter aus dem Unteraus-
schuss Wirkungsfragen des Länderaus-
schusses für Immissionsschutz (LAI) an der 
Zusammenarbeit (vgl. Abb. 2). Seitens der 
Länder wurden Vorstellungen zur APUG-
Umsetzung auf der regionalen und kommu-
nalen Ebene sowie zur Zusammenarbeit mit 
den Bundesoberbehörden entwickelt [4]. 
Steuerungs- und Koordinierungsgruppe sowie 
Bundesländer arbeiten bei der Umsetzung 
des Aktionsprogramms eng zusammen. 

Die Mitglieder der APUG-Gremien und 
Kommissionen sind in Kap. 11 genannt. 
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Ziele und Aktivitäten im Bereich Querschnittsmaßnahmen 
des APUG 

1. Verbesserung einer umweltbezogenen Gesundheitsbeobachtung und 
-berichterstattung 

Staatliches Handeln im gesundheitsbezogenen 
Umweltschutz wie auch im umweltbezogenen 
Gesundheitsschutz benötigt gesicherte Er-
kenntnisse über den Zustand und die Entwick-
lung der Gesundheit der Bevölkerung sowie 
über die Umweltbedingungen, welche die 
Gesundheit beeinträchtigen oder fördern. Die 
gegenwärtig vorliegenden Umweltdaten und 
Daten zur Gesundheit sind meist nicht mit-
einander verknüpfbar. Es gibt in Deutschland 
deutliche Defizite hinsichtlich der koordinier-

ten Erhebung von Umwelt und Gesundheits-
parametern. Daher ist die Durchführung der 
gesundheitsbezogenen Umweltbeobachtung von 
herausragender Bedeutung. 

APUG-Ziel 

Es soll eine realitätstreue und zeitnahe 
umweltbezogene Gesundheitsbeobach-
tung und –berichterstattung etabliert 
werden. 

1.1 Arbeitsbeispiele 

1.1.1 Durchführung von Gesundheits- und Umweltsurveys 

Ein wesentlicher Beitrag zur umweltbezogenen 
Gesundheitsbeobachtung sowie zur gesundheits-
bezogenen Umweltbeobachtung und -bericht-
erstattung ist die Durchführung von Surveys. 

Gesundheitssurveys geben Auskunft über 
den Gesundheitszustand, die gesundheitliche 
Versorgung, das gesundheitlich relevante Ver-
halten sowie die Lebensbedingungen der Wohn-
bevölkerung in Deutschland in Abhängigkeit 
von Alter, Geschlecht und weiteren Einfluss-
größen. Dazu werden bei einer repräsentativen 
Stichprobe der gemeldeten Einwohner der Bun-
desrepublik standardisierte Untersuchungen ein-
schließlich Blut- und Urinproben sowie um-
fangreiche Befragungen zu gesundheitsrelevan-
ten Themen durchgeführt. 

Umweltsurveys dienen der Ermittlung 
und Aktualisierung von repräsentativen Daten 
über die bestehenden korporalen Schadstoff-
belastungen und die Belastungen mit Schad-
stoffen und durch Lärm im häuslichen Bereich 
der Allgemeinbevölkerung in Deutschland in 
Abhängigkeit von Alter, Geschlecht und wei-

teren Einflussgrößen. Der Umweltsurvey wur-
de bisher an einer Unterstichprobe des Gesund-
heitssurveys durchgeführt. Das Erhebungsins-
trumentarium umfasst Blut- und Urinproben der 
Probanden, Hausstaub-, Innenraumluft- und 
Trinkwasserproben aus den Haushalten sowie 
Fragebögen zu umweltrelevanten Verhaltens-
weisen und Lebensbedingungen. Im Kinder-
Umweltsurvey wird dieses Programm um Lärm-
messungen und audiometrische Messungen er-
weitert. 

Mit den aus beiden Surveys gewonnenen 
Daten lassen sich Einflüsse bestimmter Um-
weltfaktoren auf die gesundheitliche Situation 
untersuchen und statistisch prüfen. Die Ergeb-
nisse tragen zur bundeseinheitlichen Vorgehens-
weise bei Bewertungsfragen bei. 

Die bisherigen Gesundheitssurveys wur-
den vom RKI konzipiert und organisiert, die 
Umweltsurveys vom UBA. Die Finanzierung 
erfolgte jeweils aus Mitteln des BMG und des 
BMU sowie aus den Haushalten von RKI und 
UBA. 
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Seit Mitte der achtziger Jahre wurden ins-
gesamt drei Gesundheits- und Umweltsurveys 
gemeinsam von RKI und UBA durchgeführt. 
Diese Surveys weisen bei der Altersgruppe der 
Kinder und Jugendlichen Defizite auf. Um diese 
Schwachstelle aufzufangen, wurde ein einjäh-
riger Pretest für ein in Deutschland bislang 
einmaliges Projekt, einen gemeinsamen Sur-
vey für Kinder und Jugendliche im Alter von 
0 bis unter 18 Jahren, durchgeführt („Kinder- 
und Jugendsurvey“), der am 31.03. 2002 ab-
geschlossen wurde. Für den Pretest des Ge-
sundheitssurveys nahmen in den vier Studien-
orten Berlin-Steglitz, Berlin-Friedrichshain, Neu-
ruppin (Brandenburg) und Wesendorf (Nieder-
sachsen) insgesamt 1.630 Kinder und Jugend-
liche teil, 550 dieser Teilnehmer wurden auch 
in den Pretest des Umweltsurveys einbezogen. 
Die Ergebnisse des Pretests bestätigten das 
Konzept für diese umfassende Gesundheits- 
und Umweltuntersuchung unserer jungen Ge-
neration und münden nunmehr in das Projekt 
eines repräsentativen Surveys. Dieser ist für 
den Zeitraum 2002 bis 2006 geplant. Insge-
samt sollen im Gesundheitssurvey ca. 20.000 
Kinder und Jugendliche an 150 Studienorten 
im gesamten Bundesgebiet untersucht werden. 
Der Kinder-Umweltsurvey soll an einer Teil-
stichprobe des Gesundheitssurveys mit ca. 
1.800 Kindern durchgeführt werden. Mit der 
Kopplung von Gesundheits- und Umwelter-
hebung könnten bundesweit Aussagen zum 
Thema „Gesundheit und Umwelt von Kindern 
und Jugendlichen“ getroffen werden.  

Das Konzept für den bundesweiten Ge-
sundheitssurvey für Kinder und Jugendliche 
wurde am 17.06.2002 in einem wissenschaft-
lichen Symposium am RKI im Beisein der Bun-
desgesundheitsministerin Frau Ulla Schmidt 
der Öffentlichkeit vorgestellt.  

Die Finanzierung des Kinder- und 
Jugendsurveys wird jeweils aus Mitteln des 
BMG, des BMU und des BMBF sowie aus 
den Haushalten von RKI und UBA erfolgen. 

 
Kinder-Jugend-Gesundheitssurvey: 
BMG-Projekt: 313-130002/10; BMBF, FKZ: 01 EH 0201  
Laufzeit: 01.11.2002 – 31.10.2006 
 
Kontakt: 
Dr. Bärbel-Maria Kurth 
Robert Koch-Institut, Abt. für Epidemiologie und 
Gesundheitsberichterstattung 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3103 
E-Mail: kurthB@rki.de 
URL: http://www.kinder-jugend-gesundheit21.de/ 
 
 
Kinder-Umweltsurvey:  
BMU-UFOPLAN, FKZ: 202 62 219,  
geplante Laufzeit: 01.11.2002 – 31.12.2006 
 
Kontakt: 
Christine Schulz  
Umweltbundesamt, FG II 1.4 Umweltbeobachtung 
einschließlich Human- und Biomonitoring 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1739 
E-Mail: christine.schulz@uba.de 
URL: http://www.umweltbundesamt.de/survey/index.htm 
 

1.1.2 Datenbank zur zentralen Erfassung umweltepidemiologischer Studien in 
Deutschland (ZEUS) 

Das Umweltbundesamt (UBA) arbeitet an ei-
ner Zusammenstellung der in Deutschland ab 
1990 durchgeführten und laufenden umwelt-
epidemiologischen Studien in Form der Daten-
bank ZEUS. Diese Datenbank soll einen 
schnellen Zugriff auf die Inhalte von umwelt-
epidemiologischen Studien ermöglichen und 
die Ermittlung zeitlicher und räumlicher Ver-
änderungen umweltassoziierter Gesundheits-

störungen oder Belastungen erleichtern. Sie 
soll ein Instrument sein, um die umweltpoliti-
schen Handlungserfordernisse aufzuzeigen und 
die Wirksamkeit von Maßnahmen im Bereich 
des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes zu 
verdeutlichen. Auch der internationale Vergleich 
von Studienergebnissen wird erleichtert. 

In ZEUS werden Studien erfasst, die bei 
gleichzeitiger Erhebung von Umweltdaten: 
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• ein Humanbiomonitoring (Schadstoffe in Kör-
perflüssigkeiten und Geweben von Personen), 

• ein Effektmonitoring (labor- und funktions-
diagnostische Erfassung von Indikatoren für 
Beanspruchungsreaktionen) oder 

• Gesundheitsstörungen (anamnestische, kli-
nische sowie labor- und funktionsdiagnos-
tische und medizinstatistische Erfassung 
von Krankheiten) zum Gegenstand haben.  

 
ZEUS enthält derzeit 60 in Deutschland durch-
geführte abgeschlossene und laufende Studien 
(Stand: Oktober 2002). Die Studien werden 
nach bestimmten Kriterien bibliografisch und 
inhaltlich erfasst. Eine Bewertung wird nicht 
vorgenommen und bleibt Dritten vorbehalten. 
Die Erfassung der Studien erfolgt jeweils auf 
der Grundlage des Originalberichtes, der zu-
gleich als Belegexemplar im UBA archiviert  

wird. Eine Volltextsuche ermöglicht die Recher-
che und Zusammenstellung von Studien nach 
gemeinsamen Suchkriterien. 

ZEUS soll erstmals Ende Januar 2003 
und dann etappenweise nach erfolgter Aktua-
lisierung über die Homepage des UBA der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. In 
Vorbereitung ist auch eine englische Version, 
die bis Ende März 2003 auf der UBA-Home-
page veröffentlicht werden soll. Für Rückfra-
gen und Mitteilungen steht eine eigene E-Mail-
Adresse zur Verfügung: zeus-db@uba.de 
 
Kontakt: 
Dr. Jutta Dürkop 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1309 
E-Mail: jutta.duerkop@uba.de 
 

1.1.3 Verbesserung der Erfassung der Expositionsdaten beim Menschen im Rah-
men der „Ärztlichen Mitteilungen bei Vergiftungen“ nach § 16e Abs. 2 des 
Chemikaliengesetzes 

Erkrankungen oder Verdachtsfälle von Ver-
giftungen, die mit chemischen Stoffen oder 
Produkten in Verbindung gebracht werden, 
müssen nach § 16e Abs. 2 des Chemikalien-
gesetzes dem Bundesinstitut für gesundheit-
lichen Verbraucherschutz und Veterinärme-
dizin (BgVV) gemeldet werden. Die bisheri-
gen Erfahrungen mit dem dafür verwendeten 
Meldeformular haben deutlich gemacht, dass 
die erhobenen Daten keine ausreichende Be-
schreibung der tatsächlichen Exposition zulas-
sen und der Zusammenhang zwischen Exposi-
tion und nachfolgender Symptomatik/ Erkran-
kung nicht immer bewertet werden kann. 

Im Rahmen eines Forschungsprojekts wird 
daher das bisherige Meldeformular vom BgVV 
zur Beschreibung der Exposition verbessert 
und unter den Bedingungen der ärztlichen 
Praxis im ambulanten und stationären Bereich 
für bestimmte Produktgruppen erprobt. Dabei 
soll die etablierte systematische und kontinuier-
liche Erfassung der Exposition des Menschen 
gegenüber chemischen Stoffen verfeinert und 

bessere Voraussetzungen für die Bewertung 
der Zusammenhänge zwischen Erkrankungen 
und dem Einfluss von chemischen Stoffen ge-
schaffen werden. Für die Erfassung von Anga-
ben zur Ursache, zur Art und Weise der Expo-
sition (Pfade), zur aufgenommenen Menge der 
Chemikalien und zu den Rahmenbedingungen 
(Szenarien) im Innen- und Außenbereich wer-
den zusätzliche Datenfelder in das Meldefor-
mular eingeführt. Das neu entwickelte Formular 
wird bei solchen Patienten modellhaft erprobt 
und optimiert, bei denen vom meldenden Arzt 
als auslösende Ursache Farben, Lacke, Kleber 
oder Pestizide angegeben wurden.  

In der erfolgreich durchgeführten Pilot-
phase, an welcher sich insgesamt 98 Patienten 
aus der routinemäßigen Meldung sowie auf 
Grund mehrerer Studienaufrufe (im Internet 
und in verschiedenen Fachzeitschriften) be-
teiligten, wurde das neu entwickelte Melde-
formular getestet und die für die IT-gestützte 
Auswertung bisher genutzte SAS  Software 
entsprechend angepasst. 
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Derzeit läuft die Hauptphase, d.h. die 
Routinedokumentation wird an Hand des fort-
entwickelten Formulars unter den Beding-
ungen der medizinischen Praxis erprobt und 
ggf. weiter optimiert sowie die Software im-
plementiert. Bislang werden 159 Vergiftungs-
fälle bearbeitet und für die Auswertung vor-
bereitet (Stand: Oktober 2002). Ein Drittel der 
Fälle entfällt auf Meldungen in Verbindung 
mit Lösemitteln, ein Viertel auf solche mit 
Pestiziden, die restlichen verteilen sich auf die 
anderen ausgewählten Produktgruppen. Mit 
Hilfe von erneuten Studienaufrufen wird eine 
Fallzahl von 500 Patienten angestrebt.  

BMU-UFOPLAN, FKZ: 200 61 218/07,  
Laufzeit: 01.12.2001 - 30.11.2003 
 
Kontakt: 
Wolfgang Brehmer 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin, FG 832 Zentrale 
Erfassungsstelle für Vergiftungen 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 412-3956 
E-Mail: w.brehmer@bgvv.de 
 
Dr. Jutta Dürkop 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1309 
E-Mail: jutta.duerkop@uba.de 
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2. Verbesserung des Informationsmanagements 
 

Das wachsende Informationsbedürfnis in der Be-
völkerung und in der Fachöffentlichkeit erfordert 
zuverlässige und verständliche Informationen 
über die Wirkungen von Umweltbelastungen und 
Produkten auf die Gesundheit. Im Rahmen dieses 
APUG-Themenfeldes soll die Zusammenarbeit 
zwischen den beteiligten Bundesoberbehörden 
intensiviert und ein gemeinsames aktives Infor-
mationsmanagement entwickelt werden. 

APUG-Ziel 

Förderung geeigneter Strukturen, um 
dem wachsenden Informationsbedürfnis 
der Bevölkerung und der Fachöffentlich-
keit nach zuverlässiger und verständli-
cher Information über die Wirkung von 
Umweltbelastungen und Produkten auf 
die Gesundheit nachzukommen. 

2.1 Arbeitsbeispiele 

2.1.1 Öffentlichkeitsarbeit 

Zu den Aufgaben der APUG-Umsetzung zählt 
die umfassende Information und Kommunika-
tion über umweltbedingte Gesundheitsrisiken. 
Dazu gehört zum einen, politische Entschei-
dungsträger, Fachkreise und die allgemeine 
Öffentlichkeit über die Zusammenhänge zwi-
schen Umwelt und Gesundheit aufzuklären. 
Zum anderen bedeutet es, die Öffentlichkeit 
über das Aktionsprogramm sowie seine Akti-
vitäten zu informieren. Eine kontinuierliche 
und an die Informationsbedürfnisse der ver-
schiedenen Zielgruppen angepasste Öffent-
lichkeitsarbeit ist wesentliche Voraussetzung 
für die Akzeptanz und die Umsetzung des 
Programms. Nach drei Jahren kann das 
Aktionsprogramm dabei eine Reihe von Akti-
vitäten und Produkten zur Öffentlichkeitsarbeit 
vorweisen: 
 
• Vorlage des Dokumentationsbandes zum 

Aktionsprogramm im Juni 1999,  
• regelmäßige Herausgabe des Umweltme-

dizinischen Informationsdienstes (UMID) 
(vgl. Kap. 2.1.2) durch ein Redaktionsteam 
aus den Behörden der Koordinierungsgruppe,  

• Veröffentlichung von zwei Übersichtsarbei-
ten der Koordinierungsgruppe zum APUG 
im Bundesgesundheitsblatt,  

• Veröffentlichungen zu Einzelthemen in Fach-
zeitschriften und im UMID,  

• Entwicklung eines APUG-Logos zur Er-
höhung des Wiedererkennungswertes,  

• Präsentation des APUG auf Veranstal-
tungen (z.B. auf Tagungen zum Thema 
Kinder, Umwelt und Gesundheit, auf Ver-
anstaltungen des öffentlichen Gesundheits-
dienstes, beim Weltgesundheitstag),  

• Erstellung eines Tagungsbandes zum Forum 
„Kinder - Umwelt und Gesundheit“ am 
23./24.11.2001 in München (vgl. Kap. 8.1.2),  

• Einrichtung eines elektronischen Diskus-
sionsforums (vgl. Kap. 2.1.4),  

• Etablierung einer eigenen Diskussionsebene 
für den Arbeitsschwerpunkt „Kinder, Um-
welt und Gesundheit“ (vgl. Kap. 8.1.5),  

• Erarbeitung des vorliegenden Statusberichts 
zum APUG-Symposium am 05./06.06.2002 
in Berlin,  

• Durchführung des Symposiums „Umwelt 
und Gesundheit gestalten: 3 Jahre Aktions-
programm - Bilanz und Perspektiven“ am 
05./06.06.2002 in Berlin,  

• personelle Aufstockung der Geschäftsstelle 
der Koordinierungsgruppe um eine Mitar-
beiterin für die Öffentlichkeitsarbeit zum 
APUG (vom BMG finanziert). 
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Die Aktivitäten zur Öffentlichkeitsarbeit sollen 
in Zukunft noch verstärkt werden: Derzeit wird 
eine Broschüre „Umwelt und Gesundheit in 
Deutschland“ erarbeitet. Weitere Publikationen, 
Poster und Faltblätter zu umweltbedingten Ge-
sundheitsrisiken sind geplant. Ebenso soll eine 
Internet-Präsentation über Aktivitäten der 
APUG-Koordinierungsgruppe erarbeitet und 
kontinuierlich fortgeschrieben werden. 

Kontakt: 
Silke Springer 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung, 
Geschäftsstelle der APUG-Koordinierungsgruppe 
Postfach: 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1261 
E-Mail: silke.springer@uba.de 

2.1.2 Umweltmedizinischer Informationsdienst (UMID) 

Der von 1992 - 1999 vom Institut für Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene im Umweltbundes-
amt betreute und herausgegebene Umweltme-
dizinische Informationsdienst (UMID) wird 
seit Anfang 2000 durch ein Redaktionsteam 
aus den Behörden der Koordinierungsgruppe 
zur Umsetzung des APUG (BfS, BgVV, RKI, 
UBA) unter Leitung des UBA erarbeitet.  

Im UMID werden Kurzfassungen neuer 
Forschungsresultate und Erfahrungsberichte 
zu umweltbedingten Risikofaktoren und Ge-
sundheitsstörungen, Übersichtsreferate, Kom-
mentare, Empfehlungen, Merkblätter, Presse-
mitteilungen, Ergebnisse von Umfragen, Kasu-
istiken, Hinweise auf Publikationen und Ver-
anstaltungen sowie Rezensionen veröffent-
licht. Jährlich erscheinen ca. 4 - 6 Ausgaben, 

die interessierte Behörden und Institutionen, 
aber auch Einzelpersonen, wie z.B. nieder-
gelassene Ärzte, kostenlos beim UBA anfor-
dern können. 

Im Internet ist der UMID verfügbar unter: 
http://www.umweltbundesamt.de/umid/index.htm 
oder unter http://www.uminfo.de im „Um-
weltmedizinischen Informationsforum“ (Bereich 
Literatur). 

 
Kontakt: 
Dr. Jutta Dürkop 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1309 
E-Mail: jutta.duerkop@uba.de 

 

2.1.3 Öffentlichkeitswirksame Broschüre „Umwelt und Gesundheit in Deutschland“ 

Im Rahmen der Umsetzung des Aktionspro-
gramms Umwelt und Gesundheit ist die Ver-
öffentlichung einer Broschüre mit dem Titel 
„Umwelt und Gesundheit in Deutschland“ 
vorgesehen. Die Broschüre wendet sich an die 
interessierte Öffentlichkeit und an Multiplika-
toren.  

Ziel ist es, Themen aus dem Bereich des 
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes, die 
national wie auch international im Interesse 
der Öffentlichkeit stehen, in verständlicher 
und illustrativer Form darzustellen und zu be-
werten und die Öffentlichkeit über den Stand 
der umweltbezogenen Maßnahmen in Deutsch-
land zum Schutz und zur Förderung der 

menschlichen Gesundheit und des Wohlbe-
findens zu informieren.  

Sachverhalte sollen an Hand von Fall-
beispielen (z.B. Ergebnisse von epidemiolo-
gischen Studien, Kasuistiken) illustriert wer-
den. Für die einzelnen Themenschwerpunkte 
sollen sowohl Aussagen zur allgemeinen 
Situation in Deutschland, ggf. zu lokalen Be-
lastungsschwerpunkten und Trends, sowie zu 
Vorsorge- oder Gegenmaßnahmen getroffen 
werden. Die Broschüre wird etwa 50 Seiten um-
fassen und Grafiken, Tabellen und Fotos ent-
halten und untergliedert sich in folgende Kapitel: 
• Spannungsfeld Umwelt und Gesundheit - 

Eine Einführung 
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• Was beeinflusst unsere Gesundheit? 
• Wie wirkt die Umwelt auf den Menschen 

und welche Bedeutung hat dies für seine 
Gesundheit? 

• Wie gehen wir mit den Problemen um? 
• Ausblick  
 
Als Veröffentlichungstermin ist Mai 2003 geplant. 

Kontakt: 
Dr. Jutta Dürkop 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1309 
E-Mail: jutta.duerkop@uba.de 
 

2.1.4 Aufbau eines moderierten elektronischen Diskussionsforums zum APUG

Zur Information der Öffentlichkeit über das 
Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
(APUG) wurde vom Robert Koch-Institut (RKI) 
im November 2000 ein elektronisches Diskus-
sionsforum aufgebaut. Das im Internet unter 
http://www.apug.de zugängliche Forum bietet 
zahlreiche Volltextdokumente zur Entstehung 
und Entwicklung des APUG sowie zu den 
verschiedenen Themen und Zielen des Pro-
gramms (siehe auch Abb. 3).  

Im Diskussionsforum besteht die Mög-
lichkeit, sich mit Fragen, eigenen Diskus-
sionsbeiträgen, Forderungen etc. aktiv an der 
Auseinandersetzung mit dem Aktionspro-
gramm und dessen praktischer Umsetzung zu 
beteiligen. Die Rubrik „Neuigkeiten“ enthält 
aktuelle Informationen zu Themen aus dem 
Bereich Umwelt und Gesundheit (z.B. Regie-
rungsberichte und -beschlüsse, Sachverständi-
genanhörungen, nationale und internationale 
Veranstaltungen, WHO, EU). Informationen 
der Risikokommission (vgl. Kap. 3.1.1.1) sind 
in einem eigenen Zweig verfügbar. 

Einer der Arbeitsschwerpunkte des APUG 
- Kinder, Umwelt und Gesundheit - wird der-
zeit als „Aktuelles Thema“ im elektronischen 
Diskussionsforum angeboten (vgl. Kap. 8.1.5). 
Es soll insbesondere darüber diskutiert werden, 

wodurch die Gesundheit der Kinder beein-
trächtigt oder gefährdet wird und wie gehan-
delt werden sollte. Das System wird auch von 
den Nichtregierungsorganisationen als Platt-
form für ein eigenes Netzwerk benutzt (NRO-
Forum-Kinderagenda). Voraussichtlich ab De-
zember 2002 werden unter der Rubrik „Infor-
mationen der Geschäftsstelle“ Angaben aus 
der Arbeit der APUG-Koordinierungsgruppe 
verfügbar sein (vgl. Kap. 2.1.1). 

Für den Zugang zum Aktionsprogramm 
wurden mehrere elektronische Wege geschaf-
fen. Die Nutzung ist mit allen üblichen Web-
browsern möglich. Empfohlen wird aber die 
Verwendung der kostenlosen Software First 
Class®, die als spezialisierte Gruppenkommu-
nikationssoftware ein deutlich schnelleres und 
komfortableres Arbeiten im System ermöglicht 
als die Webbrowser. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 200 612 18/03,  
Laufzeit: 01.09.2000 - 31.08.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Uwe Kaiser 
Robert Koch-Institut, FG 23 / Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3197 
E-Mail: kaiserU@rki.de 
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           Abb. 3: Darstellung des Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit im Internet 

2.1.5 Informationssystem für die Öffentlichkeit zu gesundheits-, umwelt- und 
verbraucherrelevanten Produktgruppen, Produkten und Chemikalien 

Das Bundesinstitut für gesundheitlichen Ver-
braucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) 
hat im Rahmen des Projekts „Informations-
system für die Öffentlichkeit zu gesundheits-, 
umwelt- und verbraucherrelevanten Produkt-
gruppen, Produkten und Chemikalien“ eine 
Machbarkeitsstudie erstellt, die aufzeigt, wie 
verbraucherrelevante Informationen aus ver-
schiedenen Informationsquellen erschlossen 
und der Öffentlichkeit in allgemein verständ-
licher Form elektronisch zugänglich gemacht 
werden können.  

Die erarbeitete, verbraucherorientierte 
Systematik für Produkt- und Schadstoffgrup-
pen bezieht die Anforderungen der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv) ein. 
Die Systematik unterteilt sich hierarchisch in 
Untergruppen und die Nennung technisch be-
dingter Komponenten bis hin zur Angabe von 

wichtigen Stoffgruppen und Einzelinhalts-
stoffen. Die Inhalte sollen übersichtlich, ver-
ständlich, aktuell und ständig öffentlich ver-
fügbar sein und gesundheitliche Aspekte und 
umweltbelastende Faktoren bei der Anwen-
dung (und Entsorgung) der Produkte und 
Chemikalien besonders herausstellen. Ver-
brauchern, Multiplikatoren und Experten soll 
über das Internet-Angebot gleichermaßen er-
möglicht werden, die an unterschiedlichen, 
nur schwer überschaubaren Stellen erreich-
baren Informationen in der jeweils gewünsch-
ten fachlichen Tiefe zu erhalten oder sie wer-
den adäquat auf passende Angebote ver-
wiesen. Die Machbarkeitsstudie zeigt auf, 
welche Datenbanken und Informationsange-
bote von nationalen und internationalen Be-
hörden sowie nichtstaatlichen Organisationen 
geeignet und auszuwählen sind, um seriöse 
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und verwertbare Angaben zu erhalten. Neben 
den inhaltlichen Voraussetzungen wird auch 
darauf eingegangen, welche darstellungs- und 
datenverarbeitungstechnischen Besonderheiten 
(DV-Plattform, verwendete Datenbank-Soft-
ware, Zugangswege, u.a.) die in Frage kom-
menden Informationsquellen aufweisen, unter 
welchen Bedingungen die Informationen ver-
fügbar sind und ob Einschränkungen für die 
Verwendung der Daten bestehen. Es werden 
informations- und kommunikationstechnische 
Lösungswege für die Realisierung dieses In-
formationssystems beschrieben und an einem 
Beispiel vorgestellt. Das Informationssystem 

soll auch auf CD verfügbar sein. Zur Rückkopp-
lung mit den Benutzern wurde eine E-mail- und 
Forumsfunktionalität sowie als Erweiterung 
eine englischsprachige Version vorgeschlagen. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 200 61 218/08,  
Laufzeit: 01.11.2000 - 28.02.2001 
 
Kontakt: 
Siegfried Abelmann 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1610 
E-Mail: siegfried.abelmann@uba.de 
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3. Umgang mit Risiken 
Eine fundierte Risikobewertung und darauf 
beruhende Verfahren der Standardsetzung mit 
einer angemessenen Beteiligung der betroffe-
nen gesellschaftlichen Gruppen ist für die 
Prioritätensetzung im Umwelt- und Gesund-
heitsschutz unverzichtbar. In diesem Bereich 
bestehen auch in Deutschland noch erhebliche 
Defizite. Zu den Schwerpunkten des APUG 
gehört daher die Weiterentwicklung und Ko-
ordinierung von Risikobewertung und Stan-
dardsetzung auf der Grundlage bereits allge-
mein akzeptierter Verfahren der Risikoab-
schätzung und vorliegender Vorschläge. Har-
monisierungsbedarf besteht darüber hinaus 
auf nationaler und internationaler Ebene hin-
sichtlich der Verfahren zur Umsetzung der Er-
gebnisse der Risikobewertung in wissen-
schaftlich abgesicherte Vorschläge für die me-
dienbezogene Standardsetzung unter Berück-

sichtigung rechtlicher Zielvorgaben. Bislang 
bestehen zahlreiche unterschiedliche Konzepte 
nebeneinander, die von einer Vielzahl von 
Gremien und Institutionen angewandt werden. 

Wichtiger Bestandteil des Risikomanage-
ments ist die Risikokommunikation, d.h. der 
Diskurs über Risiken mit den Betroffenen. 
Durch eine verbesserte Risikokommunikation 
soll in der Öffentlichkeit ein besseres Ver-
ständnis für die umwelt- und gesundheits-
politische Entscheidungsfindung erzielt wer-
den. Im Rahmen der Risikokommunikation 
soll allen Beteiligten – soweit praktikabel – 
die Möglichkeit eingeräumt werden, ihre Er-
fahrungen und Wertvorstellungen darzulegen 
und zu erörtern. Ziel ist es, einen möglichst 
breiten Konsens in Wissenschaft, Gesellschaft 
und Politik für die zu treffenden Entschei-
dungen zu erzielen. 

3.1 Verbesserung der Verfahren und Organisationsstrukturen zur Risikobe-
wertung und Standardsetzung 

 

APUG-Ziele 

Neuordnung der bestehenden Beratungs- und Entscheidungsgremien zur Risikobewertung 
und Standardsetzung. 

Weiterentwicklung der Verfahrensweisen zur Ableitung von Umwelt- und Gesundheits-
standards unter Berücksichtigung der vorliegenden kritischen Analysen. 

 

3.1.1 Arbeitsbeispiel 

3.1.1.1 Ad hoc-Kommission „Neuordnung der Verfahren und Strukturen der Risiko-
bewertung und Standardsetzung im gesundheitlichen Umweltschutz der 
Bundesrepublik Deutschland“ (Risikokommission) 

Voraussetzungen für die Akzeptanz von Maß-
nahmen im Umwelt- und Gesundheitsschutz 
sind eine fundierte und nachvollziehbare Be-
wertung von Risiken sowie Transparenz bei 
den Verfahren zur Festsetzung rechtlicher Stan-
dards. Um die gegenwärtig angewandten Ver-

fahren der Risikobewertung und Standard-
setzung zu harmonisieren und konsistent zu 
gestalten, wurde gemeinsam vom BMG und 
vom BMU am 06.10.2000 die unabhängige 
ad hoc-Kommission „Neuordnung der Ver-
fahren und Strukturen der Risikobewertung 
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und Standardsetzung im gesundheitlichen Um-
weltschutz der Bundesrepublik Deutschland“, 
kurz „Risikokommission“, eingesetzt. Die Mit-
glieder der Kommission verfügen hinsichtlich 
dieser Thematik über besondere interdiszi-
plinäre Erfahrungen im natur-, gesellschafts- 
oder rechtswissenschaftlichen Bereich. Zu den 
Aufgaben der Kommission gehört die Ent-
wicklung von Vorschlägen: 

 
• für Verfahren zur Risikoregulierung und 

Standardsetzung, die folgende Forderun-
gen erfüllen: erhöhte Transparenz, ange-
messene Beteiligung der Öffentlichkeit, 
nachvollziehbare Verfahrenslogik, recht-
liche Legitimation und Praktikabilität hin-
sichtlich des Zeit- und Personalaufwands,  

• zur effektiven und adressatengerechten Risi-
kokommunikation bei Entscheidungen über 
Umwelt- und Gesundheitsrisiken sowie  

• zur Verbesserung der Arbeit der mit diesen 
Themen befassten Bundes- und Länderbe-
hörden und für eine Neuordnung der Bera-
tungs- und Entscheidungsstrukturen bei der 
Ableitung von Umwelt- und Gesundheits-
standards. 

 
Im Mittelpunkt der Betrachtungen stehen da-
bei Risiken aus der Umwelt, denen die Bevöl-
kerung im Alltag ausgesetzt ist (z.B. Lärm, 
chemische, biologische oder radiologische 
Belastungen).  

Die Risikokommission hat ihren ersten 
Bericht am 24.06.2002 an Bundesgesundheits-
ministerin Ulla Schmidt und Bundesumwelt-
minister Jürgen Trittin übergeben. Den Schwer-
punkt des Berichts bilden Empfehlungen zur Har-
monisierung der Risikoregulierungsverfahren.  

Der Bericht wird nun mit Vertretern aus 
Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft diskutiert. Hierzu wurde am 10.10.2002 
eine Anhörung durchgeführt, auf der Sach-
verständige und die interessierte Öffentlichkeit 
Gelegenheit zur Stellungnahme hatten. Weitere 
Aktivitäten sind geplant.  

Die Veröffentlichung des Endberichts ist 
für das Frühjahr 2003 vorgesehen. Die Öffent-
lichkeit kann über die Homepage des Aktions-
programms Umwelt und Gesundheit (unter 
http://www.apug.de) zum „Forum Risikokom-
mission“ gelangen und dort Informationen, z.B. 
den ersten Bericht der Kommission und die 
Dokumentation der Anhörung, erhalten. 

 
Kontakt: 
Karin Borkhart, 
Tel.: (+49-1888) 333-2206 
 
Helmut Jahraus, 
Tel.: (+49-1888) 333-2203 
 
Bundesamt für Strahlenschutz 
Geschäftsstelle der Risikokommission 
Ingolstädter Landstraße 1 
85764 Oberschleißheim 
E-Mail: rgs@bfs.de 
 

3.2 Entwicklung einer aktiven und frühzeitig einsetzenden Risikokommu-
nikation 

 

APUG-Ziele 

Verbesserung des öffentlichen Verständnisses für die umwelt- und gesundheitspolitische Ent-
scheidungsfindung. 

Im Rahmen der Risikokommunikation muss allen Beteiligten - soweit praktikabel - die Mög-
lichkeit eingeräumt werden, ihre Erfahrungen und Wertvorstellungen einzubringen. 
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3.2.1 Arbeitsbeispiele 

3.2.1.1 Machbarkeitsstudie zur Entwicklung eines Erkennungs- und Bewertungs-
systems für das rechtzeitige Erkennen sich anbahnender Risikoprobleme 

Das Projekt „Machbarkeitsstudie zur Risiko-
früherkennung im Bereich Umwelt und Ge-
sundheit“ wurde durch das Bundesinstitut für 
gesundheitlichen Verbraucherschutz und Ve-
terinärmedizin (BgVV) konzipiert und im De-
zember 2000 an das Forschungszentrum Jülich, 
Programmgruppe Mensch, Umwelt, Technik 
(MUT) als Forschungsauftrag vergeben. 

Ziel des Forschungsauftrages war es, in 
einem Gutachten eine Aussage über die 
Machbarkeit eines Erkennungs- und Bewer-
tungssystems für das rechtzeitige Erkennen 
sich anbahnender Risikoprobleme im The-
menfeld des APUG zu treffen, beispielhafte 
Ansätze (Fallbeispiele) und Methoden für ein 
Risikoerkennungs- und Bewertungssystem der 
am Aktionsprogramm beteiligten Bundes-
ministerien zu skizzieren und weiterführende 
Empfehlungen auszusprechen. 

Die Studie liegt seit Februar 2002 ein-
schließlich einer deutsch- und englischspra-
chigen Kurzfassung vor. Sie wurde unter ak-
tiver Beteiligung einer projektbegleitenden ad 
hoc-Arbeitsgruppe aus Sachverständigen der 
zuständigen Bundesministerien BMU, BMG, 
BMVEL, BMBF, dem APUG-Beraterkreis, 
den für die Koordinierung des Aktionspro-
gramms verantwortlichen Bundesoberbehörden  
 (BfS, BgVV, RKI und UBA), der Länderar-
beitsgruppe umweltbezogener Gesundheits-
schutz (LAUG) und Vertretern aus dem Län-
derausschuss für Immissionsschutz (UA Wir-
kungsfragen) erstellt. In diese Arbeit gingen 
zudem die Ergebnisse eines Workshops zur 
Analyse von Früherkennungssystemen in der 
Praxis mit Experten aus den Bereichen Auto-
mobil/Maschinenbau, Banken, Versicherun-
gen, Chemie und Pharmazie, Informationstech-
nologie, Lebensmittel und Unternehmensbera-
tung durch die Jülicher Forschungsgruppe ein. 

Die Studie analysiert und bewertet den 
Stand des Wissens zur Risikofrüherkennung 
einschließlich der Früherkennungssysteme, die 

gegenwärtig praktisch angewandt werden. In 
Zusammenarbeit mit Bundes- und Länderbe-
hörden wurde anhand von fünf Fallstudien 
untersucht, welchen Beitrag eine verbesserte 
Risikofrüherkennung für eine vorsorgende Ri-
sikopolitik leisten kann. Betrachtet wurden: 
das BSE-Problem, die Debatte um den Mobil-
funk, die PCB-Belastung in der Innenraum-
luft, die Lampenölproblematik sowie die Aus-
einandersetzung um PAK (polyzyklische aro-
matische Kohlenwasserstoffe) in Parkettkle-
bern. Insgesamt beantwortet die Studie fol-
gende Fragestellungen: 

 
• Mit welchen Zielsetzungen kann die Früh-

erkennung betrieben werden? 
• Welche Verfahren/Methoden lassen sich 

einsetzen? 
• Wie ist das Früherkennungssystem am 

besten in eine Organisation einzubinden? 
• Was können solche Systeme leisten? Was 

hat sich bewährt? 
• Welche finanziellen Mittel und personel-

len Ressourcen sind dafür nötig? 
• Welche Empfehlungen können den Bun-

desbehörden gegeben werden? 
 
Als Ergebnis der Studie wird die begründete 
Empfehlung ausgesprochen, für bestimmte Ri-
sikofelder im Gebiet des umweltbezogenen Ge-
sundheitsschutzes und des Verbraucherschutzes 
ein Früherkennungssystem aufzubauen. 

 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 200 61 218/09,  
Laufzeit: 01.11.2000 - 31.01.2002 
 
Kontakt. 
Dr. Gernot Henseler 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin, FB 8 Chemikalien-
bewertung 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 412-3303 
E-Mail: g.henseler@bgvv.de 
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3.2.1.2 OECD-Workshop „Risk Communication“

Im Rahmen des vom BgVV durchgeführten 
OECD-Workshops „Risk Communication“ 
am 18./19.09.2000 wurden Möglichkeiten zur 
effektiveren und alle Beteiligten einbeziehen-
den Risikokommunikation diskutiert. An dem 
Workshop, zu dessen Vorbereitung ein um-
fangreiches Hintergrundpapier erstellt wurde, 
nahmen 80 Vertreter(innen) aus Industrie, 
Politik und Wissenschaft aus 13 Ländern teil. 
Die Teilnahme der Umwelt- und Verbraucher-
schutzverbände wurde vom BMU aus Mitteln 
des Aktionsprogramms Umwelt und Gesund-
heit unterstützt. Der Workshop war Bestand-
teil eines im November 1999 von den Dele-
gierten des „29th OECD Joint Meeting of the 
Chemicals Committee and Working Party on 
Chemicals“ gestarteten Projekts. In dem Pro-
jekt sollten praktische Wege gesucht werden, 
Risikokommunikation im Entscheidungspro-
zess beim sogenannten „chemicals risk manage-
ment“ zu etablieren.  

Zur Bearbeitung des Projektes wurde eine 
„Task Force on Risk Communication“ unter 
Vorsitz des BgVV gegründet. Teilnehmer der 
Task Force waren Vertreter(innen) von Be-
hörden aus 10 Ländern sowie Vertreter(innen) 
des BIAC (Business and Industry Advisory 
Committee to the OECD), der WHO und der 
Europäischen Kommission. Das Projekt wur-
de finanziert durch Beiträge aus Kanada, 
Deutschland, Japan, Österreich, Schweiz und 
des BIAC. Es umfasst folgende Teilprojekte: 

 
• Befragung der Vertreter(innen) aller OECD-

Länder und wichtiger Interessengruppen 
(z.B. Industrie, Verbraucherschutzorganisa-
tionen, Wissenschaftler(innen) aus Univer-
sitäten und Akademien). Ziel dieser Frage-
bogenaktion war aufzuzeigen, welche Aktio-
nen in den einzelnen Behörden/Organi-
sationen zum Thema Risikokommunikation 
durchgeführt werden, wo Bedarf an weite-
ren Informationen besteht, und ob im inter-
nationalen/OECD-Rahmen gemeinsame 
Aktionen zielführend sein können. 

• Erstellung eines Hintergrundpapiers zum 
Thema Risikokommunikation. Neben einer 
fundierten Einführung in die Thematik 
wurde eine Darstellung von wichtigen 
„Ressourcen“ zur Risikokommunikation er-
arbeitet. Dieses Hintergrundpapier ist unter 
http://www.bgvv.de/publikationen/sonstig
e/index-e.htm) im Internet verfügbar. 

• Vorstellung der Befragungsergebnisse 
und des Hintergrundpapiers auf dem inter-
nationalen Workshop am 18. - 20.09.2000 
in Berlin. Auf diesem Workshop wurde 
das Hintergrundpapier diskutiert und in 
Arbeitsgruppen festgelegt, welche Pro-
bleme der Risikokommunikation im Leit-
faden behandelt werden sollen.  

 
Als Ergebnis des Workshops wurde von den 
Teilnehmer(inne)n die Bitte an die OECD for-
muliert, einen Leitfaden zur Risikokommuni-
kation zu erstellen, der die benötigte Anleitung 
zur Durchführung und Validierung einer erfolg-
reichen Risikokommunikation für das „chemi-
cals risk management“ zusammenstellt. Das Do-
kument liegt mittlerweile vor [OECD-Guidance 
Document on Risk Communication for Chemi-
cal Risk Management, OECD Environment, 
Health and Safety Publication, series on Risk 
Management No.16] und ist im Internet unter: 
http://www.olis.oecd.org/olis/2002doc.nsf/Lin
kTo/env-jm-mono(2002)18 verfügbar. Das 
Projekt und der Workshop bilden die Basis 
für ein im Jahr 2001 begonnenes Projekt zur 
Risikokommunikation (vgl. Kap. 3.2.1.3). 

 
Kontakt: 
Dr. Rolf F. Hertel 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin, FG 821 Koordination 
der Bewertung von Altstoffen, Maßnahmenvorschläge 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 412-3931 
E-Mail: r.hertel@bgvv.de 
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3.2.1.3 Entwicklung eines mehrstufigen Verfahrens der Risikokommunikation 

Die Entwicklung eines mehrstufigen Verfah-
rens der Risikokommunikation im Rahmen des 
Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit 
wurde durch das Bundesinstitut für gesund-
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinär-
medizin (BgVV) konzipiert und an die Aka-
demie für Technikfolgenabschätzung in Baden-
Württemberg als Forschungsprojekt vergeben. 
Das Projekt, welches auf den Ergebnissen 
des Workshops zur Risikokommunikation 
am 18. - 20.09.2000 in Berlin (vgl. Kap. 3.2.1.2) 
aufbaut, betrifft drei Teilaspekte: 

 
• Entwicklung eines Leitbildes für die Risi-

kokommunikation in Bundesoberbehörden,  
• Umsetzung des Leitbildes durch Festlegung 

der Anforderungen, Aufgaben und Verant-
wortlichkeiten,  

• Aufbau und Erprobung eines Trainings-
programms für Mitarbeiter von Behörden. 

 
Ziel des Verfahrens ist es, ein Leitbild der parti-
zipativen Risikokommunikation in Bundesober-
behörden zu beschreiben und es in die Kommu-
nikationspraxis zwischen Behördenmitarbei-
ter(inne)n, Verbraucher(inne)n und Medienver-
treter(inne)n umzusetzen (Definition der Struktu-
ren, Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten). Er-
gänzend soll mittels eines konkreten Trainings-
programms für Behördenmitarbeiter(innen) das 
Prinzip der partizipativen Risikokommunikation  

dargestellt und am Beispiel der Chemikalien-
bewertung praktisch erprobt werden. Ein we-
sentliches Element ist die Sicherstellung einer 
regelmäßigen Evaluierbarkeit des Verfahrens 
der Risikokommunikation (Qualitätsmanage-
ment nach DIN/ISO 9001). 

Zu Beginn des Projekts fand am 12./13.09. 
2001 in Berlin ein Workshop unter bundeswei-
ter Beteiligung statt. Unter Berücksichtigung der 
Workshop-Ergebnisse und der weiteren Bear-
beitung des Projekts wurde die Bildung einer ad 
hoc-Arbeitsgruppe mit Vertreter(inne)n aus 
Bundes- und Landesbehörden sowie weiteren 
Experten zur fachlichen Begleitung des For-
schungsprojektes beschlossen. Die Arbeitsgrup-
pe hat bisher zweimal getagt, eine weitere 
Sitzung findet am 29.11.2002 statt. Der Ab-
schlussbericht wird 2003 vorliegen. 

 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 218/05,  
Laufzeit: 01.09.2001 - 28.02.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Rolf F. Hertel,  
Tel.: (+49-1888) 412-3931 
E-Mail: r.hertel@bgvv.de 

 
Dr. Gernot Henseler 
Tel.: (+49-1888) 412-3303 
E-Mail: g.henseler@bgvv.de 
 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
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4. Umweltmedizin 
Die Betreuung von Personen mit umweltbezo-
genen Gesundheitsstörungen ist Aufgabe der 
Ärzteschaft im niedergelassenen und stationären 
Bereich der Gesundheitsversorgung. Die Ärzte-
kammern sind dem zunehmenden Bedarf an 
umweltmedizinisch ausgebildeten Ärzt(inn)en 
durch Schaffung der Zusatzbezeichnung „Um-
weltmedizin“ mit Ausarbeitung eines entspre-
chenden Curriculums für die Weiterbildung 
nachgekommen. Ergänzend haben sich Bera-
tungsstellen und spezielle Ambulanzen im Rah-

men des öffentlichen Gesundheitsdienstes und 
an universitären Einrichtungen etabliert. 

APUG-Ziel 
Förderung von Informationsaustausch, 
Qualitätssicherung und Forschung zur 
Sicherstellung einer qualitativ hochste-
henden medizinischen Betreuung von 
Personen mit umweltbezogenen Gesund-
heitsstörungen. 

4.1 Arbeitsbeispiele 

4.1.1 RKI-Kommission „Methoden und Qualitätssicherung in der Umweltmedizin“ 

Im Herbst 1999 wurde am Robert Koch-Institut 
(RKI) die Kommission „Methoden und Qua-
litätssicherung in der Umweltmedizin“ einge-
richtet. Ihr Hauptziel besteht darin, die in der 
Umweltmedizin derzeit eingesetzten Methoden 
und Verfahren zu erfassen, unter Qualitäts-
sicherungsaspekten zu bewerten sowie Inhalte 
und Ausrichtung der Umweltmedizin in 
Deutschland kritisch zu evaluieren. Bei der Zu-
sammensetzung der Kommission wurde ver-
sucht, dem interdisziplinären Ansatz der Um-
weltmedizin gerecht zu werden. 

Zu speziellen Arbeitsschwerpunkten (u.a. 
Grundsatzangelegenheiten, Enzympolymorphis-
men, PET/ SPECT-Positron Emission Tomo-
graphy/ Single Photon Emission Computer To-
mography, Immunologische Diagnostik) wurden 
Arbeitsgruppen eingerichtet. Die aus der Kom-
missionsarbeit resultierenden Ergebnisse und 
Mitteilungen werden primär im Bundesge-
sundheitsblatt veröffentlicht. Diese Konsensus-
papiere haben den Charakter von Stellungnah-
men und Empfehlungen. Bisher sind im Bundes-
gesundheitsblatt folgende Beiträge erschienen: 
 
• Methoden und Qualitätssicherung in der Um-

weltmedizin - Einrichtung einer Umwelt-
medizin-Kommission am RKI (Mai 2000),  

• Grundsätze der Bewertung von umwelt-
medizinischen Methoden (Mai 2001),  

• Untersuchungsgang in der Umweltmedi-
zin (Dezember 2001),  

• Einsatz immunologischer Untersuchungs-
verfahren in der Umweltmedizin - Eine 
Einführung (September 2002),  

• Diagnostische Relevanz des Lymphozy-
tentransformationstests in der Umwelt-
medizin (September 2002), 

• Therapiestudien in der Umweltmedizin 
(Oktober 2002) 

 
In Vorbereitung sind Konsensuspapiere der 
Kommission zur pathogenetischen Bedeutung 
einer intestinalen Candida-Besiedlung, zu 
PET/SPECT-Anwendungen in der Umwelt-
medizin sowie zur Genotypisierung fremd-
stoffmetabolisierender Enzyme. Neben As-
pekten der klinischen Umweltmedizin sollen 
präventivmedizinische Aspekte der Umwelt-
medizin diskutiert werden. Auch in Zukunft 
wird sich die Arbeit der Kommission darauf 
ausrichten, praxisorientierte wissenschaftlich 
fundierte Empfehlungen auszuarbeiten. 
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Kontakt: 
Prof. Dr. Volker Mersch-Sundermann 
Universitätsklinikum Gießen, Institut für Innenraum- 
und Umwelttoxikologie 
Aulweg 123, 35385 Gießen 
Tel.: (+49-641) 9941-400 
E-Mail: volker.mersch-sundermann@uniklinikum-
giessen.de 

4.1.2 Der Einfluss von Lärmstress auf das Immunsystem und die Entstehung von 
Arteriosklerose

Im Rahmen des Forschungsprojekts wurde 
durch das Robert Koch-Institut eine Literatur-
recherche über die immunologischen Verän-
derungen bei chronischer Lärmbelastung und 
eine historische Kohortenstudie über den Zu-
sammenhang zwischen Krankheiten des Herz-
Kreislaufsystems oder des Immunsystems und 
der Intensität der Verkehrslärmbelastung unter 
besonderer Beachtung der Tag/Nacht-Proble-
matik durchgeführt. Mit Hilfe der historischen 
Kohorte wurden Zusammenhänge zwischen 
umweltbedingten Schallexpositionen (Lärm-
belastungen) und pathophysiologischen Reak-
tionen und Gesundheitsstörungen unter Berück-
sichtigung intervenierender Variablen (Modera-
toren) der Lärmwirkung untersucht. Die Lärm-
exposition wurde retrospektiv mit unterschied-
lichen (alternativen) Verfahren quantifiziert.

Besonderes Augenmerk galt der hormonellen 
Stressreaktion (Cortisol), der neuroendokrinen 
Modulation immunologischer Funktionen sowie 
der Hypertonie und koronaren Herzerkrankun-
gen. Die Datenauswertung ist abgeschlossen. 
Der Abschlussbericht wurde im August 2002 
eingereicht und befindet sich derzeit in der 
Begutachtung. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 298 62 515,  
Laufzeit: 01.05.1998 - 31.07.2001 
 
Kontakt: 
Dr. Wolfgang Babisch 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1370 
E-Mail: wolfgang.babisch@uba.de 
 

4.1.3 Multizentrische Studien zum MCS-Syndrom (multiple chemische Sensitivität) 

Beim MCS-Syndrom handelt es sich um ge-
sundheitliche Beschwerden, die vor allem von 
den Betroffenen mit Umweltchemikalien und 
-faktoren assoziiert werden. Das Beschwer-
debild ist bisher unzureichend definiert, und 
wissenschaftlich akzeptierte Diagnosekriterien 
fehlen. Da das MCS-Syndrom zunehmende 
öffentliche und politische Aufmerksamkeit 
erfahren hat, wurden im Rahmen des 
Umweltforschungsplans (UFOPLAN) des BMU 
folgende drei Projekte gefördert, um Erkennt-
nisse zu Ursachen, charakteristischen Be-
schwerden, Pathomechanismen und Verlaufs-
formen zu gewinnen: 

1. Untersuchungen zur Aufklärung der Ur-
sachen des MCS-Syndroms bzw. des IEI-
Syndroms1 unter besonderer Berücksich-
tigung des Beitrages von Umweltchemika-
lien (Multizentrische MCS-Studie Teil I) 
 

Unter Leitung des Robert Koch-Instituts 
(RKI) beteiligten sich an der ersten mul-
tizentrischen MCS-Studie sechs umweltme-
dizinische Zentren (Aachen, Berlin, Bredstedt, 
Freiburg, Gießen, München). Die wesentliche 
Vorbereitung bestand darin, den Forschungs-
verbund zu etablieren, das Erhebungsinstru-
                                                 
1 IEI-Syndrom: idiopathic environmental illness = 
idiopathische umweltbezogene Unverträglichkeit 
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mentarium abzustimmen und einen Kriterien-
katalog für die Falldefinition zu erarbeiten. 
Die Stichprobe umfasst 234 Patienten aus dem 
Jahr 2000. Die Patientenzahl blieb hinter den 
Erwartungen zurück. Sie soll daher in der 
Multizentrischen MCS-Studie Teil II aufge-
stockt werden. 

Für die Charakterisierung der gesund-
heitlichen Störungen wurden neben umwelt-
medizinischen und laborklinischen Unter-
suchungen umfangreiche Fragebogenerhebun-
gen unter Einbeziehung psychologisch-psycho-
somatischer Aspekte durchgeführt. Um der 
Hypothese neurogener Entstehungsmechanis-
men nachzugehen, wurden an einigen Patien-
ten olfaktometrische Untersuchungen (Riechtests, 
olfaktorisch evozierte Potenziale) durchgeführt. 

Die überarbeitete Fassung des mit den be-
teiligten Zentren abgestimmten Abschlussbe-
richts wird dem Umweltbundesamt Anfang De-
zember 2002 vorgelegt. Weitere, vertiefte Da-
tenanalysen sollen diesem Bericht in Form er-
gänzender wissenschaftlicher Publikationen 
folgen. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 298 62 274, Laufzeit: 
01.02.1999 – 30.06.2001 

2. Studie zum Verlauf und zur Prognose 
des MCS-Syndroms - Erweiterung der 
Basisstichprobe und Nachuntersuchung 
(Multizentrische MCS-Studie Teil II) 

Um Kenntnisse über die Entwicklung der Symp-
tomatik in Relation zu Expositionsbedingun-
gen (attributierten Umweltfaktoren), zur In-
anspruchnahme von therapeutischen Interven-
tionen und sekundärpräventiven Maßnahmen 
und zu sozialmedizinischen Aspekten zu er-
halten, sollen die Patienten der Multizentri-
schen MCS-Studie Teil I nach drei Jahren 
erneut untersucht werden. Gleichzeitig soll 
eine Erweiterung der Basisstichprobe erfol-
gen. In einem Pretest wurde das Erhebungs-
instrumentarium für die Nachuntersuchung 
angepasst. An der Studie nehmen fünf der be-
reits an der Multizentrischen MCS-Studie Teil I 
beteiligten umweltmedizinischen Zentren teil 

(Aachen, Berlin, Bredstedt, Gießen, München, 
vgl. Punkt 1). 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 218/04,  
Laufzeit: 01.08.2001 - 31.12.2003 

3. Untersuchungen zur Suszeptibilität bei 
MCS 

Die vermutete besondere Empfindlichkeit von 
MCS-Patienten wird gegenwärtig oftmals mit 
genetisch determinierten Enzymvarietäten des 
Fremdstoffmetabolismus in Zusammenhang 
gebracht. Obwohl hierzu keine verlässlichen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse vorliegen, wer-
den inzwischen bei umweltmedizinischen Pa-
tienten häufig derartige Untersuchungen durch-
geführt oder entsprechende Forderungen nach 
solchen kostspieligen Untersuchungen erhoben. 

Nach Abschluss der weiteren Proben-
sammlung im Rahmen der Multizentrischen 
MCS-Studie Teil II soll vom RKI ein Auftrag 
zur Genotypisierung verschiedener Enzyme 
(GSTM1, GSTT1, CYP1A1, NATT2, MPO) 
mittels Polymerasekettenreaktion vergeben 
werden. Die Bewertung der Analysendaten 
wird dann vom RKI vorgenommen.  

Derzeit liegen ca. 80 Blutproben von 
Teilnehmer(inne)n aus der 1. Multizentrischen 
MCS-Studie vor. Die Probenzahl soll im Lau-
fe der 2. Multizentrischen MCS-Studie deut-
lich erhöht werden. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 218/02, 
Laufzeit: 01.01.2001 - 30.04.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Dieter Eis 
Robert Koch-Institut, FG 23 / Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3196 
E-Mail: eisD@rki.de 
 
Dr. Jutta Dürkop 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1309 
E-Mail: jutta.duerkop@uba.de 
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4.1.4 Umweltbezogene Erkrankungen I (Berliner Studie I) 

Mit dem vom Bundesministerium für Gesund-
heit (BMG) geförderten Projekt sollten Er-
kenntnisse zur Epidemiologie, Ätiopathogenese 
und nosologischen Einordnung von sogenann-
ten umweltbezogenen Erkrankungen gewon-
nen werden. Zu diesem Zweck wurde ein regi-
onaler Forschungsverbund (Charité-RKI-Ver-
bund „Klinische Umweltmedizin“) mit der 
Projektleitung im RKI konstituiert.  

Den Schwerpunkt des Projektes bildete 
die Frage nach der Pathogenese umweltasso-
ziierter Gesundheitsstörungen, wobei neben 
toxikologischen, infektiologischen und im-
munologisch-allergologischen Aspekten auch 

psychophysiologische Prozesse bei der Ana-
lyse und Modellbildung berücksichtigt werden 
sollten. Erhebungs- und Hauptphase sind ab-
geschlossen. Der Abschlussbericht wird der-
zeit überarbeitet (Stand: November 2002). 
 
BMG-Projekt: 324-1720/35,  
Laufzeit: 01.04.1998 - 31.05.2001 
 
Kontakt: 
Dr. Dieter Eis 
Robert Koch-Institut, FG 23 / Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3196 
E-Mail: eisD@rki.de 

4.1.5 Umweltbezogene Erkrankungen II (Berliner Studie II) 

Mit dem geplanten Vorhaben, welches vom 
BMG gefördert wird, sollen aufbauend auf den 
Erkenntnissen des Basisvorhabens „Umwelt-
bezogene Erkrankungen“ des RKI erweiterte 
Kenntnisse zur Pathogenese umweltbezogener 
Erkrankungen, insbesondere der multiplen che-
mischen Sensitivität (MCS) sowie zur Diag-
nostik derartiger Störungen und zu ihrer Be-
handlung und Prophylaxe gewonnen werden. 
Bestandteil des Projektes ist die Evaluierung be-
stimmter diagnostischer Untersuchungsverfah-
ren (u.a. Immunologische Parameter, Enzym-
polymorphismen). Das Vorhaben stützt sich auf 
eine Unterstichprobe der überregionalen multi-
zentrischen MCS-Studie (vgl. Kap. 4.1.3). 
Untersucht werden - innerhalb der Fallgruppe 
beschränkt auf Berlin - dieselben Patient(inn)en 

wie in der MCS-Studie des Erhebungszeitrau-
mes 2002 mit einem erweiterten Untersuchungs-
programm (u.a. psychometrische Verfahren) so-
wie eine alters- und geschlechtsspezifische Kon-
trollgruppe aus dem klinisch-ambulanten Be-
reich nach einem zur MCS-Studie analogen 
Basisprogramm und dem für die Patient(inn)en 
genannten erweiterten Untersuchungsprogramm.  
 
BMG-Projekt: 328-1720/56,  
Laufzeit: 01.11.2002 - 31.12.2004 
 
Kontakt: 
Dr. Dieter Eis 
Robert Koch-Institut, FG 23 / Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3196 
E-Mail: eisD@rki.de 

4.1.6 Evaluation der umweltmedizinischen Methoden und Entwicklung koordi-
nierter Vorgehensweisen unter Einbindung nationaler und internationaler 
Kommunikationsnetze (Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für 
umweltmedizinische Methoden, ZEBUM) - Projektphase I - 

Im Rahmen eines vom Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) geförderten Projektes 
wurde eine „Zentrale Erfassungs- und Bewer-
tungsstelle für umweltmedizinische Metho-
den“ (ZEBUM) aufgebaut und die Vereinheit-

lichung methodischer Standards und Verfah-
rensweisen auf dem Gebiet der Umweltme-
dizin bundesweit mit dem Ziel einer verbes-
serten Qualitätssicherung angestrebt. Wesent-
liche Arbeitsziele des Projektes waren die 
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Erfassung und Bewertung umweltmedizini-
scher Methoden sowie die Etablierung von 
einschlägigen Qualitätsstandards. Gleichzeitig 
sollte die Arbeit der RKI-Kommission 
„Methoden und Qualitätssicherung in der 
Umweltmedizin“ (vgl. Kap. 4.1.1) unterstützt 
werden. Bisher wurden mehr als 80 Methoden 
und Verfahren erfasst und in eine dafür ent-
wickelte relationale Datenbank eingegeben. 
Zu dem Forschungsprojekt wurde bisher eine 

CD-ROM erstellt. Der Abschlussbericht er-
scheint Ende 2002. 
 
BMG-Projekt: 324-1720/38, 
Laufzeit: 01.11.1998 - 31.12.2001 
 
Kontakt: 
Dr. Dieter Eis 
Robert Koch-Institut, FG 23/ Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3196 
E-Mail: eisD@rki.de 

4.1.7 Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für umweltmedizinische 
Methoden, ZEBUM - Projektphase II - 

Ziel des vom BMG geförderten Folgepro-
jektes (vgl. Kap. 4.1.6) ist es, weitere umwelt-
medizinische Methoden und Verfahren sys-
tematisch zu dokumentieren, zu analysieren 
und zu bewerten, um zu einer verbesserten 
Qualitätssicherung und Vereinheitlichung me-
thodischer Standards und Verfahrensweisen in 
der Umweltmedizin zu gelangen. Dabei wer-
den die Expertisen der RKI-Kommission 
„Methoden und Qualitätssicherung in der Um-
weltmedizin“ einbezogen. Aufbauend auf der 
in der ersten Projektphase erstellten Daten-
bank sollen künftig insbesondere folgende 
Themenschwerpunkte bearbeitet werden: Im-
munologische Parameter in der Umweltme-

dizin, Labordiagnostische Verfahren, Suszep-
tibilitätsmarker, Mineralstoffanalyse, Provo-
kationstests und Expositionskammer-Verfah-
ren, Stressregulationsdiagnostik, Verfahren 
der Psychodiagnostik, Ortsbegehung und Um-
gebungsuntersuchungen, Therapiestudien. 
 
BMG-Projekt: 328-1720/57,  
Laufzeit: 01.01.2002 - 30.06.2004 
 
Kontakt: 
Dr. Dieter Eis 
Robert Koch-Institut, FG 23 / Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3196 
E-Mail: eisD@rki.de 

4.1.8 Umweltmedizinische Therapiestudien 

In der Umweltmedizin existieren - analog zu 
den vielfältigen Krankheitsbildern - sehr unter-
schiedliche Ansätze zur Behandlung der kom-
plexen Krankheitssyndrome. Der Erfolg der 
Therapien ist nicht immer überzeugend. Um zu 
einer Bewertung der Qualität und Wirksamkeit 
einiger Therapieansätze zu gelangen, werden 
im Rahmen des APUG zwei Studien durch-
geführt, aus denen Empfehlungen zur Diag-
nostik und Therapie umweltmedizinischer Er-
krankungen abgeleitet werden sollen. 

Zielsetzung der Studie „Langzeitverlauf 
und Versorgungsregime von ambulanten und 
stationären Patienten in der Umweltmedizin“ 
ist es, ein umweltmedizinisches Patient(inn)en-
register aufzubauen. Dazu werden die Daten 

von etwa 300 Patient(inn)en mit chronischen, 
umweltbezogenen Erkrankungen erfasst. In die 
Erfassung gehen medizinische, biologische, 
toxikologische und psychosoziale Daten ein, die 
für die Entstehung des Krankheitssyndroms 
multiple Chemikalienüberempfindlichkeit (MCS) 
von Bedeutung sein können. Die Patient(inn)en 
werden nach unterschiedlichen, in Vorstudien 
erarbeiteten Therapieansätzen behandelt und die 
Behandlungsergebnisse überprüft und doku-
mentiert. Durch die Auswertung der unter-
schiedlichen Ergebnisse zwischen den Patien-
tengruppen sollen Erkenntnisse zu den Risiko-
faktoren von MCS und den Einflussfaktoren auf 
den Verlauf und die Therapie von MCS ge-
wonnen werden. 
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BMG-Projekt: 328-1720/49,  
Laufzeit: 20.11.2000 - 31.10.2002 
 
Das zweite Forschungsprojekt „Evaluation 
eines Ansatzes zur Behandlung toxisch be-
lasteter Personen: Eine kontrollierte The-
rapiestudie“ soll dazu dienen, eine ambulante 
Therapie bei umweltmedizinischen Pa-
tient(inn)en auf ihre Wirksamkeit hin zu über-
prüfen. Dabei wird nach einem komplexen 
Behandlungskonzept vorgegangen, das ver-
haltenstherapeutische, physiologische und 
physikalische Komponenten umfasst. Ziele 
sind die Wiederherstellung eines normalen 

Lebensrhythmus, die Verbesserung der Er-
nährung sowie die Reduzierung möglicher 
Schadstoffbelastungen. 
 
BMG-Projekt: 328-1720/48, 
Laufzeit: 20.11.2000 - 30.11.2002 
 
Kontakt: 
Simone Strecker 
Bundesministerium für Gesundheit, Ref. 328 
Umweltbezogener Gesundheitsschutz, 
Umweltmedizin, Chemikaliensicherheit 
53108 Bonn 
Tel.: (+49-1888)441-3281 
E-Mail: strecker@bmg.bund.de 
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5. Förderung der Forschung zu Umwelt und Gesundheit 
Gesundheitsrisiken und Gesundheitsstörun-
gen, die mit Umweltbelastungen assoziiert 
werden, müssen frühzeitig erkannt und wis-
senschaftlich bewertet werden. Strategien 
und konkrete Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung der Risiken sind zu entwickeln 
oder zu erweitern. Im Rahmen des APUG 
werden insbesondere Forschungsprojekte aus 
den folgenden Bereichen bearbeitet: Umwelt-
assoziierte Gesundheitsstörungen; Kinder, Um-
welt und Gesundheit; gesundheitliche Bewer-
tung der bedeutsamsten Expositionen; Opti-

mierung von Expositionsmodellen; Evaluation 
umweltmedizinischer Diagnose- und Thera-
pieverfahren und Fragen der Risikobewer-
tung und -kommunikation. 

APUG-Ziel 

Erhalt bzw. Förderung eines hohen 
Forschungsniveaus für das frühzeitige 
Erkennen umweltbedingter Gesund-
heitsrisiken und für deren fundierte 
wissenschaftliche Bewertung. 

5.1 Arbeitsbeispiele 
Ergänzend zu den in den vorangegangenen 
Kapiteln genannten Forschungsprojekten sind 
nachfolgend beispielhaft weitere Vorhaben 
aus dem APUG-Themenspektrum genannt. 
Darüber hinaus wurden und werden in den 

Behörden der Koordinierungsgruppe eine 
Vielzahl weiterer, hier nicht aufgeführter 
Projekte durchgeführt, die direkt oder in-
direkt die Ziele des APUG unterstützen. 

5.1.1 Vergleich von Verfahren zur Ableitung gesundheitsbezogener Wirkungs-
schwellen (Benchmark-NOAEL) 

In der Methodendiskussion zur Beurteilung der 
Wirkungen von Umweltchemikalien auf die 
menschliche Gesundheit wird zunehmend die 
Einbindung der Dosis-Wirkungsfunktion gefor-
dert. Das hierfür in Frage kommende Konzept 
ist das Benchmark-Verfahren, ein Vorgehen, 
das die konventionsartige Vorgabe einer Be-
zugsgröße (z.B. noch 5% Wirkungen im Tier-
versuch) als Orientierung für die Begründung 
von Umweltstandards verlangt. Der quantitative 
Unterschied zwischen dem Benchmark-Ver-
fahren und dem heute überwiegend eingesetzten 
Verfahren über den „No Observed Adverse 
Effect Level“ (NOAEL) sowie der Einfluss 
eines möglichen Methodenwechsels auf beste-
hende Umweltstandards ist nicht bekannt. 

Mit dem Forschungsprojekt „Vergleich 
von Verfahren zur Ableitung gesundheitsbe-
zogener Wirkungsschwellen“ wird im Rah-
men der methodischen Weiterentwicklung der 
Standardsetzung das Benchmark-Verfahren 
erprobt. Ein weiteres Ziel besteht in der Ver-

einheitlichung konsensual zu treffender Be-
zugsgrößen. Methodische Einzelheiten werden 
im Sinne der Erstellung einer „gute Praxis der 
Benchmark-Anwendung“ diskutiert. Noch 
bestehende Lücken und Unsicherheiten sollten 
möglichst ausgeräumt und damit das 
Verfahren verbessert und seine Grenzen 
definiert werden. Die Methodenkonkretisie-
rung soll gewährleisten, dass später zu erwar-
tende Ergebnisse ausreichend widerspruchs-
frei zu bestehenden Grenzwerten stehen. Hier-
zu sind Anwendungsbeispiele mit Grenzwert-
begründungen zu vergleichen, die nach dem 
traditionellen Verfahren der Extrapolation 
eines NOAEL erhalten wurden.  

Zum Projekt gehört auch die Durch-
führung eines Fachgespräches, in dem die Er-
gebnisse und Schlussfolgerungen der Studie 
zur Diskussion gestellt werden sollen.  
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 65 201/01,  
Laufzeit: 15.06.2002 - 30.06.2003 
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 Kontakt: 
Rainer Konietzka 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1337 
E-Mail: rainer.konietzka@uba.de 

5.1.2 Überprüfung der maßgerechten Übertragung („Scaling“) von Schadstoff-
dosen aus Tierversuchen auf den Menschen (Interspeziesextrapolation) 

Eine der zentralen Fragen bei der gesund-
heitlichen Bewertung von Umweltschad-
stoffen ist die Interspeziesextrapolation und 
das „Scaling“ der Schadstoffdosen vom Tier-
versuch zum Menschen. Die bisher über-
wiegende Praxis ist die Anwendung eines 
Scalings nach Körpergewicht. Dabei wird an-
genommen, dass Dosierungen pro Kilo-
gramm Körpergewicht (mit der Einheit 
mg/kg · d) bei Mensch und Tier äquipotent 
sind. Theoretische Überlegungen und 
empirische Auswertungen führen jedoch zu 
der Aussage, dass ein Scaling nach 
kalorischem Grundumsatz eine geeignetere 
Methode der Interspeziesextrapolation dar-
stellt. Im Rahmen eines von der WHO 
veranstalteten Workshops zur Methodik der 
Ableitung von Arbeitsplatzwerten (AOEL) 
wurde das Scaling nach kalorischem Grund-
umsatz als vielversprechender, aber noch 
nicht hinreichend abgesicherter Ansatz be-
schrieben. Die Übernahme in die regulatori-
sche Praxis erfordert offensichtlich weitere 
gezielte Anstrengungen und sollte zur empi-
rischen Überprüfung auch neueste toxikolo-
gische Daten einbeziehen. 

Im Rahmen des Projekts soll die Frage 
des Scalings nach Körpergewicht im Ver-
gleich zum Scaling nach kalorischem Grund-
umsatz diskutiert werden. Anhand von Lite-
raturdaten ist zudem die Möglichkeit einer 
theoretischen Vorhersage der maßgerechten 
Übertragung von Schadstoffdosen aus Tier-
versuchen auf den Menschen zu überprüfen. 

Dabei ist, soweit die Daten es ermög-
lichen, eine statistische quantitative Auswer-
tung der Verteilung der Verhältnisse von 

NOAEL2 und LOAEL3 (soweit sinnvoll auch 
der LD50

4- und LC50
5-Werte) für die üblichen 

Versuchstiere und eine Diskussion des 
Einflusses möglicher Störgrößen (z.B. unter-
schiedliche Versuchsdauer, speziesspezifische 
Besonderheiten) durchzuführen. 

Die Auswertungsergebnisse sollen im 
Gesamtzusammenhang zur empirischen Da-
tenlage für allometrische Scaling-Ansätze in 
der Interspeziesextrapolation diskutiert und 
Empfehlungen zur Anwendung in der regu-
latorischen Praxis gegeben werden. Die Er-
gebnisse und Schlussfolgerungen sind inner-
halb des Projektes in einem Fachgespräch zur 
Diskussion zu stellen. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 65 202,  
Laufzeit: 01.12.2001 - 30.11.2002 
 
Kontakt: 
Rainer Konietzka 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1337 
E-Mail: rainer.konietzka@uba.de 
 

                                                 
2 NOAEL: no observed adverse effect level = die 
höchste Gefahrstoffdosis oder -konzentration, bei der 
keine schädlichen Effekte mehr beobachtet wurden 
3 LOAEL: lowest observed adverse effect level = die 
niedrigste Gefahrstoffdosis, oder -konzentration, bei 
der noch schädliche Effekte beobachtet wurden 
4 LD50 ist die für 50 % der untersuchten Tiere akut 
letal wirkende Dosis 
5 LC50 ist die für 50 % der untersuchten Tiere akut 
letal wirkende Konzentration ("Concentration") 
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5.1.3 Evaluation von Standards und Modellen zur probabilistischen Expositions-
abschätzung 

Quantitative Risikoabschätzung (QRA) als 
Methodik der Quantifizierung gesundheit-
licher Risiken durch Umweltbelastungen ge-
winnt im gesundheitsbezogenen Umweltschutz 
auch in Deutschland zunehmend an Bedeu-
tung. Für QRA bestehen Einsatzmöglichkei-
ten in zahlreichen Feldern des gesundheitsbe-
zogenen Umweltschutzes, ausgehend von der 
Noxenbewertung und Ableitung von Beurtei-
lungskriterien für Umweltmedien über die 
Beurteilung bestehender oder künftiger Belas-
tungssituationen bis hin zur vergleichenden 
Risikobewertung und Priorisierung für gesund-
heitsbezogene Umweltpolitik. In allen Anwen-
dungsbereichen spielt die Expositionsabschät-
zung, insbesondere die Expositionsmodel-
lierung, als Teil der Risikoabschätzung, eine 
große Rolle.  

Um die fundierte Anwendung quanti-
tativer Risikoanalysen in Deutschland zu för-
dern und um ein Niveau zu erreichen, das 
auch im internationalen Vergleich bestehen 
kann, soll ein Leitfaden zur Expositionsab-
schätzung mit Empfehlungen zur quantitati-
ven Festlegung von Expositionsparametern 
entwickelt werden. Dabei soll insbesondere 
die probabilistische Schätzmethodik Berück-
sichtigung finden, die bei hinreichender Da-
tenlage bezüglich der benötigten Exposi-
tionsparameter deutliche Vorteile gegenüber 
der klassischen Methode der Punktschätzung 
für den sog. ungünstigen Fall bietet. 

Der im Rahmen des Forschungsprojekts 
„Evaluation von Standards und Modellen zur 
probabilistischen Expositionsabschätzung“ zu 

erarbeitende Leitfaden ist als Aktualisierung 
und Fortschreibung des Berichtes des Aus-
schusses für Umwelthygiene (AUH) „Standards 
der Expositionsabschätzung“ (1995) zu werten. 
In diesem Projekt wird eine ausführliche 
Dokumentation und Evaluation der Datenlage 
zu den Modellvariablen in Expositionsab-
schätzungen aufgestellt. Darüber hinaus wer-
den im Hinblick auf die praktische Umsetzung 
im administrativen Bereich methodische As-
pekte der (probabilistischen) Expositionsmo-
dellierung bearbeitet. Des Weiteren sollen 
eine Anleitung zum Umgang mit den vorge-
schlagenen Standards bereitgestellt sowie 
exemplarische Fallstudien durchgeführt wer-
den, die der Entwicklung einer Good practice 
of probabilistic modelling sowie der Beur-
teilung der notwendigen und sachgerechten 
Modellierungskomplexität dienen. 

Als Instrument der Qualitätssicherung wer-
den zwei Symposien durchgeführt, in denen die 
Ergebnisse des Projekts einem breiten wissen-
schaftlich und administrativ tätigen Auditorium 
vorgestellt werden.  

 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 202 61 218/02,  
Laufzeit: 01.09.2002 - 28.02.2005 
 
Kontakt: 
Dirk Wintermeyer 
Umweltbundesamt, FG II 2.3 Gesundheits-
bezogene Exposition, Innenraumhygiene 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1356 
E-Mail: dirk.wintermeyer@uba.de 
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5.1.4 Mögliche Auswirkungen von Klimaveränderungen auf die Ausbreitung von 
Krankheitserregern über tierische Vektoren 

Der gegenwärtig beobachtete Klimawandel lässt 
auch für Deutschland künftig eine zunehmende 
Veränderung der klimatischen Bedingungen er-
warten. Man kann davon ausgehen, dass hier-
durch die Lebens- und Ausbreitungsbedingun-
gen von Krankheitserregern und deren tierischen 
Überträgern (Vektoren) beeinflusst werden. Wie 
sich dies konkret in Deutschland auswirken 
wird, ist die Kernfrage eines Projektes, welches 
sich mit folgenden Fragestellungen beschäftigte: 
 
• Welche regionale Verteilung haben Infek-

tionserreger und deren tierische Überträger? 
• Wie ist die epidemiologische Situation 

vektoriell bedingter Humaninfektionen? 
• Wie sensitiv sind Erreger und deren Vek-

toren gegenüber Klimaveränderungen? 
• Welche Rolle spielen andere anthropogene 

Aktivitäten auf die Ausbreitung von In-
fektionserregern und deren Vektoren? 

 
Die Studie schildert die generelle Abhängigkeit 
der Entwicklung der Erreger als auch der Über-
träger von der Temperatur, letzterer aber auch 
von Niederschlags- und Feuchtebedingungen. 
Am Beispiel der Malaria, des Dengue-Fiebers 
und der Gehirnentzündung (Enzephalitis) wer-
den Ergebnisse von epidemiologischen Studien 
vorgestellt.  

Falls es in Nord- oder Mitteleuropa zu 
ähnlichen klimatischen Bedingungen kommen 
sollte, wie sie heute im mediterranen Raum 
herrschen, müsste mit einer Ausweitung der 
Brutgebiete wärmeliebender, trockenheitsresis-
tenter Stechmückenarten gerechnet werden. Mit 
der Einwanderung dieser neuen Arten stünden 
für die Malariaerreger sehr potente Malaria-
überträger zur Verfügung. Eine solche Auswei-
tung der Brutgebiete könnte darüber hinaus auch 
Verhaltensänderungen der Überträgerpopulatio-
nen nach sich ziehen. Diese könnten beispiels-
weise den Ort betreffen, an dem sich die 
Mücken aufhalten oder das Blutmahl nehmen 
(in Gebäuden oder auch im Freien) oder die 

Blutquelle (Mensch oder Tier). Verhaltens-
änderungen dieser Art würden eine Prognose 
des Risikos zukünftig drohender Epidemien in 
Mitteleuropa erschweren. 

Ergebnisse temperaturgetriebener Modell-
rechnungen für die Ausbreitung von Dengue-
Fieber stimmen in einigen Fällen nicht mit epi-
demiologischen Beobachtungen überein. Dies ist 
ein Hinweis darauf, dass wesentliche Einfluss-
faktoren in diesen Modellen noch fehlen. Auch 
die Epidemiologie der Gehirnentzündung ist stark 
vom Klima beeinflusst. Neben der direkten 
Beeinflussung von Erreger und Überträger könn-
te ein Temperaturanstieg auch die Konkurrenzbe-
dingungen unter verschiedenen Stechmücken-
arten (Überträger) verändern. So könnten heute 
weniger effiziente Arten zu bedeutenden Über-
trägern werden und zu einer deutlichen Aus-
dehnung der Verbreitung der Gehirnentzündung 
führen. Auch wird das Risiko genetischer Varia-
tionen der Erreger und damit das Auftreten 
gefährlicherer Stämme in der Studie erwähnt.  

Die Studie stellt klar, dass mangels aus-
reichender regionaler Referenzstudien und auf-
grund einer fehlenden Referenzinstitution oder 
dieser Institution zuarbeitenden Stellen für 
Deutschland nicht gesagt werden kann, welchen 
Anteil klimatische Veränderungen an der Aus-
breitung von tierischen Vektoren haben. Dies ist 
ein polyfaktorielles Geschehen, an dem das 
Klima großen Anteil haben könnte. Es zu quan-
tifizieren oder gar zu kartieren ist daher zurzeit in 
Bezug auf die Erreger von vektoriellen Infek-
tionen wie Malaria und anderen Tropenkrank-
heiten wie Leishmaniose (Orient-Beule), 
Dengue- und West-Nil-Fieber sowie die Lyme-
Borreliosen, die Ehrlichiosen und die Früh-
sommermeningoenzephalitis (FSME) für die 
meisten europäischen Staaten einschließlich 
Deutschland nicht möglich. Entsprechendes gilt 
für den Einfluss von Klimaveränderungen auf die 
Krankheitsüberträger wie Zecken, stechende 
Mücken und Stechfliegen sowie für medizinisch 
bedeutende Parasiten wie Milben und Myiasis 
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(Madenkrankheit) erzeugende Fliegen(-larven). 
Um dieses multifaktorielle Geschehen aufklären 
zu können, ist eine stärkere multidisziplinäre 
Zusammenarbeit von medizinischer Entomolo-
gie (Insektenkunde) und angewandter Zoologie 
essentiell. Es muss zum Zusammenwirken von 
medizinischen Entomologen und Rodentologen 
(Nagetierkundler), Veterinärentomologen, Human-
hygienikern, Human- und Veterinärepidemiologen, 
Umweltmedizinern, Molekularbiologen, Klima-
tologen, Ökologen, dem Schädlingsbekäm-
pfungsgewerbe, den entsprechenden Standesver-
bänden sowie den wissenschaftlichen und den 
die Infektionsabwehr ausführenden Human- und 
Veterinärbehörden in einer oder über eine Re-
ferenzinstitution kommen. Die stark regionale 
Prägung der Vektorproblematik setzt die Zu-

sammenarbeit mit den einzelnen Bundesländern 
voraus. Sie erfordert zudem ein System der 
Weitergabe der Meldungen an eine europäisch 
autorisierte medizinisch-veterinärmedizinisch 
zuständige Institution oder an die Nachbar-
staaten, um ausreichend schnell gebietsbezogen 
und grenzübergreifend reagieren zu können.  
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 200 61 218/11,  
Laufzeit: 01.01.2001 - 31.08.2002 
 
Kontakt: 
Petra Mahrenholz 
Umweltbundesamt, FG I 2.7 Schutz der 
Erdatmosphäre 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-2084 
E-Mail: petra.mahrenholz@uba.de 

5.1.5 Standardisierung von Nachweismethoden für Schimmelpilze im Innenraum 
zur Vorbereitung von bundesweiten Ringversuchen 

Fragen der Innenraumbelastung mit biologi-
schen Schadstoffen, insbesondere mit Schim-
melpilzen, haben in den letzten Jahren immer 
mehr an öffentlichem und politischen Inte-
resse gewonnen. Untersuchungen zur Belas-
tung von Innenräumen mit Schimmelpilzen 
werden in der Umweltmedizin in der Regel 
zur Erkennung umweltbedingter Einflüsse auf 
den Organismus im Rahmen umweltmedi-
zinischer Studien durch den Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst (ÖGD) durchgeführt, um vor 
allem mögliche Zusammenhänge zwischen 
biologischen Innenraumbelastungen und Al-
lergien oder Atemwegserkrankungen festzu-
stellen. Zum anderen werden Schimmelpilz-
untersuchungen in Auftrag gegeben, wenn in 
einem Objekt sichtbarer Schimmel, ein ty-
pischer Geruch nach Schimmelpilzen oder 
eine hohe Materialfeuchte festgestellt wurde 
oder die Bewohner/Nutzer eines Objektes 
über gesundheitliche Beschwerden klagen. 
Diese Untersuchungen stellen z. T. die Grund-
lage für weitere, unter Umständen sehr kos-
tenintensive Maßnahmen (therapeutische Maß-
nahmen, Sanierungsentscheidungen von Woh-
nungen/Schulen/Kindergärten u.a.) dar. 

Die Standardisierung der Nachweisme-
thoden für Schimmelpilze im Innenraum ist un-
erlässlich, um die Voraussetzung für ein ex-
ternes Qualitätssicherungssystems zu schaffen 
und zur Etablierung bundesweiter Ringver-
suche beizutragen. Der Nachweis und die Be-
urteilung von Schimmelpilzbelastungen in In-
nenräumen ist sehr komplex und von der kon-
kreten Aufgabenstellung abhängig, so dass ein 
schematisches Arbeiten nach Standardarbeits-
vorschriften nur selten zum Ziel führen wird. 
Um allerdings vereinheitlichte Beurteilungs-
kriterien für Belastungen mit Schimmelpilzen 
anwenden zu können, wie sie in Zusammen-
arbeit der Innenraumlufthygiene-Kommission 
des Umweltbundesamtes mit dem Arbeitskreis 
„Qualitätssicherung - Schimmelpilze in Innen-
räumen“ am Landesgesundheitsamt Baden-
Württemberg erarbeitet worden sind, ist es 
erforderlich, dass der Schimmelpilznachweis 
mit abgestimmten und überprüften Verfahren 
durchgeführt wird. Dieser Nachweis beruht vor 
allem auf der Bestimmung von Schimmelpilzen 
auf oder in Material, in der Luft (kultivierbare 
bzw. Summe der kultivierbaren und nicht kulti-
vierbaren Schimmelpilze) sowie im Staub.  
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Im Rahmen des Projekts sollen die einzel-
nen Verfahren zur Bestimmung der o.g. Nach-
weisparameter vereinheitlicht und validiert 
werden. Die hierzu bisher durchgeführten Ar-
beiten waren sehr erfolgreich. Sie wurden teil-
weise in die Arbeiten der „Kommission Rein-
haltung der Luft“ im Verein Deutscher In-
genieure (VDI) und im Deutschen Institut für 
Normung e.V. (DIN) bei der Erarbeitung der 
VDI-Richtlinien 4252 und 4253 „Erfassen 
luftgetragener Mikroorganismen und Viren in 
der Außenluft“ mit eingebunden. 

Hinsichtlich des qualitativen Nachweises 
kommt der sachgerechten Differenzierung von 
Schimmelpilzen in Innenräumen die entschei-
dende Bedeutung zu (Nachweis von baulich 
bedingten Feuchteindikatoren, gesundheitli-
che Bewertung), wobei die quantitative Be-
stimmung von zweitrangiger Bedeutung ist. 
Deshalb wurde im Vorfeld der Etablierung 
des Ringversuchs „Differenzierung von innen-
raumrelevanten Schimmelpilzen“ die Diffe-

renzierung der Schimmelpilze favorisiert. 
Zwei Ringversuche wurden bisher erfolgreich 
abgeschlossen. Ein dritter Ringversuch wird 
derzeit durchgeführt (Stand: Oktober 2002). 
Die Teilnehmerzahl liegt bei ca. 40 deutschen 
und einigen ausländischen Teilnehmer(inne)n. 
Aus der Teilnehmerzahl kann geschlossen 
werden, dass sich die relevanten Labors an 
dieser externen Qualitätssicherungsmaßnahme 
beteiligen. Von vielen Seiten wurde die Bitte 
geäußert, diesen Ringversuch international 
auszudehnen. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 218/03,  
Laufzeit: 01.07.2001 - 30.06.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Regine Szewzyk 
Umweltbundesamt, FG II 2.4 Mikrobiologie, 
Parasitologie 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1258 
E-Mail: regine.szewzyk@uba.de 

5.1.6 Erhebung von Hintergrundwerten für die Bewertung von Schimmelpilzen in 
Innenräumen 

Die derzeit in Erarbeitung stehenden Beurtei-
lungskriterien beruhen auf dem Prinzip der 
Hygiene mit dem Ziel der Minimierung von 
Schimmelpilzbelastungen. Dieses Prinzip setzt 
die Kenntnis über die allgemeine Belastung mit 
Schimmelpilzen in Innenräumen voraus (Refe-
renzwerte). Die vorliegenden Beurteilungskrite-
rien basieren allerdings z. T. noch auf Referenz-
werten, die noch nicht mit vereinheitlichten und 
validierten Nachweisverfahren erhoben wurden 
und teilweise auf den Erfahrungen aus belasteten 
Objekten beruhen. Um das Gesamtsystem des 
Nachweises und der Beurteilung von Schimmel-
pilzen in Innenräumen zu validieren, ist es daher 
zwingend notwendig, entsprechende Referenz-
werte zu erstellen. Diese Lücke soll durch das 
Projekt „Erhebung von Hintergrundwerten für 
die Bewertung von Schimmelpilzen in Innen-
räumen“ geschlossen werden. Dazu sollen an 
drei Standorten und zwar in Nord-, Mittel- und 
Süddeutschland Hintergrundwerte über die 
Schimmelpilzbelastung erhoben werden, wobei 

sowohl in ländlichen als auch großstädtischen 
Regionen die Belastung der Luft (kultivierbare 
Schimmelpilze, Partikelauswertung, MVOC6) 
und des Staubes (kultivierbare Schimmelpilze) 
bestimmt werden sollen. Eine möglicherweise 
vorhandene spezifische Situation in den neuen 
Bundesländern sollte ebenfalls beachtet werden. 
Außerdem ist der jahreszeitliche Einfluss auf die 
Schimmelpilzbelastung zu berücksichtigen. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 218/07,  
Laufzeit: 01.05.2002 - 31.12.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Regine Szewzyk 
Umweltbundesamt, FG II 2.4 Mikrobiologie, 
Parasitologie 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1258 
E-Mail: regine.szewzyk@uba.de 

                                                 
6 MVOC = microbial volatile organic compounds 
(von Mikroorganismen produzierte, flüchtige, 
organische Substanzen)  
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5.1.7 Biozid-Rückstände in Hausstäuben 

Die Anwendung von Bioziden in Innen-
räumen und die sich daraus ergebenden Risi-
ken sind bisher nicht systematisch untersucht 
worden. Im beruflichen Umfeld sind Pestizid-
belastungen dagegen seit langem als Risiko-
faktoren für maligne hämatologische Erkran-
kungen bekannt. Wenige bereits vorliegende 
Erkenntnisse deuten auf einen hohen unkon-
trollierten Einsatz von Bioziden in Haushalten 
hin [5]. Damit kann auch ein erhöhtes Leu-
kämierisiko nicht ausgeschlossen werden. 
Aufgrund der zu geringen Fallzahlen in Vor-
läuferstudien ist jedoch noch keine gesicherte 
Aussage möglich.  

Zielsetzung des Projekts „Biozidrück-
stände in Hausstäuben“ ist es deshalb, die 
bereits vorliegenden Untersuchungsergeb-
nisse durch eine ausreichende Fallzahl abzu-
sichern. Das Projekt ist integriert in eine 
großangelegte epidemiologische Fall-Kon-
troll-Studie (Norddeutsche Leukämie- und 
Lymphomstudie, NLL). Diese Studie erfasst 
detailliert und langjährig die Exposition ge-
genüber Pestiziden und Bioziden aus zahl-
reichen Quellen wie berufsbedingter Belas-
tung, Wohnsituation oder privatem Bio-
zideinsatz und weiterer Risikofaktoren. 

Im Rahmen des Teilprojekts ist die 
Untersuchung von 2000 im Rahmen der 
Norddeutschen Leukämie- und Lymphomstudie 
gesammelten Hausstaubproben (Staubsauger-
beutel) zur Abschätzung der Innenraumbelas-

tung geplant, darunter auch Staubproben von 
Leukämie-Patienten. Die Analyse der Biozid-
rückstände in den Staubproben ist ein kleiner, 
aber wesentlicher Teil der NLL. Sie erlaubt 
nicht nur eine Evaluation der Befragungser-
gebnisse hinsichtlich der Biozidanwendung, 
sondern liefert gleichzeitig auch Erkenntnisse 
über das eingesetzte Wirkstoffspektrum. Zu-
dem soll geklärt werden, ob der z.T. exzessive, 
häufig nicht sachgerechte Einsatz von Bio-
ziden in Haushalten, der in einer kleinen Studie 
erkennbar wurde, mittels einer größeren Fall-
zahl bestätigt werden kann. Dies ermöglicht 
die Einschätzung der mit einer Biozidanwen-
dung in Haushalten verbundenen Risiken ins-
besondere im Hinblick auf maligne häma-
tologische Erkrankungen, um so geeignete Maß-
nahmen entwickeln zu können. Bisher existie-
ren keine geeigneten Regularien für die Ver-
wendung biozider Wirkstoffe in Innenräumen.   
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 218/06,  
Laufzeit: 01.06.2002 - 30.06.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Regine Nagorka 
Umweltbundesamt, FG II 2.3 
Gesundheitsbezogene Exposition, 
Innenraumhygiene 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1333 
E-Mail: regine.nagorka@uba.de 

5.1.8 Umweltbedingte Belastungen mit cancerogenen Nitro-/Aminoaromaten im Urin 
von Nichtrauchern 

Die berufliche Exposition gegenüber aroma-
tischen Aminen und Nitroaromaten ist ein be-
kannter Risikofaktor für das Entstehen von 
Blasenkrebs. Aromatische Amine und Nitro-
aromaten sind außerdem stark wirksame kan-
zerogene Stoffe im Zigarettenrauch, so dass 
vergleichsweise hohe Gehalte an aromatischen 
Aminen im Urin von Rauchern plausibel sind. 
Gemäß aktuellen Studienergebnisse können 

einige der Amine auch im Urin von Nicht-
rauchern nachgewiesen werden und zwar in 
ähnlich hohen Konzentrationen wie bei Rau-
chern. Die Ursachen für die offensichtlich auch 
bei Nichtrauchern vorkommenden Expositio-
nen sind unbekannt. 

Ziel des Projekts „Ermittlung von Quellen 
für das Vorkommen von Nitro-/Aminoaro-
maten im Urin von Nichtrauchern“ ist es, die 
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umweltbedingten Ursachen für die Belastung 
der Nichtraucher mit Nitro-/ Aminoaromaten zu 
ermitteln. Dazu werden bei einem Kollektiv von 
100 Nichtrauchern (ohne Passivrauchexposi-
tion) die Gehalte einiger Aminoaromaten, die 
gleichzeitig Metaboliten von Nitroaromaten 
sind, im Urin analysiert und potentielle Be-
lastungsquellen (z.B. Belastung über Staub und 
Dieselruß, Nahrungsmittel, Textilien, Leder-
produkte und Haarfärbemittel) über einen Frage-
bogen erfasst. Bei hoch belasteten Personen 
werden an mehreren aufeinander folgenden 
Tagen gezielte Untersuchungen (z.B. der kon-
sumierten Lebensmittel) durchgeführt. 

Die Ergebnisse des Projekts sollen dazu 
beitragen, die Zahl der Neuerkrankungen an 
Blasenkrebs zu verringern. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 202 61 218/01,  
Laufzeit: 01.08.2002 - 30.04.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Kerstin Becker 
Umweltbundesamt, FG II 1.4 Umweltbeobachtung 
einschließlich Human- und Biomonitoring 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1311 
E-Mail: kerstin.becker@uba.de 
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6. Verbesserung der bestehenden Behördenstrukturen im Bereich 
umweltbezogener Gesundheitsschutz 

Im Bereich Umwelt und Gesundheit ist die 
derzeitige Situation dadurch gekennzeichnet, 
dass umweltbedingte Gesundheitsbelastungen 
überwiegend sektoral bearbeitet werden und 
diese Bearbeitung auf verschiedene Behörden/ 
Geschäftsbereiche verteilt ist. Erschwerend 
kommt hinzu, dass Probleme und ganze Pro-
blemfelder, die nicht unmittelbar einer gesetz-
lichen Regelung unterliegen oder noch nicht 
geregelt werden können, wegen anderer Prio-
ritätensetzung und im Zusammenhang damit 
auch fehlender Personalkapazitäten oft nur 
unzureichend bearbeitet werden, obwohl ihre 
Auswirkungen – auch unter finanziellen 
Aspekten – erheblich sein können. Beispiele 
hierfür sind: umweltassoziierte Krankheits-
bilder, gesundheitliche Beeinträchtigungen bei 
Kindern als Folge von Umweltbelastungen, 
Allergien und Umweltbelastungen sowie In-

nenraumklima und Luftqualität in Innen-
räumen. Im Rahmen der Umsetzung des 
Aktionsprogramms sollen die vorhandenen 
Strukturen zur Bearbeitung des Schnittstellen-
bereichs „Umwelt und Gesundheit“ daher mit 
dem Ziel einer Neugestaltung überprüft wer-
den, um durch eine optimale Arbeitsteilung 
und Abstimmung verschiedener Arbeitsbe-
reiche untereinander eine flexible Bearbeitung 
aktueller Probleme zu erreichen. 

APUG-Ziel 
Gewährleistung eines effektiven Risi-
komanagements im Bereich Umwelt 
und Gesundheit durch Verbesserung 
der bestehenden Strukturen der für den 
umweltbezogenen Gesundheitsschutz zu-
ständigen Behörden des Bundes. 

6.1 Arbeitsbeispiel 

6.1.1 Behördliche Strukturen der Umwelt- und Gesundheitspolitik in Deutschland 

Bereits durch die neugebildeten Arbeitsstruk-
turen im Aktionsprogramm Umwelt und 
Gesundheit konnte die Zusammenarbeit der in 
diesem Bereich tätigen Bundesoberbehörden 
und Ministerien des Bundes untereinander 
und mit den Ländern deutlich intensiviert 
werden. 

Um einen Überblick über die im Quer-
schnittsbereich Umwelt und Gesundheit beste-
henden behördlichen Strukturen und die Zu-
sammenarbeit der Behörden zu erhalten, hat 
das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 
eine Studie „Behördliche Strukturen der Um-
welt- und Gesundheitspolitik in Deutschland“ 
gefördert. Im Rahmen dieser Studie wurde 
eine Erhebung und Dokumentation der heute 
auf Bundes- und Landesebene bestehenden 
behördlichen Strukturen für umwelt- und ge-

sundheitsbezogene Maßnahmen durchgeführt. 
Die Erhebungen erfolgen durch Interviews mit 
Mitarbeiter(inne)n von Ministerien, Fachbe-
hörden und intersektoriellen Arbeitsgruppen 
sowie durch Fragebogenumfragen. Die Ergeb-
nisse des Projekts werden im November 2002 
vorliegen. 
 
BMG-Projekt: 328-1720/47,  
Laufzeit: 20.11.2000 - 31.12.2001 
 
Kontakt: 
Simone Strecker 
Bundesministerium für Gesundheit, Ref. 328 
Umweltbezogener Gesundheitsschutz, 
Umweltmedizin, Chemikaliensicherheit 
53108 Bonn 
Tel.: (+49-1888) 441-3281 
E-Mail: strecker@bmg.bund.de 
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7. Internationale Zusammenarbeit 
Umweltbelastungen und die sich daraus erge-
benden Gesundheitsprobleme sind ihrer Natur 
nach in den meisten Fällen nicht an die Gren-
zen von Staaten gebunden. Belastungen und 
die damit verbundenen Probleme kommen in 
identischer oder ähnlicher Form in unterschied-
lichen Staaten vor oder sind ohnehin grenz-
überschreitend und erstrecken sich auf große 
Regionen. Es ist daher wichtig, dass der wis-
senschaftliche Erkenntnisstand fortlaufend im 
internationalen Schrifttum und über neue Me-
dien bekannt gemacht wird und regelmäßig 
übergreifende Bewertungen des Erkenntnis-
standes zu bestimmten Problemlagen vorgenom-
men werden. Allerdings sind die in Deutschland 
geleisteten Arbeiten im internationalen Diskus-
sionsprozess oft nicht genügend bekannt und 
Erkenntnisse aus anderen Ländern oder solche 
aus internationalen Gremien werden bei der 
Entscheidungsfindung in Deutschland teilweise 
nicht ausreichend berücksichtigt. 

Hinsichtlich der Verwirklichung einer 
nachhaltigen Entwicklung soll die Einsicht in 
die Notwendigkeit einer engen Verzahnung 

von Gesundheits- und Umweltpolitik in den 
internationalen Gremien auf globaler Ebene 
weiter vertieft werden. Von besonderer Bedeu-
tung ist die Unterstützung der Bemühungen 
der G8-Umweltminister zur Verbesserung des 
Schutzes von Kindern gegenüber Umwelt-
belastungen (Erklärung der G8-Umweltminis-
tertreffen von 1997 und 2002) [6, 7]. 

Die internationale Zusammenarbeit er-
folgt zwischen einer Vielzahl von Institu-
tionen. Neben der Europäischen Union und 
deren Institutionen, die für die wissenschaft-
liche und fachpolitische Bewertung von Che-
mikalien eine vorrangige Bedeutung haben, ist 
für den Schnittstellenbereich Umwelt und Ge-
sundheit vor allem die Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) sehr wichtig. 

APUG-Ziel 
Erhalt und Schaffung weltweit gesund-
heitsförderlicher Umweltbedingungen 
durch Kooperation auf internationaler 
Ebene. 

7.1 Arbeitsbeispiele 

7.1.1 WHO-Zentrum für Umwelt und Gesundheit in Bonn 

Das WHO-Zentrum für Umwelt und Gesundheit 
wurde am 30.10.2001 in Bonn offiziell eröffnet. 
Damit wurde ein Impuls für die Stärkung des 
ganzheitlichen Umwelt- und Gesundheits-
schutzes gegeben. Die Ansiedlung des Zen-
trums in Bonn geht zurück auf ein Angebot der 
deutschen Regierung an die WHO im Rahmen 
der 3. Ministerkonferenz Umwelt und Gesund-
heit im Juni 1999. Die Arbeit des Bonner Büros 
hat das Ziel, Erkenntnisse über Umwelt und 
Gesundheit im städtischen Umfeld für die 
Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost- und 
Westeuropa nutzbar zu machen. Dazu befassen 
sich die rund 20 Mitarbeiter aus verschiedenen 
Ländern mit folgenden Themen: 

Luftgüte und Gesundheit: 
Das Wissen um mögliche Verbindungen zwi-
schen Luftgüte und Gesundheit ist ein 
wichtiger Faktor bei der Entwicklung von 
Maßnahmen für eine saubere und gesunde 
Luft. Neben der Vertiefung des Erkenntnis-
standes hierzu wird auch die Gründung von 
Partnerschaften und Netzwerken zur För-
derung einer besseren Luftgüte, z.B. mit der 
United Nations Economic Commission for 
Europe, der Europäischen Kommission, der 
Europäischen Umweltagentur und der Welt-
bank, zu den Aufgaben des Büros gehören. 
Das WHO-Programm für Luftqualität setzt 
sich folgende Ziele:  
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• Förderung des Wissens über Gesundheits-
risiken der Luftverschmutzung als Grund-
lage für anspruchsvolle Umweltpolitik,  

• Auswertung wissenschaftlicher Erkennt-
nisse über Gesundheitsaspekte von Luft-
verschmutzung als Basis für die Entwick-
lung von Luftgüteleitlinien,  

• Unterstützung der Kapazitätsbildung für 
das Management von Gesundheitsrisiken 
durch Luftverschmutzung. 

 
Lärm und Gesundheit: 
Die Lärmbelastung der Bevölkerung steigt, 
wobei gesundheitliche Auswirkungen von 
Lärm (Bluthochdruck, Herz-Kreislauferkran-
kungen) bekannt sind. Zu den Zielen des 
Bonner Büros gehört u.a. die Erstellung von 
Dokumenten für lokale Behörden als Ent-
scheidungshilfe für Maßnahmen der Lärm-
bekämpfung sowie die gezielte Bearbeitung 
von Themen wie Fluglärm. 
 
Wohnen und Gesundheit: 
Der Zusammenhang zwischen den Wohnver-
hältnissen und dem Gesundheitszustand der Be-
völkerung wird oftmals ungenügend verstanden 
und Gesundheitsaspekte im Wohnbereich von 
den Entscheidungsträgern zu selten berücksich-
tigt. Es ist geplant, durch das Bonner Zentrum 
Entscheidungshilfen für die Politik sowie Richt-
linien für lokale Behörden herauszugeben. 
 
Indikatoren für Umwelt und Gesundheit: 
Die Entwicklung geeigneter Indikatoren ist eine 
wichtige Voraussetzung, um europaweit die 
Einflüsse der Umwelt auf die Gesundheit ab-
schätzen, bewerten und vergleichen zu können. 
Die Entwicklung eines solchen Indikatoren-
systems durch das Bonner WHO Büro soll eine 
effektivere Politik im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit und Umwelt in ganz Europa 
ermöglichen. Die Arbeit wird unterstützt durch 
das im Umweltbundesamt angesiedelte Koope-
rationszentrum zur Überwachung der Luftqua-
lität und Bekämpfung der Luftverschmutzung. 

Radioaktivität und öffentliche Gesundheit: 
Im Rahmen der globalen Strategie der WHO zu 
Strahlenschutz und Gesundheit werden die 
europäischen Mitgliedstaaten in Fragen der 
strahlenbezogenen Risiken, der Prävention und 
der wissenschaftlichen Bewertung von Scha-
densfällen, wie z.B. dem Tschernobyl-Reaktor-
unfall, beraten. 
 
Über die Zusammenarbeit mit den 51 Mitglied-
staaten der Region Europa hinaus wird das 
Bonner Büro auch einige Programmbereiche für 
die weltweite Arbeit der WHO leiten. Die 
Einrichtung des WHO-Zentrums wurde durch 
Kostenübernahme sowie logistische Unter-
stützung des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
ermöglicht. Die Arbeit des WHO-Zentrums 
wird mit jährlichen Zahlungen von 1 Mio. Euro 
aus dem BMU-Haushalt unterstützt. 

Mit den Bundes- und Landesministerien 
sowie den Behörden aus den Bereichen Ge-
sundheit, Umwelt und Verbraucherschutz findet 
eine intensive Kooperation statt. Kollaborations-
zentren an Bundesinstituten und Universitäten 
sollen intensiver mit den Partnerinstitutionen in 
den anderen europäischen Ländern vernetzt 
werden. Besonderes Gewicht wird das WHO-
Zentrum auf die internationale Zusammenarbeit 
und die Umsetzung internationaler Empfehlun-
gen auf der lokalen Ebene und auf die enge Zu-
sammenarbeit mit den Länderinstituten sowie 
mit den anderen in Bonn ansässigen UN-Insti-
tutionen legen. Die Arbeit des Bonner Büros 
soll die Bemühungen für einen umweltbezoge-
nen Gesundheitsschutz in ganz Europa voran-
bringen. 
 
Kontakt: 
World Health Organisation (WHO) 
Europäisches Zentrum für Umwelt und Gesundheit 
Büro Bonn 
Görresstr. 15, 53113 Bonn 
Tel.: (+49-228) 2094-0 
E-Mail: info@eceh.euro.who.int 
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7.1.2 Housing and Health 

Das Bonner Büro des Europäischen Zentrums 
für Umwelt und Gesundheit der WHO (vgl. 
Kap. 7.1.1) hat im Juni 2002 ein im Rahmen 
des APUG gefördertes Projekt zum Thema 
„Housing and Health“ (Gesundes Wohnen) 
begonnen. Ziel des Projekts ist die Vertiefung 
der Informationen über Einflüsse aus dem Wohn-
bereich auf die Gesundheit der Bewohner. 
Hierzu gehören z.B.: 
 
• mögliche Schadstoffemissionen aus Mö-

beln und Baustoffen,  
• gesundheitliche Belastungen durch Schim-

melpilze als Folge eines nicht angepassten 
Lüftungsverhaltens bei guter Dämmung, 

• Einflüsse der Wohnumgebung und  
• soziale Aspekte der Wohnsituation.  
 
Das Projekt soll dazu beitragen, die Wohn-
bedingungen besser beurteilen und darauf auf-
bauend verbessern zu können. Das Projekt ist 
Bestandteil einer paneuropäischen Initiative 
zu gesundem Wohnen. Im Rahmen des Pro-
jekts soll unter anderem ein standardisierter 

Leitfaden erarbeitet werden, der den lokalen 
Behörden eine Bewertung der vordringlichen 
gesundheitlichen Risiken ermöglicht. Darüber 
hinaus sollen verschiedene Informations-
broschüren zu gesundem Wohnen für die 
Öffentlichkeit erarbeitet werden. Beispielhaft 
werden im Rahmen des Projekts Erhebungen 
in unterschiedlichen Wohngebieten durchge-
führt. Schließlich sollen Vorschläge für tech-
nische und bauliche Lösungen zur Verbes-
serung der gesundheitlichen Wohnqualität 
entwickelt werden. 
 
BMG-Projekt: 328-1720/60;  
Laufzeit: 01.06.2002 - 31.12.2004 
 
Kontakt: 
Simone Strecker 
Bundesministerium für Gesundheit, Ref. 328 
Umweltbezogener Gesundheitsschutz, 
Umweltmedizin, Chemikaliensicherheit 
53108 Bonn 
Tel.: (+49-1888)441-3281 
E-Mail: strecker@bmg.bund.de 

7.1.3 Environmental Health Indicators 

Im Anschluss an die auf der Dritten Minister-
konferenz für Umwelt und Gesundheit in 
London im Juni 1999 getroffenen Beschlüsse 
erarbeitete das Europazentrum für Umwelt 
und Gesundheit der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) ein auf Indikatoren gestütztes 
System zur begleitenden Beobachtung der 
öffentlichen Gesundheit und des gesund-
heitsbezogenen Umweltschutzes in den 
WHO-Mitgliedstaaten. Diese seit 2000 lau-
fende Projekt-Initiative soll eine Hilfe für die 
einzelnen Mitgliedstaaten sein, zugleich aber 
auch die multinationale Analyse mit Hilfe 
vergleichbarer Daten und Informationen unter-
stützen. 

Basierend auf den gesammelten Erfah-
rungen der bislang am Pilotprojekt beteiligten 
Staaten, u.a. die Tschechische Republik, die 

Slowakei, Polen, Estland, Litauen, Rumänien, 
die Niederlande, die Schweiz und Spanien, 
wurde der Indikatorensatz im Verlauf des 
Projektes mehrfach optimiert. Zur Überprü-
fung der Machbarkeit wurden 2001 in ausge-
wählten WHO-Mitgliedstaaten exemplarisch 
Daten einiger Beispielindikatoren erhoben 
und zusammengestellt. Hierauf aufbauend sol-
len in 2002 die Indikatoren in den beteiligten 
Staaten des Pilotprojekts erhoben und zu-
sammengestellt werden, darüber hinaus ist die 
Teilnahme an dem Pilotprojekt aber auch für 
alle Staaten der Region Europa offen. Für 
2003 ist die Auswertung des Projekts geplant. 
Am Ende des Projekts (voraussichtlich im 
Herbst 2003) wird ein Bericht zur umwelt-
bezogenen Gesundheitssituation in Europa 
stehen, der auf der Vierten Ministerkonferenz 



 Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit    Statusbericht 1999 - 2002 

 43

für Umwelt und Gesundheit 2004 in Budapest 
vorgestellt werden soll. 

Deutschland beteiligt sich im Rahmen 
des Aktionsprogramms Umwelt und Gesund-
heit mit einer vom Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) finanzierten und im UBA 
angesiedelten Drittmittelstelle ab Mitte 2002 
aktiv am Pilotprojekt. Zu den vordringlichen 
Aufgaben gehört die Identifizierung der rele-
vanten WHO-Indikatoren aus vorhandenen 
Datenbeständen des Bundes und der Länder 
sowie deren Erfassung, Zusammenstellung 
und Auswertung mittels eines elektronischen 
Erfassungssystems. Die Bearbeitung soll mit 
Beteiligung der Länderarbeitsgruppe Umwelt-
bezogener Gesundheitsschutz (LAUG) und 
deren Aktivitäten zur Entwicklung umwelt-
bezogener Gesundheitsindikatoren innerhalb 
der Gesundheitsberichterstattung der Länder 
erfolgen. Die bestehende Zusammenarbeit 
zwischen der APUG-Koordinierungsgruppe 
und der Projektgruppe der LAUG zum APUG 
(vgl. Einleitung) soll für das Projekt genutzt 
werden. Im Kontext der Arbeiten ist ggf. die 
Einbeziehung anderer Bundesressorts, wie z.B. 

BMVEL und BMVBW, und nachgeordneter 
Behörden zu prüfen. Eine auf das Pilotprojekt 
ausgerichtete zusätzliche Datenerhebung ist 
nicht Ziel des Projekts. Zudem wird sich eine 
gesonderte Expertengruppe damit beschäf-
tigen, Methoden zu entwickeln, um europa-
weit die Einflüsse der Umwelt auf die Ge-
sundheit schätzen, bewerten und vergleichen 
zu können. Eine inhaltliche Beteiligung Deutsch-
lands hieran ist geplant. 
 
BMG-Projekt: 328-1720/59,  
Laufzeit: 01.06.2002 - 30.09.2003 
 
Kontakt: 
Jürgen Thelen 
Tel.: (+49-30) 8903-1280  
E-Mail: juergen.thelen@uba.de 
 
Dr. Hans-Guido Mücke 
Tel.: (+49-30) 8903-1281 
E-Mail: hans-guido.muecke@uba.de 
 
Umweltbundesamt, FG II 2.1/WHO (Luft) 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
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8. Querschnittsthema: Kinder, Umwelt und Gesundheit (KUG) 
Kinder reagieren auf viele Einflüsse aus der 
Umwelt besonders sensibel und können sich 
manchen Belastungssituationen schwerer ent-
ziehen als Erwachsene. Kinder sind daher eine 
Risikogruppe für umweltbedingte Gesundheits-
beeinträchtigungen. Typische expositionsrele-
vante Verhaltensweisen im Kindesalter sind 
der Hand-zu-Mund-Kontakt, das Krabbeln, 
das Spielen auf dem Boden oder das Buddeln 
mit der Aufnahme von Schmutz im Freien. 
Aufgrund besonderer physischer Bedingun-
gen, wie erhöhter Ventilations- und Resorp-
tionsraten, unterliegen Kinder – bezogen auf 
das Körpergewicht - höheren Schadstoffbelas-
tungen als Erwachsene. Hinzu kommt, dass 

sich der kindliche Organismus in der Ent-
wicklung befindet und deshalb empfindlicher 
auf Schadstoffe reagieren kann. Innerhalb des 
APUG sind die umweltbedingten Gesund-
heitsrisiken für Kinder daher ein wichtiges 
Handlungsfeld. Übergeordnete Ziele sind die 
Förderung des gesellschaftlichen Dialogs über 
Einschätzung und Gewichtung von gesund-
heitlichen Risiken durch Umweltbelastungen 
bei Kindern sowie die Erarbeitung von Vor-
gaben und Handlungsfeldern für die Politik.  

Nachfolgend sind die bisher im Rahmen 
des APUG durchgeführten, begonnenen oder 
geplanten Maßnahmen dargestellt. 
 

8.1 Arbeitsbeispiele 

8.1.1 Kinder-Jugend-Gesundheitssurvey und Kinder-Umweltsurvey 

(siehe Kap. 1.1.1) 

8.1.2 Veranstaltungen zum Themenschwerpunkt Kinder, Umwelt und Gesundheit 

Im Auftrag der am Aktionsprogramm be-
teiligten Behörden wurden zum Schwerpunkt-
thema „Kinder, Umwelt und Gesundheit“ 
folgende Veranstaltungen durchgeführt:  
 

Die Tagung „Kinder - 
Umwelt - Gesundheit in 
den neuen Bundeslän-
dern“, die vom 24./25.11. 
2000 in Magdeburg statt-
fand, wurde gemeinsam 
von der Hochschule Mag-
deburg-Stendal (FH) und 
dem Bund für Umwelt 

und Naturschutz (BUND) - Landesverband 
Sachsen-Anhalt e.V. veranstaltet sowie durch 
die Arbeitsgruppe Kindergesundheit der Deut-
schen Gesellschaft für Sozialmedizin und 
Prävention (DGSMP) unterstützt. Die Tagung 
umfasste einen Fach- und einen Publikumstag. 

Das Ziel bestand darin, gemeinsam mit der 
Öffentlichkeit Handlungsvorschläge zur Um-
setzung des Aktionsprogramms auf der loka-
len Ebene zu erarbeiten. Die Entwicklungen 
in den neuen Bundesländern wurden dabei 
besonders berücksichtigt. Die Fachtagung be-
inhaltete Vorträge zum APUG und zum Stand 
der Realisierung einzelner Maßnahmen. In 
den themenspezifischen Workshops wurden 
zudem konkrete Forderungen an die Politik 
erarbeitet.  

Am Publikumstag wurden durch ein 
vielfältiges Angebot von Vorträgen und Infor-
mationsständen Themen der umweltbezoge-
nen Kindergesundheit unter Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen vorgestellt. Die 
Dokumentation der Tagung sowie weitere 
Informationen können im Internet unter 
http://www.kinderumweltgesundheit.de abge-
rufen werden. 
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Kontakt: 
Prof. Dr. Thomas Hartmann 
Hochschule Magdeburg-Stendal (FH),  
Fachbereich Sozial- und Gesundheitswesen 
Breitscheidstraße 2, 39114 Magdeburg 
Tel.: (+49-391) 8864-456 
E-Mail: thomas.hartmann@sgw.hs-magdeburg.de 
 
 

Das Symposium „Kinder-
umwelt und Gesundheit: 
Status - Defizite - Hand-
lungsvorschläge“, welches 
vom 22. - 24.02.2001 in 
Potsdam stattfand, wurde 
von der Kommission für 
Umweltfragen der Deut-
schen Akademie für Kin-

derheilkunde und Jugendmedizin und dem 
RKI durchgeführt. Ziel war es, durch verglei-
chende Bewertung erkannter Problemfelder 
prioritäre Handlungsfelder zu definieren. Die 
Ergebnisse dieser überwiegend wissenschaft-
lich ausgerichteten Tagung wurden von den 
beiden Veranstaltern gemeinsam unter dem 
Titel „Kinderumwelt und Gesundheit: Status - 
Defizite - Handlungsvorschläge“ in einem 
Tagungsband [8] publiziert. Die Publikation 
dokumentiert den aktuellen Kenntnis- und 
Diskussionsstand der in Potsdam versammel-
ten Experten und soll als Einstieg für weitere 
Veranstaltungen und Maßnahmen zum Thema 
„Kinder, Umwelt und Gesundheit” dienen. 
Von den teilnehmenden Experten wurde kon-
sensual eine „Potsdamer Erklärung“ verab-
schiedet, die ebenfalls im Tagungsband abge-
druckt ist. In dieser Erklärung kommen Teile 
des Spektrums an Noxen, Gefährdungen, Stö-
rungen und Krankheiten zur Darstellung, die 
entweder:  

 
• von großer globaler, dringlicher Bedeu-

tung hinsichtlich eines nachhaltigen Um-
gangs mit unserer Welt (Energiekonsum, 
Außenluft und Klima, Mobilität) sind, 

• sehr viele Kinder und Jugendliche betref-
fen (Mobilität, Allergien, Tabakrauch) 

• oder gegen die mit verhältnismäßig ein-
fachen Mitteln und in absehbarer Zeit 
wirksame Abhilfen geschaffen werden 
könnten (Tabakrauch, Lärm, Unfälle und 
Vergiftungen). 

 
Weitere Informationen sind erhältlich über: 
http://www.apug.de, darin unter „Aktuelles 
Thema“ und „Volltexte APUG-Aspekte“. 
 
Kontakt: 
Dr. Uwe Kaiser 
Robert Koch-Institut, FG 23 / Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3197 
E-Mail: kaiserU@rki.de 
 
 

Das „Forum Kinder-
Umwelt und Gesund-
heit“, am 23./24.11.2001 
in München zielte darauf 
ab, die Kommunikation 
mit der Öffentlichkeit 
über Fragen des umwelt-
bezogenen Gesundheits-
schutzes für Kinder an-

zustoßen, Informationen über relevante Um-
welteinflüsse zu vermitteln und mit den Teil-
nehmer(inne)n Möglichkeiten der Problem-
lösung zu erkunden und zu diskutieren. Die 
Veranstaltung richtete sich an Kinder, Eltern, 
Fachleute, Politiker(innen), Mitarbeiter(innen) 
in Behörden sowie Vertreter(innen) aus der 
Industrie, den Medien und dem öffentlichen 
Gesundheitsdienst. Das breit angelegte Forum 
sollte zugleich Modell für eine verbesserte 
Risikokommunikation über umweltbedingte 
Gesundheitsrisiken sein. Im Vorfeld der Veran-
staltung wurden in München mit ca. 900 Mäd-
chen und Jungen im Alter von 9 - 14 Jahren 
Schulklassenprogramme und Befragungsak-
tionen zum Thema Umwelt und Gesundheit 
durchgeführt. Die Planung des Forums erfolgte 
durch die Behörden der APUG-Koordinie-
rungsgruppe und die Bundesministerien für 
Gesundheit und für Umwelt in Zusammenarbeit 
mit der Landeshauptstadt München (Referat für 
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Gesundheit und Umwelt), mit Beteiligung von 
Nichtregierungsorganisationen (NRO). Die 
Koordination der NRO-Beteiligung erfolgte 
durch das Netzwerk Kindergesundheit und Um-
welt. Dieses Vernetzungsprojekt des Ökologi-
schen Ärztebundes (ÖÄB) wird vom Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG) finanziell 
gefördert (vgl. Kap. 8.1.10). Die Organisation 
des Forums Kinder, Umwelt und Gesundheit 
wurde vom BfS übernommen. Der Tagungs-
band zu dieser Veranstaltung wurde Anfang 
Juni 2002 veröffentlicht [9] und kann beim BfS 
(Adresse unten) bestellt werden. Weitere In-
formationen unter http://www.apug.de (Aktu-
elles Thema). 
 
Kontakt: 
Andrea Sontheim 
Tel.: (+49-1888) 333-2204 
E-Mail: asontheim@bfs.de 
 
Helmut Jahraus 
Tel.: (+49-1888) 333-2203 
E-Mail: hjahraus@bfs.de 
 
Bundesamt für Strahlenschutz, Abt. SH 1 APUG 
Ingolstädter Landstraße 1, 85764 Oberschleißheim 
 

Auf den genannten Veranstaltungen zum Thema 
Kinder, Umwelt und Gesundheit wurden die 
folgenden Themen und ihre Auswirkungen auf 
die Gesundheit von Kindern in Vorträgen, 
Podiumsdiskussionen und Workshops behandelt: 
 
• Politische Strukturen/Gesetzgebung 
• Mobilität und Straßenverkehr 
• Außenluft und Klima 
• Lärmbelastung  
• Wohnung und Wohnumfeld von Kindern 
• Lebensstilfaktoren, Freizeitverhalten und 

Mediennutzung 
• Chemikalien  
• Strahlenbelastung 
• Allergien (Asthma, Neurodermitis)  
• Tabakrauch/Passivrauchen  
• Unfälle und Vergiftungen 
• Ernährung und Bewegung 
• Armut und Kindergesundheit 
• Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
 
Die detaillierten Ergebnisse, Maßnahmenvor-
schläge und Forderungen zu diesen Themenbe-
reichen finden sich in der Potsdamer Erklärung 
[8], den Tagungsbänden der Magdeburger [10] 
und der Münchner Veranstaltung [9] sowie in 
der in München von den NRO vorgelegten 
Kinderagenda [11]. Außerdem sind die genann-
ten Tagungsbände als Volltextdokumente (pdf-
Dateien) im Internet unter http://www.apug.de 
(Aktuelles Thema) verfügbar. 

8.1.3 Leitfaden für die Innenraumlufthygiene in Schulgebäuden 

Die Frage der Lufthy-
giene in Schulen und der 
möglichen Gesundheits-
gefahren für Kinder beim 
Aufenthalt in den Gebäu-
den wird häufig kontro-
vers und oft emotional 
diskutiert. Die Innenraum-
lufthygiene-Kommission 

des Umweltbundesamtes hat dies zum Anlass 
genommen, einen „Leitfaden für die Innenraum-
lufthygiene in Schulgebäuden“[12] zusammen-

zustellen, der im Juni 2000 erschienen ist. Der 
Leitfaden soll zur Aufklärung und zur Versach-
lichung der Diskussion über die in Schulen 
ggf. auftretenden Probleme beitragen. Er soll 
helfen, lufthygienische und weitere Hygienepro-
bleme an Schulen zu erkennen und Schritte zu 
deren Lösung zu veranlassen. Der Leitfaden 
zeigt auch, wie man Probleme vermeiden kann. 
Ein wichtiger Punkt ist neben baulichen, raum-
klimatischen und raumlufthygienischen Einflüs-
sen eine ausreichende Reinigung der Schulge-
bäude, insbesondere der Sanitärräume. Auch 
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hierzu wird im Leitfaden Stellung genommen. 
Der Leitfaden wendet sich an Lehrer(innen), 
Schüler(innen) und Eltern, Schulträger, Schul-
aufsichtsbehörden, Bauämter, Gesundheits- und 
Umweltämter. Auch bei der Planung, Errich-
tung, Renovierung oder Sanierung von Schul-
gebäuden kann er Hilfestellung leisten. Seit sei-
nem Erscheinen im Jahr 2000 ist der „Schulleit-
faden“ aufgrund der hohen Nachfrage mehrfach 
nachgedruckt worden. Auch wurde inzwischen 

eine Online-Version geschaffen, die unter 
http://www.umweltbundesamt.de/neu/schule.htm 
im Internet abgerufen werden kann. 

 
Kontakt: 
Dr. Heinz-Jörn Moriske 
Umweltbundesamt, FG II 2.3 Gesundheits-
bezogene Exposition, Innenraumhygiene 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1358 
E-Mail: heinz-joern.moriske@uba.de 

8.1.4 Nachhaltige Mobilitätserziehung in der Schule 

Die derzeitigen Verkehrsgewohnheiten des Ein-
zelnen sind sowohl unter Umwelt- und Gesund-
heitsaspekten als auch unter dem Gesichtpunkt 
der sozialen Gerechtigkeit immer weniger mit 
dem angestrebten Ziel einer nachhaltigen Ver-
kehrsentwicklung vereinbar. Durch die zuneh-
menden Chauffeursdienste seitens der Eltern er-
leben Kinder von frühester Kindheit an die Ver-
wendung des Pkw auch für kurze Wege schon 
als selbstverständlich und werden so auf eine 
motorisierte Fortbewegung geprägt. Neben den 
negativen Folgen für die Umwelt werden auch 
die negativen gesundheitlichen Folgen für Kin-
der immer deutlicher: Die Exposition von Kin-
dern gegenüber Kfz-Abgasen ist relativ höher 
als die von Erwachsenen und daher sind größere 
gesundheitliche Auswirkungen zu erwarten. Der 
zunehmende Bewegungsmangel ist zudem eine 
Ursache für das häufigere Auftreten von Über-
gewicht und motorischen Defiziten bei Kindern. 

Einstellungen zum Verkehr und zu den 
Verkehrsmitteln sowie das Verkehrsverhalten 
im Erwachsenenalter werden stark durch die Er-
fahrungen im Kindes- und Jugendalter geprägt. 
Kinder erleben den motorisierten Straßenver-
kehr einerseits als Bedrohung durch die Unfall-
gefahren und als Einschränkung ihrer Bewe-
gungsmöglichkeiten. Andererseits stellen sie sich 
vor, als Erwachsene auch den Pkw zu benutzen, 
weil er als schnellstes und bequemstes Verkehrs-
mittel erlebt wird. Diesem Trend kann in der 
Schule durch eine engagierte Verkehrserziehung 
im Sinne einer nachhaltigen Mobilität sowie 
einer Mobilitätsberatung für Schüler(innen), 
Eltern und auch Lehrkräfte entgegengesteuert 

werden. Zur Zeit ist die Mobiltätserziehung an 
Schulen weitgehend auf eine Verkehrserziehung 
reduziert, bei der es hauptsächlich um Verkehrs-
regeln, Sicherheit im Verkehr und technische 
Beherrschung des Fahrrades und z.T. des Mofas 
geht. Die Anpassung an die bestehenden Ver-
kehrsverhältnisse steht damit im Vordergrund, 
ohne die Ursachen für Mobilität und Verkehr 
sowie die Auswirkungen unserers Verkehrs-
systems auf Umwelt, Gesundheit und Gesell-
schaft zu ergründen. Erste Ansätze zeigen, dass 
eine nachhaltige Mobilitätserziehung möglich 
ist und sich eine umweltfreundlichere Verkehrs-
mittelwahl für den Schulweg fördern läßt. 

Ziel des Vorhabens „Nachhaltige Mobi-
litätserziehung an Schulen“ ist es, bundesweit 
Umwelt- und Gesundheitsaspekte bei der Mo-
bilitätserziehung stärker einzubeziehen und so 
die Nutzung der Verkehrsmittel des Umwelt-
verbundes langfristig zu fördern. Weiterhin 
sollen Möglichkeiten zur Mobilitätsberatung in 
Schulen erprobt werden, um die selbstständige 
Mobilität der Schüler zu Fuß, mit dem Rad oder 
öffentlichen Verkehrsmitteln zu stärken und die 
motorisierte Begleitmobilität durch die Eltern 
überflüssig zu machen. 

 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 202 61 218/04,  
Laufzeit: 01.12.2002 - 31.12.2004 
 
Kontakt: 
Dr. Annette Rauterberg-Wulff 
Umweltbundesamt, FG I 3.1 Umwelt und Verkehr 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-2058 
E-Mail: annette.rauterberg-wulff@uba.de 
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8.1.5 Einrichtung eines Themenschwerpunkts Kinder, Umwelt und Gesundheit im 
elektronischen Diskussionsforum 

Zur Intensivierung der inhaltlichen Auseinan-
dersetzung mit dem Thema Kinder, Umwelt 
und Gesundheit wurde innerhalb des elektro-
nischen Diskussionsforums zum Aktionspro-
gramm (vgl. Kap. 2.1.4) ein Schwerpunkt 
„Kinder, Umwelt und Gesundheit“ gebildet. 
Unter http://www.apug.de ist mit der Rubrik 
„Aktuelles Thema“ ein spezielles Informations- 
und Kommunikationsforum eingerichtet wor-
den. Es besteht die Möglichkeit, über folgende 
Fragen zu diskutieren: 

 
• Wodurch sehen Sie die Gesundheit der Kin-

der besonders beeinträchtigt oder gefährdet? 

• Wie stellen Sie sich vor, dass gehandelt 
werden sollte? 

 
Zur Information über das Thema bestehen Zu-
griffsmöglichkeiten auf Volltextdokumente, 
wie z.B. Fachbeiträge, Hintergrundinformatio-
nen und Pressemitteilungen. 
 
Kontakt: 
Dr. Uwe Kaiser 
Robert Koch-Institut, FG 23 / Umweltmedizin 
Postfach 65 02 61, 13302 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 754-3197 
E-Mail: kaiserU@rki.de 

8.1.6 Berücksichtigung der Risikogruppe Kind bei der Ableitung gesundheitsbezoge-
ner Umweltstandards 

Im Rahmen eines Forschungsprojekts wurde 
systematisch recherchiert, inwieweit die kind-
liche Gesundheit als Schutzgut in der gegen-
wärtigen Praxis der gesundheitsbezogenen Um-
weltstandardsetzung berücksichtigt wird. Zu-
dem wurden Belege zu Unterschieden in der 
Empfindlichkeit des kindlichen Organismus im 
Verhältnis zum Organismus eines durchschnitt-
lichen Erwachsenen anhand der Fachliteratur 
herausgearbeitet und quantifiziert. 

Die Studie geht der Frage nach, ob und 
wie Kinder bei der wissenschaftlichen Festle-
gung von Richt- und Grenzwerten adäquat 
berücksichtigt werden. Dabei wird insbeson-
dere auf die (übliche) Situation abgehoben, in 
der keine stoffspezifischen Kenntnisse zur Wir-
kungsweise und -stärke einer zu bewertenden 
Substanz bei Kindern oder, abhängig von der 
Datenlage, bei juvenilen Tieren vorliegt. Das 
Projekt untergliedert sich in vier Teilschritte: 
 
• Darstellung aktueller Aktivitäten zum Thema 

und des Status quo in der regulatorischen 
Praxis,  

• Beschreibung der grundlegenden toxikoki-
netischen und -dynamischen Unterschiede 
zwischen Kindern und Erwachsenen,  

• Empirische Auswertungen (Beispiele und 
systematische statistische Auswertungen) 
der zu beobachteten Unterschiede zwischen 
Kindern und Erwachsenen, 

• Schlussfolgerungen für die Festlegung von 
Umweltstandards. 

 
Das Umweltbundesamt hat am 02.07.2002 ein 
ganztägiges Fachgespräch in Berlin durch-
geführt, in dem die bisherigen Ergebnisse der 
Studie fachöffentlich diskutiert wurden. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 215,  
Laufzeit: 02.07.2001 - 30.09.2002 
 
Kontakt: 
Rainer Konietzka 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1337 
E-Mail: rainer.konietzka@uba.de 
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8.1.7 Exposition von Kindern gegenüber Pflanzenschutzmitteln 

Auf dem vom 27. - 29.09.2001 vom Bundes-
institut für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin (BgVV) durchgeführten 
dreitägigen Workshop mit internationaler Be-
teiligung wurde unter dem Thema „Exposition 
von Kindern gegenüber Pflanzenschutzmitteln" 
der gegenwärtige Kenntnisstand zur Beurtei-
lung von Risiken im Kindesalter, die mit der 
Exposition gegenüber den beispielhaft ausge-
wählten Pflanzenschutzmitteln (PSM) in Ver-
bindung stehen, zusammengetragen, diskutiert 
und bewertet sowie Handlungs- und Forschungs-
bedarf aufgezeigt. PSM wurden als Thema für 
den Workshop ausgewählt, weil sie zu einer 
Produktgruppe gehören, die über vielfältige 
Aufnahmepfade in den kindlichen Organismus 
gelangen kann. Das erfordert für die Exposi-
tionsschätzung eine komplexe Herangehenswei-
se, die beispielgebend für andere Produktgrup-
pen genutzt werden kann. 

Die Schwerpunkte des Workshops waren 
anthropometrische und toxikokinetische Be-
sonderheiten des Kindes im Vergleich zu 
Erwachsenen, altersspezifische Verhaltens-
muster sowie die Modellierung der Exposi-
tion. Der Workshop hatte insbesondere fol-
gende Ergebnisse: Werden die bei Erwachse-
nen erhobenen Daten unter Verwendung des 
Körpergewichtes auf das Kind extrapoliert, 
führt dies zu einer Überschätzung der Expo-
sition beim Kind. Aus präventiven Gründen 
ist dies zwar durchaus erwünscht, wissen-
schaftlich aber nicht korrekt. Die einzelnen 
Organsysteme reifen nach der Geburt in unter-
schiedlichen Zeiträumen. Die Reifungsphasen 
stellen kritische Phasen dar, die bei der Be-
wertung toxischer Wirkungen besonders zu 
berücksichtigen sind (Reifung der Nieren im 
ersten Lebensjahr, des zentralen Nervensys-
tems in den ersten drei Lebensjahren oder die 
Reifung der Sexualorgane im Alter von 10 bis 
18 Jahren). Die Eliminationsfunktionen unter-
liegen altersabhängigen Schwankungen, die 
z.T. in bestimmten Lebensabschnitten höhere 
Kapazitäten aufweisen als bei Erwachsenen. 

Bei Kleinkindern ist das so genannte 
„Mouthing“ - eine Hand-zu-Mund-Aktivität 
beim Krabbeln, Spielen, Essen und auch beim 
Kontakt mit Haustieren -, das die Exposition 
deutlich mitbestimmt, ebenso typisch, wie das 
Krabbeln auf dem Boden, bei welchem der 
Kontakt zu sedimentiertem kontaminiertem 
Hausstaub in der Wohnung oder kontaminier-
ten Bodenpartikeln außerhalb der Wohnung 
hergestellt wird. Hiervon abzugrenzen ist der 
Kontakt mit Produkten, die dazu vorgesehen 
sind, in den Mund gesteckt zu werden, z.B. 
Nuckel. In diesem Zusammenhang ist die 
Frage der Exposition gegenüber Weichmachern 
zu sehen.  

Der deutschsprachige Abschlussbericht 
liegt vor. Darüber hinaus erstellt das BgVV 
über den Workshop eine englischsprachige 
Dokumentation mit dem Titel „Exposure of 
children to substances used as ingredients of 
pesticides“. Beide Berichte werden voraus-
sichtlich ab November 2002 auf der Home-
page des APUG (http://www.apug.de) ange-
boten und werden auch von der Homepage des 
BgVV (http://www.bgvv.de) und des Umwelt-
bundesamtes (http://www.umweltbundesamt.de 
unter Veröffentlichungen) zugänglich sein. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 201 61 218/01,  
Laufzeit: 01.06.2001 - 30.04.2002 
 
Kontakt: 
Dr. Gerhard Heinemeyer 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin, FG 831 Klinische 
Toxikologie, Vergiftungsbewertung 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 412-3900 
E-Mail: g.heinemeyer@bgvv.de 
 
Dr. Jutta Dürkop 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22 
14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903 1309 
E-Mail: jutta.duerkop@uba.de 
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8.1.8 Kinder als empfindliche Gruppe und ihre Berücksichtigung in der Toxikolo-
gie: Schäden am Immunsystem 

Am 15./16.11.2001 fand im Bundesinstitut für 
gesundheitlichen Verbraucherschutz und Ve-
terinärmedizin (BgVV) ein Workshop statt 
zum Thema: „Children as a special subpopu-
lation: Focus on immunotoxicity“ (Kinder als 
empfindliche Gruppe und ihre Berücksichti-
gung in der Toxikologie: Schäden am Immun-
system). Die Teilnehmer(innen) waren Klini-
ker(innen) aus dem Bereich der Pädiatrie, Epi-
demiolog(inn)en sowie Entwicklungs- und 
Immuntoxikolog(inn)en. Sie diskutierten über 
schadstoffbedingte Effekte auf das sich ent-
wickelnde Immunsystem (Erkennung, Test-
möglichkeiten) und verschafften sich einen 
Überblick über die spezifische Empfänglich-
keit von Kindern gegenüber umweltbedingten 
Schädigungen. 

Am Beispiel der Asthmaerkrankungen 
von Kindern wurde verdeutlicht, dass das Im-
munsystem des Kindes in seiner Funktion im 
ersten Lebensjahr durch den Kontakt mit 
Keimen und Antigenen aus der Umwelt 
entscheidend geprägt wird. Zum besseren 
Verständnis des Zusammenwirkens der ver-
schiedenen Komponenten des Immunsystems 
wurde die Entwicklung des Immunsystems 
beim Menschen und bei Versuchstieren ver-
gleichend dargestellt. Ergebnisse aus Unter-
suchungen mit Arzneimitteln und Umwelt-
chemikalien zeigten, dass Expositionen der 
Mutter in den verschiedenen Phasen der 
Schwangerschaft und während der postnatalen 
Entwicklung Einfluss auf die Entwicklung des 
Immunsystems des Kindes haben. Die Teil-
nehmer(innen) stimmten darin überein, dass 
aus den gesetzlich vorgeschriebenen Prüfun-
gen zur Reproduktionstoxikologie mit zusätz-
licher histologischer Untersuchung immuno-
logisch relevanter Organe und Nutzung aller 
Tiere aus diesen Generationen sofort Hinweise 

auf Störungen des Immunsystems zu gewin-
nen seien. Schwieriger ist dagegen die Frage 
nach der Bestimmung eines „adversen“ Effek-
tes am Immunsystem zu beantworten, da die 
Datenbasis aus Untersuchungen mit bekann-
ten immuntoxischen Stoffen gering ist. Die 
Mehrzahl der Workshop-Teilnehmer(innen) 
war der Meinung, dass ein zusätzlicher Sicher-
heitsfaktor von 10 für eine immuntoxische 
Prävention bei Kindern und Jugendlichen 
keine langfristige Strategie darstellt. Be-
stimmte umweltbedingte Risiken lassen einen 
höheren oder möglicherweise einen niedri-
geren Faktor erforderlich erscheinen. Damit 
ist offensichtlich, dass dieser Frage in der 
Kinderheilkunde und der Epidemiologie sowie 
zur besseren Auswertung von Tierversuchen 
und der Methodenverbesserung ein hoher 
Stellenwert zuzumessen ist. Unser derzeitiger 
Wissensstand über Wirkprofile von Stoffen 
und gezielte experimentelle Methoden er-
scheint durchaus vielversprechend, um für 
gesetzliche Vorschriften genutzt zu werden. 
Es ist deshalb dringend notwendig, die Prüf-
vorschriften so zu modifizieren, dass die er-
weiterten Erkenntnisse möglichst frühzeitig 
für die Risikoabschätzung dieser Bevölke-
rungsgruppe verwendet werden können. Die 
Ergebnisse des Workshop wurden im Juli 
2002 im Archives of Toxicology [13] ver-
öffentlicht. 
 
Kontakt: 
Dr. H.-B. Richter-Reichhelm 
Bundesinstitut für gesundheitlichen 
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin, FG 814 
Chronische Toxizität, Pathologie, Histopathologie 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 412-3832 
E-Mail: h.richter-reichhelm@bgvv.de 
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8.1.9 Rückstände von Flammschutzmitteln in Frauenmilch aus Deutschland unter 
besonderer Berücksichtigung von polybromierten Diphenylethern (PBDE) 

Polybromierte Diphenylether (PBDE) werden 
seit den 70er-Jahren als Flammschutzmittel ein-
gesetzt. Trotz der Beschränkungen für PBDE 
seit Mitte der 80er-Jahre - sie werden EU-weit 
nicht mehr hergestellt, aber noch importiert 
und verarbeitet - hat die korporale Belastung 
des Menschen kontinuierlich zugenommen. 
PBDE sind lipophil und besitzen wegen ihres 
Akkumulationspotenzials in Verbindung mit 
möglichen endokrinen, immun- und reproduk-
tionstoxischen Wirkungen eine große umwelt- 
und gesundheitspolitische Relevanz. Sie stehen 
daher auf dem Programm der EU-Altstoff-
bewertung. Für fünffach bromierte Diphenyl-
ether (5-BDE) ist ein Produktions- und An-
wendungsverbot in Vorbereitung. Die Bewer-
tung von 8- und 10-BDE ist noch in Arbeit. 
Der Ausschuss für Toxikologie, Ökotoxikolo-
gie und Umwelt (CSTEE) der EU äußerte sich 
besorgt über die Exposition der gestillten 
Säuglinge gegenüber 5-BDE und mahnt zu-
gleich an, die Datenlage zu verbessern. Unter 
Hinweis auf diese Einschätzung empfahl der 
Deutsche Bundesrat 2001 der Bundesregie-
rung, zügig weitere Maßnahmen zur Risiko-
bewertung zu ergreifen.  

Lipophile Substanzen gehen in die Mut-
termilch über, die daher auch ein guter Bioindi-
kator ist. Der gestillte Säugling wird gleich 
nach der Geburt gegenüber solchen Substanzen 
exponiert. Angesichts der CSTEE-Einschät-
zungen und der Empfehlung der Nationalen 
Stillkommission, Säuglinge bis zum 6. Lebens-
monat zu stillen, ist es dringend geboten, 
Kenntnisse über PBDE in Frauenmilch zu er-
halten und die vom gestillten Säugling aufge-
nommenen Mengen abzuschätzen und zu 
bewerten. Vom Bundesinstitut für gesund-
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinär-
medizin (BgVV) wird gegenwärtig eine ent-
sprechende Studie vorbereitet. Geplant sind 
Untersuchungen von insgesamt 45 Müttern. 
Das Design ist so angelegt, dass Aussagen 
zum zeitlichen Verlauf der PBDE-Gehalte 

innerhalb der Stillperiode, zum möglichen 
Einfluss der Ernährung (auch Vegetarierinnen 
und Veganerinnen werden einbezogen) auf 
die PBDE-Gehalte und zum intraindividuellen 
Vergleich der PBDE-Gehalte in Blut und 
Frauenmilch getroffen werden können. In 
einem vom BgVV entwickelten Fragebogen 
werden weitere epidemiologische Aspekte 
sowie mögliche berufliche Expositionen er-
fasst und sollen auf ihre Relevanz geprüft 
werden. In das Kongenerensspektrum sollen 
neben den bisher in deutschen Humanproben 
quantifizierten 3-, 4-, 5- und 6-BDE, soweit 
analytisch möglich, auch 8- und 10-BDE 
einbezogen werden. Die Ergebnisse der Studie 
werden gemeinsam mit der Nationalen Still-
kommission bewertet sowie der EU für die 
weitere Bearbeitung der PBDE-Altstoffbe-
richte zur Verfügung gestellt. Des Weiteren 
werden die Daten in der beim BgVV ange-
siedelten Frauenmilch- und Dioxin-Human-
datenbank gespeichert. Bisher liegen Milch-
proben von 25 Müttern sowie einige Blut-
proben vor (Stand: Oktober 2002). Die Studie 
wird aus Mitteln des BgVV und aus Mitteln 
des UFOPLAN (Analytik) finanziert. 
 
BMU-UFOPLAN, FKZ: 202 61 218/03,  
Laufzeit: 01.07.2002 - 31.10.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Bärbel Vieth 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin, FG 825 Molekulare 
Toxikologie/Schadstoffe, Expositionserfassung und 
-bewertung 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 412-3212 
E-Mail: b.vieth@bgvv.de 
 
Dr. Jutta Dürkop 
Umweltbundesamt, FG II 2.1 Umwelthygiene und 
Umweltmedizin, gesundheitliche Bewertung 
Postfach 33 00 22, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-30) 8903-1309 
E-Mail: jutta.duerkop@uba.de 
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8.1.10 Vernetzung der Nichtregierungsorganisationen im Bereich „Kind-Umwelt-
Gesundheit“ 

Das Projekt „Vernetzung von Nichtregie-
rungsorganisationen (NRO) im Bereich Kind-
Umwelt-Gesundheit“ wurde vom Ökologi-
schen Ärztebund (ÖÄB) durchgeführt, der das 
Netzwerk „Kindergesundheit und Umwelt“ 
federführend vertritt. Ziel des Projekts war der 
Aufbau eines Forums, das die Aktivitäten und 
Vorhaben der NRO zum Thema „Kind-
Umwelt-Gesundheit“ bundesweit koordiniert. 
Zur internen Kommunikation konnte das be-
reits etablierte elektronische Medium UmInfo 
(Umweltmedizinisches Informationsforum unter 
http://www.uminfo.de) genutzt werden. Der 
Einbindung der Öffentlichkeit diente eine neu 
entwickelte Internetplattform. Außerdem wur-
den bereits vorhandene (Fach-)Arbeitskreise 
und -gruppen von Nichtregierungsorganisa-
tionen sowie Gesundheits- und Umweltgrup-
pen, die sich mit der Thematik beschäftigen, 
erfasst und auf mehreren Workshops zusam-
mengeführt. Aus der Kooperation entstand das 
NRO-Programm und somit die Beteiligung 
der Nichtregierungsorganisationen am „Forum 
Kinder - Umwelt und Gesundheit“ am 23./24.11. 
2001 in München (vgl. Kap. 8.1.2). 

Im Rahmen des Projekts ist es gelungen, 
ein breites Spektrum von NRO aus dem 
Bereich Kind-Umwelt-Gesundheit zur Mitar-
beit zu gewinnen. Ca. 20 bundesweit operie-
rende Verbände haben sich während des 
zweiten Workshops im Mai 2001 in Fulda 
zum „Netzwerk Kindergesundheit und Umwelt“ 
zusammengeschlossen. Die Verbände haben 
auf dem Münchner Forum ein umfangreiches 
NRO-Programm präsentiert und mit der ver-
abschiedeten „Kinderagenda 2001“ auch auf 

der politischen Ebene für Aufmerksamkeit 
gesorgt. Die Aktivitäten der bundesweit täti-
gen Verbände sind in der Broschüre „Kind-
Umwelt-Gesundheit“ [11] dokumentiert, die 
ebenfalls auf dem Münchner Forum der 
Öffentlichkeit vorgestellt werden konnte. Be-
sonders das von den NRO geprägte Schlag-
wort von der „Enkeltauglichkeit der Politik“ 
fand Beifall. 

Das für die interne Kommunikation ein-
gerichtete Intranet „Kinderagenda“ im UmInfo 
hat sich als Kommunikationsform der NRO 
sehr bewährt. Unter den beiden Adressen 
http://www.netzwerk-kindergesundheit.de und 
http://www.kinder-agenda.de sind die Aktivi-
täten des Netzwerks weltweit abrufbar. 

Durch die enge Kooperation zwischen 
den NRO, den in der APUG-Koordinierungs-
gruppe beteiligten Bundesoberbehörden (BfS, 
BgVV, RKI, UBA) sowie BMG und BMU 
konnten im Vorfeld der Planungen für das 
Münchner Forum vielfältige Kontakte geknüpft 
werden, so dass eine „Action in Partnership“ 
entstehen und mit dem Forum ein neuartiges 
Veranstaltungsformat kreiert werden konnte. 
 
BMG-Projekt: 328-1720/53,  
Laufzeit: 01.01.2001 - 31.12.2001 
 
Kontakt: 
Dr. Friederike Hoepner-Stamos 
Bundesministerium für Gesundheit, Ref. 328 
Umweltbezogener Gesundheitsschutz, 
Umweltmedizin, Chemikaliensicherheit 
53108 Bonn 
Tel.: (+49-1888) 441-3282 
E-Mail: hoepner-stamos@bmg.bund.de 



 Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit    Statusbericht 1999 - 2002 

 53

8.1.11 Förderung der Prävention durch Nichtregierungsorganisationen im Bereich 
Kindergesundheit und Umwelt 

Im Rahmen des Projekts „Förderung der Prä-
vention durch Nichtregierungsorganisationen im 
Bereich Kindergesundheit und Umwelt”, welches 
vom Ökologischen Ärztebund durchgeführt 
wird, sollen - neben der Weiterentwicklung des 
im Jahr 2001 aufgebauten Netzwerks (vgl. Kap. 
8.1.10) - folgende Teilprojekte realisiert werden: 

1. Teilprojekt: Leitlinien „Pädiatrische 
Umweltmedizin in der Praxis“ 

Eine verbesserte Qualifikation von Kinder-
ärzt(inn)en, vor allem im präventiven Bereich, 
ist für diesen bedeutenden Kreis von Multiplika-
toren besonders wichtig. Ein sinnvolles Instru-
mentarium hierfür wäre eine Leitlinie „Pädiatri-
sche Umweltmedizin in der Praxis“, die allen 
Kinderärzt(inn)en als Basisinformation und Ar-
beitshilfe dienen könnte. Im Rahmen des Pro-
jekts sollen derartige Leitlinien am Beispiel vor-
liegender amerikanischer Standardwerke und 
Handbücher erarbeitet werden. Neben der ge-
druckten Fassung sollen die Leitlinien auch in 
elektronischer Form über das Umweltmedizini-
sche Informationsforum (http://www.uminfo.de) 
allen Kinderärzt(inn)en zur Verfügung gestellt 
werden. Zudem werden die Leitlinien im Inter-
net abrufbar sein. 

2. Teilprojekt: Zertifikat für Arzthelfer(innen) 
„Prävention in der Kinder- und Jugend-
arztpraxis“ 

Das Ziel des Teilprojekts „Zertifikat Prävention 
in der Kinder- und Jugendarztpraxis'“ besteht 
darin, Arzthelfer(inne)n fachliche Kenntnisse zu 
den in der Kinder- und Jugendarztpraxis rele-
vanten Themenschwerpunkten, wie Unfälle, 
Allergien, Ernährung und Sucht zu vermitteln. 
Außerdem sollen sie Arbeitstechniken erlernen, 
mit denen diese Inhalte im Rahmen einer 
Kinder- und Jugendarztpraxis Eltern und Kin-
dern nahegebracht werden können. Hierzu ge-
hören insbesondere Einzelgespräche zwischen 
Eltern und Arzthelfer(inne)n z.B. vor und nach 

einer Vorsorgeuntersuchung. Auch Gruppenge-
spräche sollen angeboten werden, z.B. Not-
fallkurse von Präventionshelfer(in) gemeinsam 
mit den Erste-Hilfe-Helfer(inne)n und den Kin-
der- und Jugendärzt(inn)en. Während der Aus-
bildung sollten die Präventionshelfer(innen) ler-
nen, mit verschiedenen Informationsmaterialien 
umzugehen. Diese könnten als Module zur Ver-
fügung gestellt werden, mit denen in der Praxis 
gearbeitet werden kann, d.h. inklusive Kopiervor-
lagen für Infomaterial, Folien und Videos. Die 
Präventionshelfer(innen) sollen die Gelegenheit 
haben, in konzentrierter, patientenorientierter Form 
und mit Regelmäßigkeit bestimmte Inhalte der 
Prävention zu vermitteln. Dafür sollen sie im Rah-
men der Ausbildung geschult werden und ihre 
Qualifikation mit einem Zertifikat nachweisen. 

Weiterentwicklung des Netzwerks 

Eine weitere Schwerpunkttätigkeit wird die Wei-
terentwicklung des im Jahr 2001 aufgebauten 
Netzwerks Kindergesundheit und Umwelt ein-
schließlich der Zusammenarbeit mit anderen Ver-
bänden und Institutionen auf dem Gebiet Kinder, 
Umwelt und Gesundheit sein. Insbesondere die 
Kooperation mit anderen bereits bestehenden 
Arbeitsgruppen wie dem Aktionsbündnis Aller-
gieprävention (abap) und der Bundesarbeits-
gemeinschaft Kindersicherheit (BAG) soll inten-
siviert werden. Die Ende 2001 im Auftrag des 
BMG erstellte Broschüre über die Aktivitäten der 
Nichtregierungsorganisationen [11] wird fortge-
schrieben und um weitere Verbände ergänzt. 
 
BMG-Projekt: 328-1720/55,  
Laufzeit: 01.01.2002 - 31.12.2003 
 
Kontakt: 
Dr. Friederike Hoepner-Stamos 
Bundesministerium für Gesundheit, Ref. 328 
Umweltbezogener Gesundheitsschutz, 
Umweltmedizin, Chemikaliensicherheit 
53108 Bonn 
Tel.: (+49-1888) 441-3282 
E-Mail: hoepner-stamos@bmg.bund.de 
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8.1.12 Geplante Projekte in 2002/2003 

Basierend auf den Ergebnissen der in den Kap. 
8.1.2 genannten Veranstaltungen sollen wichtige 
Einzelfragen zum Themenkreis Kinder, Umwelt 
und Gesundheit in der weiteren APUG-
Bearbeitung vertieft werden. Hierzu wird das 
Bundesgesundheitsministerium (BMG) in der 
zweiten Jahreshälfte 2002 die nachfolgend ge-
nannten Projekte zur Förderung ausschreiben. 
Die Ausschreibungen werden über die Internet-
seite des BMG (http://www.bmgesundheit.de) 
sowie des Aktionsprogramms Umwelt und Ge-
sundheit (http://www.apug.de) einzusehen sein. 
Die Projekte sollen 2002 bzw. zu Anfang des 
Jahres 2003 beginnen. 

Entwicklung überregional abgestimmter, 
einheitlicher Basisindikatoren für den 
umweltbezogenen Gesundheitsschutz 
von Kindern 

Einheitliche Basisindikatoren sind wichtig, um 
den Zustand der Umwelt und der kindlichen Ge-
sundheit mit objektiv messbaren Kennzahlen 
hinreichend genau zu charakterisieren und Ent-
wicklungstendenzen und vergleichende Belas-
tungssituationen einschätzen zu können. Die Er-
gebnisse der Erhebungen anhand von Indika-
toren sollen letztlich dazu beitragen, Maßnah-
men abzuleiten und deren Erfolg und Wirksam-
keit zu bewerten. Die Auswahl geeigneter Indi-
katoren soll sich u.a. daran orientieren, inwie-
weit aus durchgeführten Untersuchungen bereits 
Vergleichsdaten vorhanden sind. Zu diesen 
Untersuchungen zählen z.B. Gesundheits- und 
Umweltsurveys des Bundes, schulärztliche Un-
tersuchungsprogramme und Erhebungen von 
Beobachtungsgesundheitsämtern. Der interna-
tionale Erkenntnisstand zu diesem Thema wird 
in das Projekt einbezogen.  

Gesundheitsverträglichkeitsprüfung für 
Kinder 

Im Projekt „Gesundheitsverträglichkeitsprüfung 
für Kinder“ ist die Durchführung eines Work-

shops zum Thema „Verträglichkeitsprüfung 
von Maßnahmen im Hinblick auf den Schutz 
der kindlichen Gesundheit“ vorgesehen. In 
diesem Workshop soll erörtert werden, inwie-
weit bei der Planung von Vorhaben und Maß-
nahmen anhand von bestimmten Kriterien ge-
prüft werden kann, ob die Gesundheitsbelange 
von Kindern angemessen berücksichtigt wer-
den. Dies trägt dem Gedanken Rechnung, dass 
die besonderen Bedürfnisse von Kindern mög-
lichst frühzeitig, d.h. bereits bei der Planung 
von Vorhaben einbezogen werden und so eine 
kinderfreundliche Umwelt geschaffen werden 
kann. Bundesweit gibt es hierzu bereits zahl-
reiche Ansätze auf kommunaler Ebene. Be-
stehende Erfahrungen von Städten und Kommu-
nen sollen bei dem geplanten Workshop zusam-
mengetragen und ausgewertet werden.  

Wettbewerb für Städte und Kommunen 
zur Durchführung eines Forums „Kinder, 
Umwelt und Gesundheit“ 

Die Initiative, Tatkraft und Kooperationsbereit-
schaft, die von dem Forum „Kinder - Umwelt 
und Gesundheit“ im November 2001 in Mün-
chen ausging, soll durch die Ausschreibung 
eines Wettbewerbs für Städte und Kommunen 
zur Durchführung einer ähnlichen Veranstal-
tung aufgegriffen werden. Die Veranstaltung 
sollte sich mit einem speziellen Thema aus 
dem sehr weitreichenden Spektrum „Kinder, 
Umwelt und Gesundheit“ befassen und die 
Öffentlichkeit intensiv in die Diskussionen zu 
dem gewählten Thema einbinden. 
 
Kontakt: 
Simone Strecker 
Bundesministerium für Gesundheit, Ref. 328  
Umweltbezogener Gesundheitsschutz, 
Umweltmedizin, Chemikaliensicherheit 
53108 Bonn 
Tel.: (+49-1888)441-3281 
E-Mail: strecker@bmg.bund.de 
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9. Querschnittsthema: Lokale Aktivitäten/Bund-Länder-Zusammenarbeit 
Zur Umsetzung des Aktionsprogramms Um-
welt und Gesundheit (APUG) gewinnen Akti-
vitäten der Bundesländer zu Umwelt und Ge-
sundheit sowie regionale und kommunale 
Aspekte zunehmend an Bedeutung. Daher 
wurde bereits frühzeitig eine Zusammenarbeit 
zwischen der Koordinierungsgruppe zum 
APUG und Ländervertretern aufgebaut (vgl. 
Einleitung). Im Rahmen dieser Zusammenar-
beit haben die Projektgruppe zum Aktions-
programm Umwelt und Gesundheit der Län-
derarbeitsgruppe Umweltbezogener Gesund-
heitsschutz (LAUG) und die Koordinierungs-
gruppe zum APUG eine ad hoc-Arbeitsgruppe 
beauftragt, Handlungsansätze und Empfehlun-
gen für mögliche Beiträge der lokalen Ebene 
zu prüfen. Der Bericht liegt vor und wurde in 
seinen Grundzügen Ende 2001 veröffentlicht 
[4]. Er konzentriert sich im Wesentlichen auf 
die Handlungsmöglichkeiten des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes (ÖGD), dessen Aufgaben 
auf dem Gebiet des umweltbezogenen Gesund-
heitsschutzes in der Bundesrepublik Deutsch-
land von den Gesundheitsämtern der kreisfreien 
Städte und Landkreise wahrgenommen werden. 

Dem Bericht zufolge zeichnet sich auf 
lokaler Ebene ein besonderer Handlungsbe-
darf im Hinblick auf die Entwicklung nach-
haltig gesundheitsverträglicher Umweltver-
hältnisse ab. Hier bildet die Gesundheitsförde-
rung, die in erster Linie auf strukturelle Ver-
besserungen im Sinne gesunder Lebensver-
hältnisse abzielt, eine unverzichtbare Ergän-
zung. Im Einklang mit aktuellen Forderungen 
aus dem Bereich der Wissenschaft und der 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) wird auf 
lokaler Ebene generell eine stärkere Verzah-
nung beider Handlungsansätze angestrebt. 
Unter Umständen können sich die Vor-
stellungen der verschiedenen Ebenen auch 
unter Beachtung ihrer gesetzlich garantierten 
Selbständigkeit und Eigenverantwortlichkeit 
sinnvoll ergänzen. 

Für die Identifizierung lokaler Hand-
lungsansätze auf dem Gebiet des umweltbezo-

genen Gesundheitsschutzes bediente sich die 
Arbeitsgruppe der seit 1988 im Schrifttum 
verwendeten Public-Health-Trias, die aus den 
Elementen der Lagebeschreibung, der Strate-
gieentwicklung und der Umsetzung besteht. 
Da sie unterschiedslos auf den Gesamtbereich 
des ÖGD anwendbar ist, kommt sie der Inte-
gration von Handlungsansätzen des umweltbe-
zogenen Gesundheitsschutzes in breiter ange-
legte lokale Gesundheitsprogramme entgegen.  

Während die Lagebeschreibung darauf 
abzielt, die Auswirkungen von Umwelteinflüs-
sen auf die menschliche Gesundheit zu beo-
bachten und zu bewerten, ist die Strategie-
entwicklung auf zukunftsweisende Handlungs-
konzepte gerichtet. Sie beziehen sich im vor-
liegenden Fall auf Fragen der Gesundheitsför-
derung und der Nachhaltigkeit mit ihren stadt-
bezogenen Konkretisierungen wie Gesunde 
Städte-Projekt und Kommunale Agenda 21 und 
enthalten allgemein gültige Handlungsansätze, 
die durch integratives Vorgehen, ressortüber-
greifende Zusammenarbeit und weitgehende 
Partizipation gekennzeichnet sind. Diese Kon-
zepte werden unabhängig davon, ob die jewei-
lige Kommune durch einen formellen Beschluss 
des Stadtparlaments dem Gesunde Städte-Netz-
werk oder der Aalborg-Charta (Kommunale 
Agenda 21) beigetreten ist, als Richtschnur 
empfohlen, obwohl sich die Mitgliedschaft in 
einem der genannten Netzwerke in mehrfacher 
Hinsicht als hilfreich erweisen dürfte. 

Sofern Strukturen mit ähnlicher Pro-
grammatik und Arbeitsweise, wie z. B. Ge-
sundheits- oder Stadtteilkonferenzen, vorhan-
den und entsprechende Ressourcen verfügbar 
sind, erscheint es weder zweckmäßig noch 
aussichtsreich, Parallelstrukturen im Sinne 
„kommunaler Aktionspläne Umwelt und Ge-
sundheit“ aufzubauen. Der Bericht der ad hoc-
Arbeitsgruppe verweist hier ausdrücklich auf 
die besondere Bedeutung einer intensiven 
inner- und zwischenbehördlichen Vernetzung. 
Generell sollten Ansätze und Methoden der 
kommunalen und regionalen Strategieent-
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wicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
systematischer als bisher gefördert werden. 

Im Rahmen der Umsetzung der Ergeb-
nisse des Berichts wurde damit begonnen, die 
identifizierten Ziele im Wege konkreter Ar-
beitsvorhaben und Maßnahmen zu verwirk-
lichen. Besonderes Augenmerk gilt hier zu-
nächst der umweltbezogenen Berichterstattung 
einschließlich der Definition und Erprobung 
geeigneter Indikatoren, weil sie den zentralen 
Ausgangspunkt für Aktivitäten auf der lokalen 
Ebene darstellt. Im Einklang mit den Em-
pfehlungen des Berichts wird gegenwärtig im 
Auftrag der LAUG eine Umfrage bei den Ge-

sundheitsämtern vorbereitet, die den aktuellen 
Entwicklungsstand zur Begründung praktischer 
Verbesserungsmaßnahmen ermitteln soll. Durch 
die Umfrage soll zugleich in Erfahrung ge-
bracht werden, welcher Informations- und 
Qualifizierungsbedarf bei den Gesundheits-
ämtern auf dem Gebiet des umweltbezogenen 
Gesundheitsschutzes besteht. Um ihre Hand-
lungsfähigkeit zu stärken, ist geplant, die vor-
handenen Strukturen zur Information und Be-
ratung der Gesundheitsämter in enger Koope-
ration zwischen Bund, Ländern und Gebiets-
körperschaften schrittweise zu einem effizienten 
Informationsmanagement weiter zu entwickeln. 

9.1 Arbeitsbeispiele 

9.1.1 Modellprojekt zur APUG-Umsetzung auf lokaler Ebene in 2003 

Da die Rahmenbedingungen in den einzelnen 
Städten und Regionen sehr unterschiedlich 
ausfallen können, wäre im Grunde nur durch 
eine Bestandsaufnahme vor Ort sicher zu klä-
ren, welche Strukturen im Einzelfall geeignet 
sind. Hilfsweise können jedoch Modellpro-
jekte zur Konkretisierung von APUG-Zielen 
in diesem Bereich unter Beteiligung reprä-
sentativer Kommunen, die aufgrund vorhan-
dener Strukturen und nachgewiesener Aktivi-
täten auf relevanten Gebieten beste Gewähr 
für ein beispielhaftes Ergebnis bieten, zu wich-
tigen Erkenntnissen führen, die generell auf 

die lokale Ebene übertragbar sind. Die Aus-
schreibung für ein solches Projekt mit Mo-
dellcharakter für die Umsetzung des Aktions-
programms auf lokaler Ebene wird vom BMG 
in 2002 durchgeführt; Projektbeginn soll An-
fang 2003 sein. 
 
Kontakt: 
Prof. Dr. Henning Lange-Asschenfeldt 
Bundesministerium für Gesundheit, Abt. 3 
Postfach 08 01 63, 10001 Berlin 
Tel.: (+49-30) 20640-1735 
E-Mail: lange-asschenfeldt@bmg.bund.de 

9.1.2 Workshop „Gesundheitsverträglichkeitsprüfung“ 

Am 19./20.11.2001 fand in Berlin ein Work-
shop zum Thema Gesundheitsverträglichkeit 
statt. Auftraggeber, und zusammen mit dem 
UBA auch Gastgeber, war das BgVV. Vorbe-
reitung und Durchführung des Workshops 
lagen beim Landesinstitut für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst NRW (lögd) und bei 
Gesundheit Berlin e.V. 

Das Hauptanliegen der Tagung war es, 
die in Deutschland auf Projektebene vorhan-
dene Praxis der Gesundheitsverträglichkeits-
prüfung (GVP) bei Planungsverfahren zu be-

nennen, zu reflektieren und mit den entspre-
chenden Erfahrungen in anderen Sektoren, 
insbesondere im Umweltbereich, zu verglei-
chen. GVP wird in Deutschland bisher durch 
kommunale Gesundheitsämter, Institutionen 
auf den Ebenen des Bundes, der Länder, Be-
zirke und Regionalverbundebenen oder beauf-
tragter Einrichtungen durchgeführt, allerdings 
in einem gesetzlich und verfahrensrechtlich 
deutlich weniger abgesicherten Modus als das 
entsprechende Prüfverfahren im Umweltbe-
reich (Umweltverträglichkeitsprüfung = UVP). 
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Verglichen mit dem Stand in anderen euro-
päischen Ländern (es gab hierzu Vorträge zu den 
GVP- und Health Impact Assessment (HIA)- 
Konzepten in Großbritannien, den Niederlan-
den und Österreich), bedarf die bisherige deut-
sche Praxis der GVP einer deutlichen Weiter-
entwicklung, um die Bevölkerung wirksamer 
vor möglichen späteren gesundheitlichen Nach-
teilen als Planungsfolgen zu schützen. 

Im Verlaufe des Workshops ließ sich 
eine deutliche Bereitschaft für eine intensivere 
Kommunikation und Zusammenarbeit zwi-
schen den Institutionen des Gesundheitsberei-
ches und des Umweltsektors erkennen. Vor-
träge, Arbeitsgruppenarbeit und die Diskus-
sionen im Plenum ließen insbesondere folgen-
de mögliche Entwicklungsschwerpunkte und 
Forderungen für die nahe Zukunft erkennen: 

 
• Entwicklung und Nutzbarmachung von 

Werkzeugen und Anwendungshilfen für 
eine situationsgemäße, rasche, gründliche 
sowie qualitätsgesicherte Abschätzung von 
Gesundheitsfolgen in Planverfahren,  

• regelmäßige und rechtzeitige Einbezie-
hung der jeweils zuständigen Einrichtun-
gen des Gesundheitssektors in die Ab-
stimmungsprozesse zu den Planverfahren,  

• intersektorale Verständigung auf allen mit 
Planung befassten fachlichen Ebenen über 
die Bedeutung und den Bedarf einer ange-
messenen Einbeziehung gesundheitlicher 
Gesichtspunkte, 

• Schaffung politischer Impulse für eine 
verstärkte intersektorale Zusammenarbeit 
als Flankierung der Verständigungsbereit-
schaft auf fachlicher Ebene. 

 
Die Ausrichtung des Workshops im Rahmen 
des APUG auf Bundesebene sollte sich 
bezüglich der intersektoralen Weiterentwick-
lung der GVP günstig auswirken. In diesem 
Sinne hat der Workshop eine erste Bestands-
aufnahme und ein positives Signal für die 
künftige Entwicklung gegeben. Als Weichen-
stellung für den erforderlichen Veränderungs-
prozess ist auf der Tagung ein Arbeits- und 
Förderprogramm angeregt worden, über 
dessen Details sich die Beteiligten insbeson-
dere aus den Bereichen Umwelt und Gesund-
heit mit den politischen Entscheidungsträgern 
und den betreffenden Forschungs- und Praxis-
einrichtungen im Laufe des Jahres 2002 ver-
ständigen wollen.  

Eine ausführliche Dokumentation des 
Workshops ist im Juli 2002 erschienen und 
kann über das Landesinstitut für den Öffent-
lichen Gesundheitsdienst NRW bezogen werden.  
 
Kontakt: 
Dr. Gernot Henseler 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin, FB 8 Chemikalien-
bewertung 
Postfach 33 00 13, 14191 Berlin 
Tel.: (+49-1888) 412-3303 
E-Mail: g.henseler@bgvv.de
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Teil B: Dokumentation des 
Symposiums „Umwelt und 

Gesundheit gestalten“ 
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Dr. Ursula Ulrich-Vögtlin,  
Bundesamt für Gesundheit, 
Schweiz 

10. Symposium „Umwelt und Gesundheit gestalten: 3 Jahre 
Aktionsprogramm - Bilanz und Perspektiven“  

10.1 Vorbemerkung 
 
Am 05./06.06.2002 fand in Berlin das Sym-
posium „Umwelt und Gesundheit gestalten: 
3 Jahre Aktionsprogramm - Bilanz und Per-
spektiven“ statt. Das Ziel der Veranstaltung 
bestand darin, nach drei Jahren Umsetzung 
des Aktionsprogramms Umwelt und Gesund-
heit eine erste Bilanz über das bisher Erreichte 
zu ziehen. In der gemeinsamen Diskussion 
mit den Teilnehmern sollten zudem Vor-
schläge und Ideen für die Weiterentwicklung 
des Programms gesammelt und die zukünftige 
Schwerpunktsetzung im Querschnittsbereich 
Umwelt und Gesundheit erörtert werden.  

Im Rahmen der zweitägigen Veranstal-
tung wurden die bisherigen Aktivitäten zur 
Umsetzung des Aktionsprogramms Umwelt 
und Gesundheit (APUG) vorgestellt sowie 
Workshops zu folgenden Themen durchge-
führt: 

 
• Umweltbezogene Gesundheitsberichterstat-

tung und Informationsmanagement 
• Risikobewertung und Standardsetzung 
• Länder- und kommunale Aktivitäten, Pro-

grammmanagement 
• Risikofrüherkennung und Risikokommu-

nikation  
• Umweltmedizin 
• Kinder, Umwelt und Gesundheit 
 
Weiterhin wurde von einer Vertreterin des 
Schweizer Bundesamtes für Gesundheit der 
Schweizer Aktionsplan Umwelt und Gesund-
heit als Beispiel für ein Aktionsprogramm aus 
einem anderen europäischen Staat vorgestellt. 

 
Das Symposium war mit ca. 100 Gästen 

sehr gut besucht. Zu den Teilnehmern zählten 
vor allem Expert(inn)en aus den Bereichen 
Umwelt und Gesundheit, Vertreter(innen) der 
am Aktionsprogramm beteiligten Kommissio-
nen, Mitglieder des APUG-Beraterkreises sowie 
Vertreter(innen) der Bundesministerien und 
Bundesbehörden. Die Veranstaltung und der 
dazu als Entwurf vorgelegte Statusbericht „3 
Jahre Aktionsprogramm Umwelt und Gesund-
heit“ wurde von den Teilnehmer(inne)n posi-
tiv aufgenommen. 

Die vorliegende Kurzdokumentation soll 
den Teilnehmer(inne)n der Veranstaltung und 
auch denen, die im Juni nicht nach Berlin 
kommen konnten, einen Überblick über die 
wichtigsten Diskussionspunkte und die we-
sentlichen Ergebnisse des Symposiums geben. 
(Das vollständige Veranstaltungsprogramm be-
findet sich auf den nachfolgenden Seiten.)  
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10.2 Veranstaltungsprogramm 
 
Symposium „Umwelt und Gesundheit gestalten“ 
Programm 05. 06 2002 
Moderation: Dr. Thomas Jung, BfS 
 
13.00 Uhr Begrüßung  

- Gila Altmann, BMU 
- Dr. Stefan Winter, BMG 
- Dr. Peter M. Wiedemann, Beraterkreis 
 

14.00 Uhr Vorstellung der Aktivitäten zur Umsetzung des Aktionsprogramms  
„Umwelt und Gesundheit“ mit anschließender Diskussion 
- Prof. Dr. Ursula Gundert-Remy, BgVV  
- Dr. Thomas Jung, BfS 
- Dr. Bärbel Kurth, RKI 
- Dr. Bernd Seifert, UBA 
 

16.00 Uhr Pause 
 

16.30 Uhr Workshops zu den Themen: 
 
Umweltbezogene Gesundheitsberichterstattung, Informationsmanagement 
- Dr. Thomas Ziese, RKI (Moderation) 
- Prof. Dr. Thomas Schäfer, Fachhochschule Gelsenkirchen (Referent) 
- Dr. Jacqueline Burkhardt, UBA (Referentin) 
- Dr. Cornelia Lange, RKI (Rapporteurin) 
 

 Risikobewertung und Standardsetzung 
- Dr. Joseph Falke, ZERP (Moderation) 
- Prof. Dr. Dr. Andreas Kappos, BUG (Referent) 
- Prof. Dr. Ortwin Renn, Akademie für Technikfolgenabschätzung BW (Referent) 
- Dr. Heinz Wenzel, BMVEL (Referent) 
- Dr. Fritz Kalberlah, FoBiG (Rapporteur) 
 

 Länder- und kommunale Aktivitäten, Programmmanagement 
- Dr. Bernd Seifert, UBA (Moderation) 
- Dipl.-Ing. Gerda Pfahl, BUND (Referentin) 
- Dr. Diana Hein, MUNLV-NRW (Referentin) 
- Dr. Hermann Neus, BUG (Rapporteur) 
 

19.00 Uhr Abendbuffet 
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Symposium „Umwelt und Gesundheit gestalten“ 
Programm 06.06. 2002 
Moderation: Dr. Thomas Jung, BfS 
 
9.00 Uhr Workshops zu den Themen: 

 
Risikofrüherkennung und Risikokommunikation  
- Dr. Ursel Heudorf, Stadtgesundheitsamt Frankfurt (Moderation) 
- Dr. Peter M. Wiedemann, Forschungszentrum Jülich, Abt. MUT (Referent) 
- Prof. Dr. Helmut Jungermann, TU Berlin (Referent) 
- Dr. Angela Richter, GSF (Rapporteurin) 
 

 Umweltmedizin 
- Dr. Dieter Eis, RKI (Moderation) 
- Dr. Roland Suchenwirth, Landesgesundheitsamt-Niedersachsen (Referent) 
- Prof. Dr. Thomas Eikmann, Universität Gießen (Referent) 
- Prof. Dr. Hartmut Dunkelberg, Universität Göttingen (Rapporteur) 
 

 Kinder, Umwelt und Gesundheit 
- Monika Schrimpf, Akademie für Technikfolgenabschätzung BW (Moderation) 
- Dr. Stephan Böse-O’Reilly, Netzwerk Kindergesundheit und Umwelt (Referent) 
- Dr. Beate Schmidt-Behlau, National Coalition zur Umsetzung der UN-

Kinderrechtskonvention (Referentin) 
- Helmut Jahraus, BfS (Rapporteur) 
 

10.30 Uhr Pause 
 

11.00 Uhr Vorstellung des Schweizer Aktionsplans Umwelt und Gesundheit  
- Dr. Ursula Ulrich-Vögtlin, Bundesamt für Gesundheit, Schweiz 

 
11.30 Uhr Vorstellung der Workshop-Ergebnisse im Plenum und Abschlussdiskussion  

- Prof. Dr. Hartmut Dunkelberg, Universität Göttingen 
- Helmut Jahraus, BfS  
- Dr. Fritz Kalberlah, FoBiG 
- Dr. Cornelia Lange, RKI 
- Dr. Hermann Neus, BUG 
- Dr. Angela Richter, PT-BMBF 
 

13.30 Uhr Abschlussstatement zu den Perspektiven von Umwelt und Gesundheit 
- Dr. Uwe Lahl, BMU 
 

14.00 Uhr Ende der Veranstaltung 
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10.3 Grußworte aus den Ministerien und vom Beraterkreises zum APUG  

Gila Altmann, Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Lieber Herr Winter, 
sehr geehrter Herr 
Wiedemann, sehr ge-
ehrte Damen und 
Herren, ich freue 
mich, Sie heute auf 
diesem Symposium 
„Umwelt und Gesund-
heit gestalten: 3 Jahre 
Aktionsprogramm - 
Bilanz und Perspek-
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damalige Bundesgesundheitsministerin Frau 
Andrea Fischer zur Dritten Europäischen 
Ministerkonferenz 1999 in London der Öf-
fentlichkeit das deutsche Aktionsprogramm 
Umwelt und Gesundheit vor.  

Mit diesem Programm wurden erstmalig 
für die deutsche Umwelt- und Gesundheitspo-
litik Strategien, Maßnahmenvorschläge und 
Handlungsziele für eine strukturierte, umfassen-
de Auseinandersetzung mit den gesundheit-
lichen Folgen von Umwelteinwirkungen vor-
 

 
Gila Altmann, BMU 
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tiven“ begrüßen zu 
ürfen. Ganz besonders möchte ich auch die 
eiter der am APUG beteiligten Bundesober-
ehörden, also Herrn Prof. Dr. Troge als Prä-
identen des Umweltbundesamtes, Herrn Dr. 
rnold als Leiter des Bundesinstituts für ge-

undheitlichen Verbraucherschutz und Veteri-
ärmedizin, Herrn König als Präsidenten des 
undesamtes für Strahlenschutz sowie Frau 
r. Kurth, in Vertretung für Herrn Prof. 
urth, den Präsidenten des Robert Koch-

nstituts, willkommen heißen. 
Das Aktionsprogramm Umwelt und Ge-

undheit wurde 1999 gemeinsam von BMU 
nd BMG ins Leben gerufen, aber die An-
änge lagen schon viel früher. So fand bereits 
989 die Erste Europäische Ministerkonferenz 
Umwelt und Gesundheit“ in Frankfurt am 
ain statt. Als zentrales Dokument wurde die 

Europäische Charta Umwelt und Gesund-
eit“ verabschiedet.  

1994 hat dann die Weltgesundheitsorga-
isation (WHO) auf der Zweiten Europäischen 
inisterkonferenz „Umwelt und Gesundheit“ 

n Helsinki einen Aktionsplan „Umwelt und 
esundheit für Europa“ vorgelegt. Die Um-
elt- und Gesundheitsminister einigten sich 
arauf, diesen Plan auf nationaler Ebene in 
orm „Nationaler Aktionspläne Umwelt und 
esundheit“ umzusetzen. Dieser Aufforde-

ung kam Deutschland nach und so legten 
undesumweltminister Jürgen Trittin und die 

gelegt. Ein besonderes Augenmerk liegt auf 
Bewertungsfragen und Fragen der Information 
und Kommunikation. Das Programm soll dazu 
beitragen, die Managementstrategien und die 
Strukturen zur Bearbeitung des Querschnitts-
bereichs Umwelt und Gesundheit zu verbessern. 

Ich möchte hier insbesondere einen 
Schwerpunkt des Aktionsprogramms erwäh-
nen, der auch ein wesentliches Ziel im APUG 
darstellt: Es handelt sich um die Weiterent-
wicklung und Koordinierung von Risikobe-
wertung und Standardsetzung.  

Zur Bearbeitung dieses Themas wurde 
die „Kommission zur Neuordnung der Ver-
fahren und Organisationsstrukturen zur Risi-
kobewertung und Standardsetzung“, die soge-
nannte „Risikokommission“, eingerichtet. Nach 
nunmehr 1 1/2 –jähriger intensiver und enga-
gierter Arbeit wird sie am 24. Juni 2002 den 
Ministern einen ersten Ergebnisbericht mit 
zahlreichen Vorschlägen übergeben. Dieser 
Ergebnisbericht soll nach einer breiten und 
ausführlichen Diskussion weiterentwickelt 
werden. Im Frühjahr 2003 wird die Kommis-
sion dann ihren Endbericht vorlegen. An die-
ser Stelle vielen Dank an die Risikokommis-
sion für die bisher geleistete Arbeit.  

Um zur perspektivischen Sichtweise dieser 
Veranstaltung zurückzukehren: Wichtig wird 
sein, dass die Empfehlungen der Risikokom-
mission dann zügig in die Praxis umgesetzt 
werden. 
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Ich könnte hier noch auf viele weitere 
Aktivitäten, Initiativen und auch Erfolge ein-
gehen. Diese sind jedoch auch alle im Status-
bericht zum Aktionsprogramm enthalten, der 
Ihnen vorliegt. Ich möchte hier nur einen 
Aspekt herausstellen, der mir ganz wesentlich 
erscheint, wenn man den Erfolg des APUG 
bewerten möchte. Ich meine die gelungene 
Vernetzung innerhalb des Querschnittsbereichs 
Umwelt und Gesundheit.  

Eine möglichst breit angelegte interdis-
ziplinäre Zusammenarbeit ist oft schwierig 
und mühsam. Umso wertvoller ist die im Rah-
men des Aktionsprogramms erreichte Über-
windung von individuellem Ressortdenken. 
Diese Zusammenarbeit, sowohl zwischen den 
Ministerien als auch auf der Ebene der betei-
ligten Bundesoberbehörden - dem Bundesamt 
für Strahlenschutz, dem Bundesinstitut für ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri-
närmedizin, dem Robert Koch-Institut und 
dem Umweltbundesamt - hat sich im Rahmen 
der Umsetzung des Programms sehr gut ent-
wickelt und wird weiter ausgebaut.  

Der Querschnittsbereich Umwelt und 
Gesundheit ist aber nicht nur auf die beiden 
direkt betroffenen Ministerien beschränkt. Ei-
ne Erweiterung unserer Aktivitäten auf die 
Bereiche Ernährung/Verkehr wurde schon 
mehrmals angedacht. Wünschenswert wäre 
auch eine erweiterte Zusammenarbeit zur 
Thematik „Umweltbelastungen und Kinderge-
sundheit“ sowie im Bereich der Forschung. 
Deshalb sind wir mit anderen Ressorts im 
Gespräch. Dies ist jedoch, nicht zuletzt aus 
Gründen der erforderlichen Bearbeitungska-
pazitäten, oft nicht einfach. Durch die von 
BMU und BMG gesetzte Priorität für das 
Aktionsprogramm werden wir aber auch hier 
hoffentlich bald erfolgreich sein.  

Ich freue mich darüber, dass Vertreter 
anderer Ministerien unserer Einladung gefolgt 
sind und bereit sind, heute hier ihr Wissen und 
ihre Erfahrung in die Diskussion über die Zu-
kunft des Aktionsprogramms einzubringen.  

Das Aktionsprogramm soll aber nicht auf 
Behörden beschränkt bleiben. Ein besonderes 

Anliegen ist es uns, alle gesellschaftlich rele-
vanten Gruppen in dieses Programm einzube-
ziehen und einen offenen Dialog mit Ihnen zu 
führen. Ich bin mir durchaus bewusst, dass 
manche der Auffassung sind, die Fortschritte 
bei der Umsetzung seien viel zu gering, alles 
ginge nicht schnell genug. Dazu muss ich 
sagen, dass wir in einem Bereich arbeiten, in 
dem in der Regel keine schnellen Ergebnisse 
zu erwarten sind. Die Erforschung und Bewer-
tung von Zusammenhängen zwischen Umwelt 
und Gesundheit bedarf eines langfristigen, kon-
tinuierlichen Engagements. Politische Schlag-
zeilen und schnelle, direkt messbare Erfolge 
sind hier nicht die allein entscheidenden Maß-
stäbe. Es gibt auch durchaus berechtigte Forde-
rungen, die dahin gehen, dass die Aktivitäten 
viel stärker auf konkrete Maßnahmen zur Ver-
besserung der Umwelt abzielen müssten und 
dass das Programm umfassender sein müsse.  

Sicherlich müssen auch Gefährdungen, 
die sich aus dem Energiekonsum, dem Drang 
zu unbegrenzter Mobilität und der Lebensmit-
telproduktion ergeben, betrachtet werden. Um 
aber im Rahmen dieses Programms die von 
uns bewegbaren Dinge wirklich voranzubrin-
gen, müssen Prioritäten gesetzt werden. 

Für diejenigen, die konkrete Handlungen 
zur Verbesserung der Umweltqualität im Rah-
men des APUG vermissen, noch einige we-
nige Sätze. Der Statusbericht führt nicht auf, 
was an Umweltqualitätszielen erreicht wurde. 
Viele Aktivitäten zur Verbesserung der Um-
weltqualität stehen zwar in Bezug zum 
Programm, erfolgten aber nicht in dessen 
engerem Rahmen. Ohne jede Vollständigkeit 
will ich nur ein paar Beispiele aufzählen: 
 
• das Sofortprogramm zur Minderung der 

Ozonbelastung,  
• die Novelle der TA-Luft, 
• Grundsätze einer neuen Chemikalien-

sicherheitspolitik für die EU, 
• die Novelle der Trinkwasser- und der Strah-

lenschutzverordnung sowie 
• neue Ansätze zur Verbesserung des Ver-

braucherschutzes.  
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Welche Bedeutung das Thema Umwelt 
und Gesundheit auch auf EU-Ebene hat, zeigt 
sich darin, dass die Europäische Kommission 
es zu einem der vier Schwerpunkte ihres 6. 
Umweltaktionsprogramms erklärt hat. Zudem 
ist die Kommission derzeit dabei, eine Umwelt- 
und Gesundheits-Strategie zu erarbeiten. 

Meine Damen und Herren, das Motto 
dieser Veranstaltung lautet „Umwelt und Ge-
sundheit gestalten“. Dazu möchte ich Sie aus-
drücklich einladen. Es geht bei diesem Sympo-
sium darum, Schwachstellen zu erkennen, sie 
zu analysieren und dann im Rahmen der 
verschiedenen Arbeitsgruppen konkrete Ziel-
setzungen für die Zukunft des Aktionspro-
gramms Umwelt und Gesundheit zu erarbeiten. 

Wir freuen uns auf Ihre Beiträge, die uns 
helfen sollen, die richtigen Weichenstellungen 

vorzunehmen für die zukünftige Arbeit in die-
sem wichtigen Bereich. 

An dieser Stelle möchte ich allen danken, 
die diese Veranstaltung so gut organisiert 
haben. Allen voran den Mitarbeiter(inne)n der 
Geschäftsstelle des Aktionsprogramms. Ganz 
besonderer Dank gebührt daher auch dem 
Präsidenten des Umweltbundesamtes, Herrn 
Prof. Troge, für seine Bereitschaft, diese 
Geschäftsstelle, die so wichtige Aufgaben für 
das Aktionsprogramm übernimmt, einzurich-
ten. 

Ich wünsche dem Aktionsprogramm und 
allen beteiligten Akteuren weiterhin die not-
wendige Geduld und Ausdauer, damit wir in 
drei Jahren mit hoffentlich noch größerer Zu-
friedenheit auf das Erreichte zurückblicken 
können als heute. 

 

Dr. Stefan Winter, Bundesministerium für Gesundheit,  Leiter der Abteilung 3 
„Gesundheitsvorsorge, Krankheitsbekämpfung“ 

Sehr geehrte Frau 
Parlamentarische 
Staatssekretärin 
Altmann, sehr ge-
ehrter Herr Jung, 
sehr geehrte Da-
men und Herren, 
liebe Kolleginnen 
und Kollegen, zu 
aller erst möchte 
ich Ihnen die 
besten Grüße von 

und zielführende Diskussionen, die uns einen 
Schritt in die weitere Zukunft des umweltbe-
zogenen Gesundheitsschutzes weisen.  

Und damit sind wir auch beim Thema: 
Die Veranstaltung steht unter dem Motto 
„Umwelt und Gesundheit gestalten“ und soll 
vor allem nach vorn orientiert sein. Frau Par-
lamentarische Staatssekretärin Altmann hat 
bereits über die Anfänge des Aktionspro-
gramms Umwelt und Gesundheit berichtet, 
das wir vor nunmehr genau drei Jahren ins Le-
ben gerufen haben.  
 
Dr. Stefan Winter, BMG 
 65

Frau Ministerin 
Ulla Schmidt ausrichten. Sie hätte sehr gern 
die Eröffnung dieses Symposiums übernom-
men, da sie dem Thema und dem Ziel dieser 
Veranstaltung große Bedeutung beimisst. Dies 
hat sie auch bei dem Kinderforum Ende ver-
gangenen Jahres bekräftigt. Leider ist es aber 
nicht immer möglich, die Termine von zwei 
Ministern vollständig aufeinander abzustimmen 
und so die Teilnahme zu ermöglichen.  

Sie bedauert dies und wünscht der Ver-
anstaltung auf jeden Fall viel Erfolg und gute 

Dem Programm lag die Erkenntnis zu-
grunde, dass wir für eine umfassende Vorsor-
gepolitik Umwelt und Gesundheit ressortüber-
greifend und vernetzt betrachten müssen. Bei-
de Häuser setzen sich im Rahmen ihrer Ressort-
aufgaben intensiv für eine weitere Reduktion 
der Umweltbelastungen ein, um damit die 
Voraussetzungen für die Gesundheit jedes 
Einzelnen zu verbessern. Denn gesundheitszu-
trägliche Umweltbedingungen sind ein wich-
tiger Teil der Prävention. Und alle Maßnah-
men, die dazu beitragen, eine gesundheitsför-
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derliche Umwelt zu schaffen, unterstützen un-
sere Anstrengungen zur Förderung der Prä-
vention. 

Mit dem Aktionsprogramm Umwelt und 
Gesundheit sind wir noch einen Schritt weiter 
gegangen. Wir haben uns folgende Fragen gestellt: 

 
• Was können wir tun, damit wir möglichst 

frühzeitig auf mögliche Gesundheitsrisi-
ken aus der Umwelt aufmerksam werden 
und diesen Risiken zeitgerecht entgegen-
wirken können?  

• Welche Informationen benötigen wir hierfür? 
• Wie kommen wir zu politischen Entschei-

dungen wie Grenzwertsetzungen oder Ver-
boten, so dass diese nachvollziehbar und 
dem Problem angemessen sind? Also wie 
können wir die Verfahren der Risikobe-
wertung und Standardsetzung national 
und international verbessern? 

• Wie kann die Bevölkerung in diesen Pro-
zess einbezogen werden? 

• Welche Informationen über den Zusam-
menhang zwischen Umweltbelastungen 
und Gesundheitsfaktoren sind besonders 
dringlich? 

• Und schließlich natürlich auch: Wie kann 
die Zusammenarbeit zwischen den han-
delnden Personen im Bereich Umwelt und 
Gesundheit intensiviert und Doppelarbei-
ten vermieden werden. Wie kann die Be-
völkerung informiert und eingebunden 
werden?  

• Und wie können wir auch die Schnittstel-
len zu anderen umwelt- und gesundheits-
relevanten Bereichen verbessern?  

 
Diese sehr komplexen Fragen sind - wenn sie 
ernst genommen werden - nicht auf die Schnelle 
zu beantworten. Wir sind dabei, entsprechende 
Lösungskonzepte zu erarbeiten und möchten 
sie gerne mit Ihnen diskutieren. Ziel ist es, 
möglichst konkrete Vorschläge zu erhalten, 
wie wir die Zukunft im Bereich Umwelt und 
Gesundheit gestalten sollten. Natürlich benö-
tigt auch die Umsetzung der Empfehlungen 
ihre Zeit - es wäre unlauter, Ihnen schnelle 

Erfolge zu versprechen. Aber ich denke, die 
ambitionierten Zielsetzungen rechtfertigen die 
benötigte Zeit. 

Zu vielen der angesprochenen Fragen 
liegen zwischenzeitlich Empfehlungen von 
Experten vor. Bevor ich Ihnen hierzu kurz ein 
paar Beispiele nenne, möchte ich mich ganz 
ausdrücklich und herzlich bei allen Aktiven 
bedanken, die das bisher Erreichte ermöglicht 
haben. Es war viel Arbeit und es waren einige 
Hürden zu nehmen, aber ich weiß, dass sich 
das Ergebnis sehen lassen kann.  

Nun also ein paar Beispiele für vorliegende 
Empfehlungen. Frau Altmann hat bereits auf die 
sehr intensiven Überlegungen der Risikokom-
mission hingewiesen, die sich mit den Verfahren 
der Risikobewertung und Standardsetzung aus-
einandergesetzt hat. Ich bin auf die heutige Dis-
kussion dazu sehr gespannt. Ich hoffe, dass wir 
im nächsten Jahr - nach intensiver Auseinan-
dersetzung mit den Vorschlägen und nach 
Vorlage des Abschlussberichtes - bereits ge-
meinsam in die Umsetzung der Empfehlungen 
gehen können und damit unserem Ziel ein 
großes Stück näher kommen. 

Eine Machbarkeitsstudie des Forschungs-
zentrums Jülich hat gezeigt, dass es durchaus 
möglich ist, für verschiedene Typen von 
umweltbedingten Risiken Früherkennungssys-
teme einzusetzen. Ich halte diesen Gedanken 
für sehr fortschrittlich und bin auf Ihre Meinung 
hierzu äußerst gespannt. Gerade ein Risikofrüh-
erkennungssystem ist aus meiner Sicht ein 
wichtiger Beitrag, um bereits im Vorfeld 
Situationen abzuschätzen und Entwicklungen 
bewusst steuern zu können. Damit stellt es 
einen wichtigen Baustein des vorsorgenden 
Handelns und der Prävention dar. 

Natürlich müssen wir bei allen Aktivi-
täten überlegen, wie der Nutzen im Vergleich 
zum Kostenaufwand ist. Nicht alles, was sinn-
voll ist, kann auch durchgeführt werden. Des-
halb ist die Diskussion mit der Abwägung der 
Vor- und Nachteile und die anschließende 
Prioritätensetzung auch so wichtig.  

Ähnliches gilt für den Bereich Umwelt-
medizin. Auch hier liegen erste Empfehlungen 
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der Kommission Umweltmedizin vor. Diese 
Empfehlungen sind ein Baustein zur Qualitäts-
sicherung der umweltmedizinischen Methoden 
und Verfahren. 

Ein besonderer Schwerpunkt liegt bei 
dem Thema „Kinder, Umwelt und Gesund-
heit“. Hier haben wir viel miteinander und mit 
der Öffentlichkeit diskutiert und auch bereits 
künftige Ziele und Projekte identifiziert. Noch 
in diesem Jahr werden wir drei weitere Vor-
haben in diesem Themenbereich ausschreiben. 
Im Mittelpunkt steht für mich die Frage, wie 
wir die Zielsetzungen mit den Aktivitäten aus 
den anderen Ressorts und aus den Ländern 
vernetzen, so dass wir ein möglichst zielge-
richtet, erfolgreiches Vorgehen haben. Was 
bleibt nun zu tun? Aus meiner Sicht gilt es 
vordringlich, drei Bereiche anzugehen: 
 
1. Wir müssen uns mit den vorliegenden 

Empfehlungen auseinandersetzen, unsere 
Schlüsse daraus ziehen und baldmöglichst in 
die Umsetzung der Empfehlungen gehen. 
Dies gilt z.B. für die Bereiche Risiko-
bewertung und Standardsetzung und die 
Risikokommunikation. 

2. Wir möchten erreichen, dass die Initiative 
zu Umwelt und Gesundheit weitergetra-
gen wird. 

3. Und wir müssen schließlich versuchen, 
die Öffentlichkeit zu erreichen, denn Ge-
sundheitspolitik fängt bei der Erziehung 
und bei dem Vorleben eines gesunden Le-
bensstils an. Jeder von uns trägt eine 
große Mitverantwortung für seine Umwelt 
und für seine Gesundheit. Gerne würde 
ich jeden Einzelnen in die Lage versetzen, 
zu erkennen, was gesund ist, um diese Er-
kenntnis an die Jugend weiterzugeben. 

 
Dies sind weitreichende Aufgaben, die wir 
nicht unterschätzen sollten. Eine gesunder-
haltende und gesundheitsförderliche Umwelt 
geht uns alle etwas an. Die Ziele, die wir im 
Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
aufgenommen haben, sind nur ein Ausschnitt 
aus einer Vielzahl von Aktivitäten, die in eine 

sehr ähnliche Richtung weisen. Hier sind in 
erster Linie die Konzepte um die Nach-
haltigkeit zu nennen, die mit der Agenda 21 
auch auf lokaler Ebene eine sehr breite Basis 
gefunden haben. Und natürlich die WHO- und 
die EU-Initiativen im Bereich Umwelt und 
Gesundheit, die den großen umfassenden Rah-
men für unser Programm bilden. Ganz sicher 
ist, um die Zukunft in unserem Sinne zu ge-
stalten, dass wir vernetzt und über Generatio-
nen und Grenzen hinweg denken müssen. Den 
gesellschaftlichen Gruppen kommt bei der 
Gestaltung einer gesunden und nachhaltigen 
Entwicklung eine große Bedeutung zu. 

Für die Frage, was wir im Aktionspro-
gramm und im weitergehenden Bereich 
Umwelt und Gesundheit vordringlich angehen 
sollen, erhoffe ich mir von Ihnen wichtige 
Impulse und gute Diskussionen. Unsere Chance 
liegt darin, möglichst konkrete, aber auch rea-
listische Ziele festzulegen. 

Wir müssen uns dabei entscheiden, wel-
che Ziele uns am Wichtigsten sind. Und wir 
müssen dabei besonders auch über die mittel-
fristigen Ziele nachdenken. Denn die Zukunft 
wird nicht in einem Jahr gestaltet, sondern es 
bedarf Tatkraft, Entschlossenheit, guter, 
durchdachter Konzepte und auch eines langen 
Atems, um die Ziele zu erreichen. Ich bin 
überzeugt, unser gemeinsames Ziel ist es wert 
- für die Zukunft unserer Kinder. 

Abschließend möchte ich mich Ihnen, 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Alt-
mann, gern anschließen und einen ganz be-
sonderen Dank an Frau Dr. Schreiber und ihre 
Mitarbeiter(innen) aussprechen, die diese Ver-
anstaltung vortrefflich organisiert und trotz 
des hohen Zeitdrucks ermöglicht haben, und 
die die Vielzahl an Fäden im Aktions-
programm immer wieder aufnehmen, zusam-
menführen und verknüpfen. Und ein besonde-
rer Dank auch von Seiten des BMG an alle 
beteiligten Kolleginnen und Kollegen aus den 
Bundesoberbehörden, die maßgeblich das 
Programm mitgestaltet und dessen Umsetzung 
erst ermöglicht haben. Herzlichen Dank auch 
an die Experten - insbesondere der Risiko-
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kommission, der Kommission Umweltmedi-
zin und des Beraterkreises -, deren ehrenamt-
licher und engagierter Mitarbeit wir wertvolle 
Empfehlungen verdanken.  

Und schließlich - bevor ich das Wort wei-
tergebe - ist es mir ein besonderes Anliegen, 
Herrn Dr. Türck - und ich spreche damit aus-
drücklich für alle beteiligten Mitarbeiter(innen) - 
unsere hohe Wertschätzung und unseren aus-
drücklichen Dank auszusprechen. Das Aktions-
programm Umwelt und Gesundheit ist durch Ihr 
hohes persönliches Engagement und Ihre Kom-

petenz, Herr Dr. Türck, geprägt und es ist bei-
spielhaft dafür, wie viel durch gute, persönliche 
Zusammenarbeit gemeinsam erreicht werden 
kann. Ich weiß, Sie können stolz sein auf das 
Erreichte. Ich wünsche Ihnen eine schöne, 
aktive Zeit mit neuen Zielen. Gleichzeitig würde 
ich es seitens des BMG außerordentlich be-
grüßen, wenn Sie auch weiterhin das Aktions-
programm mit Ihrem Rat und Ihrem Wissen 
unterstützen und begleiten würden. Ich danke 
Ihnen und wünsche Ihnen und uns gute, 
zielführende, engagierte Diskussionen.  

 

Dr. Peter M. Wiedemann, Forschungszentrum Jülich, Sprecher des APUG-Beraterkreises  

Ausgangspunkt 
Im Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
des Bundesministeriums für Gesundheit und 
des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit findet sich ein-
gangs die Feststellung, dass das Programm als 
eine Arbeitsgrundlage für die weitere Entwick-
lung des Politikfeldes Umwelt und Gesundheit 
dienen soll. Damit sollen die Weichen für die 
Zukunft gestellt werden. Heute, zur Halbzeit 
des Programms nach drei Jahren, finden wir 
uns zusammen, um eine erste Zwischenbilanz 
zu ziehen. Ich will deshalb aus der Perspektive 
des APUG-Beraterkreises, der diese Arbeit seit 
mehr als drei Jahren kritisch begleitet, fragen, 
welche Grundlagen seit Beginn des Aktions-
programms geschaffen wurden. Ich werde ver-
suchen zu beurteilen, ob und wie tragfähig 
diese Grundlagen sind, um im Bereich Umwelt 
und Gesundheit weiterzukommen. 

Es scheint mir sinnvoll, dabei von vier Leit-
fragen auszugehen. Erstens ist die Frage zu be-
antworten, ob die gewählten Ziele richtig gesetzt 
wurden. Zweitens ist zu erörtern, ob das, was im 
Programm getan wurde und wird, dazu beiträgt, 
diese Ziele auch zu erreichen. Drittens geht es 
darum, ob im Aktionsprogramm auch zukünf-
tige Herausforderungen bedacht werden. Schließ-
lich ist viertens zu ergründen, ob damit auch die 
Bedürfnisse der Gesellschaft nach sauberer 
Umwelt und besserer Gesundheit erfüllt werden. 

Zielperspektive  
Betrachtet man die im APUG gesetzten Ziele, 
so fällt auf, dass diese aus einer gründlichen 
Analyse der gesundheitsbezogenen Umwelt-
probleme in Deutschland abgeleitet wurden. 
Zwei Zielpakete wurden formuliert: Zum 
einen sogenannte Struktur- und Querschnitts-
ziele, die der Verbesserung der Leistungen der 
Behörden und Institute dienen, die in der 
Bundesrepublik für den umweltbezogenen 
Gesundheitsschutz zuständig sind. Es geht 
hier unter anderem um eine verbesserte, 
aktive und frühzeitig einsetzende Risikokom-
munikation, um die Früherkennung von 
umweltbezogenen Gesundheitsrisiken und um 
adäquatere und transparente Risikobewer-
tungen. Weiterhin werden die Förderung der 
Forschung zu Umwelt und Gesundheit sowie 
Verbesserungen der Umweltmedizin, der be-
stehenden Behördenstrukturen und der inter-
nationalen Zusammenarbeit genannt. 

Darüber hinaus werden im Programm 
aber auch Vorschläge gemacht, welche mate-
riellen Ziele in den Bereichen Außenluft und 
Klima, Innenraumluft, Wasserressourcen, Bo-
den, Lebensmittel, ionisierende Strahlung, 
Lärm, Stoffe und Zubereitungen erreicht 
werden sollen. Ich verweise beispielsweise 
auf die Verringerung der Konzentration kan-
zerogener Stoffe in Ballungsgebieten auf das 
heutige Luftqualitätsniveau des ländlichen 
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Raumes, z.B. durch Verringerung verkehrs-
bedingter Emissionen. So sollen bis zum Jahr 
2005 die Emissionen von Benzol um 85 % 
und von Dieselruß um 50% - bezogen auf 
1988 - reduziert werden. 

So wichtig strategische Ansätze und 
strukturelle Verbesserungen auch sind, letzt-
endlich müssen sie sich aber an ihren fak-
tischen Beiträgen zur Verbesserung der Ge-
sundheitsvorsorge messen lassen. Sie werden 
mir sicher zustimmen, dass dies um so besser 
geht, je eindeutiger die materiellen Ziele for-
muliert sind. Hier aber - und darauf möchte 
ich hinweisen - muss das Programm nachge-
bessert werden. Nicht alle Ziele sind quan-
tifiziert und damit überprüfbar, ob und welche 
Fortschritte erreicht wurden. Und die quanti-
tativ formulierten Umwelt- und Gesundheits-

ziele sind nicht verbindlich. Es fehlen außer-
dem vergleichende Risikobewertungen, die 
zeigen, welche Probleme am dringlichsten 
sind. Wir - der Beraterkreis – haben immer 
wieder auf diesen Mangel hingewiesen. Uns 
ist aber auch klar, dass Verbindlichkeit nicht 
allein durch die Kooperation des Gesundheits- 
und des Umweltministeriums geleistet werden 
kann. Vielmehr bräuchten wir ein Aktions-
programm der Bundesregierung für Umwelt 
und Gesundheit. Daran ist zu arbeiten.  
Der Beraterkreis empfiehlt deshalb: 

 
• konkrete Ziele mit festen Zeitvorgaben zu 

definieren und  
• diese Weiterentwicklung bis zur Europä-

ischen Gesundheits- und Umweltminister-
konferenz 2004 in Budapest zu leisten. 

 
 
 

   
Das APUG Programm 

Welche Ziele setzt 
sich das APUG?

  Zielperspektive

Wie erfüllt das APUG  
die Bedürfnisse der  

Gesellschaft?   

Nutzerperspektive 

Welche Ziele setzt 
sich das APUG?

Zukunftsperspektive

Was tut das APUG, 
um die  Ziele zu  

erreichen?   

   Aktivitätsperspektive

APUG 
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Aktivitätsperspektive  
Was hat nun das Programm in den ersten drei 
Jahren geleistet? Der Schwerpunkt lag eindeu-
tig auf den querschnittsbezogenen Maßnah-
men. Arbeiten wurden vor allem geleistet zur 
Untersuchung der Machbarkeit einer Risiko-
früherkennung im Bereich Umwelt und Ge-
sundheit, zur Entwicklung von Standards für 
die Risikoabschätzung von Umweltrisiken, 
zur Verbesserung der Datenbasis über um-
weltbezogene Gesundheitsprobleme sowie zur 
Verbesserung der staatlichen Risikokommuni-
kation – um nur einige wichtige Projekte zu nennen.  

Damit wurden - ohne wenn und aber – 
Fortschritte erreicht. Dennoch, es wird in Zu-
kunft darauf ankommen, das Programm zu 
stärken. Wesentliche Punkte sind dabei die 
Vernetzung des Aktionsprogramms mit ande-
ren Programmen auf nationaler und internatio-
naler Ebene. So wäre die Zusammenarbeit mit 
anderen Bundesministerien zu aktivieren - z.B. 
mit dem Verkehrsministerium - und die Koope-
ration mit dem Programm der WHO „Umwelt - 
Gesundheit und Nachhaltigkeit“ zu stärken.  

Insbesondere wird es darauf ankommen, 
das Thema Gesundheit und Umwelt syste-
matisch mit den entscheidenden gesellschaft-
lichen Aktivitätsfeldern - Wohnen, Arbeiten, 
Mobilität, Ernährung - zu verknüpfen und 
medien- und stoffbezogene Qualitätsziele fest-
zulegen. Unsere Nachbarn in der Schweiz zei-
gen uns, dass dies möglich ist. 
 
Zukunftsperspektive 

Wir müssen uns 
den Herausforde-
rungen der Zukunft 
stellen: Neue Tech-
nologien haben neue 
Auswirkungen auf 
die Umwelt und 
bergen neue Risi-
kopotenziale. Da-
rauf gilt es das 
Aktionsprogramm 
Umwelt und Ge-
sundheit einzustel-

len. Es ist deshalb wichtig zu beurteilen, ob 
das Programm in diesem Sinne auch zukunfts-
fähig angelegt ist und versucht, mögliche Ver-
änderungen in der Problemlage Umwelt und 
Gesundheit heute schon zu erkennen, um 
frühzeitig darauf reagieren zu können.  

Ein Beitrag in diese Richtung stellt die 
von Dr. Winter bereits erwähnte Machbar-
keitsstudie zur Risikofrüherkennung dar. Es 
ist zu wünschen, dass die diesbezüglichen 
Arbeiten bald weiter fortgeführt werden. Ich 
möchte jedoch - als einer der Autoren dieser 
Studie - anmerken, dass es hier nicht nur um 
die Entwicklung eines EDV-basierten Werk-
zeugs zur Datenerfassung und -auswertung 
geht. Vielmehr kommt es darauf an, konse-
quent die verschiedensten Ansätze der Zu-
kunftsforschung zu erproben und in den F&E 
Vorhaben der beiden Bundesministerien zu 
berücksichtigen. Der Erfolg der Risikofrüh-
erkennung hängt auch davon ab, ob es den 
Bundesoberbehörden gelingen wird, ihre Per-
sonalpolitik auf diese zukünftigen Aufgaben 
auszurichten. Denn wer heute eingestellt wird, 
der bestimmt das Kompetenzprofil der Behör-
den von morgen. 
 
Gesellschaftliche Nutzerperspektive  
Es ist eine Binsenwahrheit, dass sich ein vor-
sorgender Gesundheits- und Umweltschutz 
nicht ohne die Beteiligung der Bevölkerung 
verwirklichen lässt. Deshalb muss auch kri-
tisch bedacht werden, ob es gelungen ist, mit 
dem Aktionsprogramm die Bevölkerung zu 
erreichen. 

Positiv ist anzumerken, dass der Be-
raterkreis, der bereits bei der Erarbeitung des 
Aktionsprogramms aktiv war, mit Beginn der 
Umsetzung des Programms erweitert wurde. 
Seitdem haben auch Vertreter wichtiger 
Nichtregierungsorganisationen hier Sitz und 
Stimme. Damit wurde ein richtiger Weg ein-
geschlagen. Das „Forum Kinder-Umwelt und 
Gesundheit“, das im November 2001 in Mün-
chen stattfand, erwies sich als ein weiterer 
Erfolg auf diesem  Weg. Es gilt aber nun, 
diese Beteiligungsansätze auszubauen. Zwei 
 
Dr. Peter Wiedemann, 
Sprecher des APUG-
Beraterkreises 
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Aufgaben sind dabei von besonderer Be-
deutung: Zum einen die Förderung der lokalen 
Aktivitäten zu Umwelt und Gesundheit in den 
Städten und Gemeinden und zum anderen die 
bessere Vermittlung des Themas Umwelt und 
Gesundheit in der Öffentlichkeit. Es sind we-
sentliche und erkennbare Anstrengungen zu 
finanzieren, um die Bedeutung des Themas 
Umwelt und Gesundheit in der Öffentlichkeit 
stärker zu verankern. Dazu sind die folgenden, 
im APUG bereits formulierten Informations-
ziele vordringlich umzusetzen: 

 
• Erarbeitung und Publikation einer Gesamt-

darstellung Umwelt und Gesundheit in 
Deutschland für die Öffentlichkeit.  

• Entwicklung von Initiativen zur aktiven In-
formation von Kindern und Jugendlichen 
zu Fragen von Umwelt und Gesundheit in 
der Schule zusammen mit der Kultusmi-
nisterkonferenz. 

• Förderung geeigneter Pilotprojekte. 
 
Ich möchte anregen, bei der Festlegung und 
Konkretisierung der medien- und stoffbezoge-
nen Ziele des APUG die Diskussion mit der 
Öffentlichkeit zu suchen und die Zusammen-

arbeit mit den Nichtregierungsorganisationen zu 
intensivieren. Denn Fortschritte im Bereich 
Umwelt und Gesundheit verlangen neben einer 
sorgfältigen wissenschaftlichen Analyse auch 
die Unterstützung engagierter gesellschaftlicher 
Gruppen. 
 
Fazit 
Wir brauchen auf dieser Konferenz eine 
vorurteilsfreie Erörterung der Fortschritte und 
der Schwachstellen des Aktionsprogramms 
Umwelt und Gesundheit. Nur so können wir 
für die zweite Halbzeit die Weichen richtig 
stellen. Ich habe dazu bereits einige Vor-
schläge gemacht, die zeigen, welche Schwer-
punkte zu setzen sind. Wir sollten uns weiter-
hin bemühen, ergebnisorientiert zu diskutie-
ren: Welche Handlungsfelder sind prioritär? 
Was muss bis wann erreicht sein? An welchen 
Beispielen können wir uns orientieren? Und - 
wie schon angemerkt - sollten wir versuchen, 
die querschnittsorientierten Maßnahmen auf 
ihren Beitrag für die Gesamtstrategie des ge-
sundheitlichen Umweltschutzes zu bewerten. 
Der Beraterkreis bietet dabei seine Mitarbeit an. 
Das Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
verspricht viele Chancen - nutzen wir sie! 

10.4 Zusammenfassung der Ergebnisse des Symposiums 
 
An beiden Veranstaltungstagen fanden pa-
rallel zueinander jeweils drei Workshops statt, 
in denen die Teilnehmer(innen) Gelegenheit 
hatten, sich intensiv mit den verschiedenen 
Einzelthemen des Aktionsprogramms Umwelt 
und Gesundheit auseinander zu setzten (vgl. 
Veranstaltungsprogramm). In den Diskussions-
runden standen folgende übergeordnete Kern-
fragen im Mittelpunkt: 
 
• Was soll in diesem Themenkomplex erreicht 

werden? 
• Was wurde bisher realisiert und wie ist das 

Erreichte zu bewerten? 
• Wo lagen Probleme bei der Umsetzung? 
• Welche Ziele sind vordringlich in den 

nächsten Jahren anzugehen? 

• Welche Maßnahmen müssen ergriffen 
werden?  

 
Zusätzlich waren im Vorfeld des Symposiums 
in Abstimmung mit den jeweiligen Modera-
tor(inn)en für jeden Workshop themenspe-
zifische Fragenstellungen formuliert worden, 
die als Grundlage für die Diskussion dienen 
sollten. Für jeden Workshop stand zudem ein 
Rapporteur oder eine Rapporteurin zur Ver-
fügung, um die wesentlichen Ergebnisse der 
Gruppenarbeit zu dokumentieren. Diese Er-
gebnisse wurden am zweiten Veranstaltungstag 
im Plenum präsentiert.  

Als Einstieg in das Workshopthema wur-
den Kurzreferate gehalten. Im Anschluss da-
ran hatten die Teilnehmer(innen) Gelegenheit 
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zur Diskussion und kritischen Auseinander-
setzung mit der Thematik. Da die Zeit mit 90 
Minuten pro Workshop zum Teil sehr knapp 
bemessen war, konnten nicht alle Punkte aus-

führlich besprochen werden. Im Folgenden 
werden die wichtigsten Ergebnisse der Work-
shoparbeit vorgestellt. 

10.4.1 Workshop: Umweltbezogene Gesundheitsberichterstattung und Informa-
tionsmanagement 

 
Moderation Dr. Thomas Ziese, RKI 

Einstiegsreferate Prof. Dr. Thomas Schäfer, FH 
Gelsenkirchen 
Dr. Jacqueline Burkhardt, 
UBA 

Dokumentation Dr. Cornelia Lange, RKI 

 
Ein wesentlicher Diskussionspunkt des Work-
shops „Umweltbezogene Gesundheitsberichter-
stattung und Informationsmanagement“ war die 
Definition und Abgrenzung von gesundheitsbe-
zogener Umweltberichterstattung (GUB) und 
umweltbezogener Gesundheitsberichterstattung 
(UGB). Bei der GUB werden die Umweltbe-
lastungen, Schadstoffe und Noxen sowie deren 
Wirkungen auf die menschliche Gesundheit be-
trachtet. Es geht also in erster Linie um das Er-
kennen von Ursache-Wirkungs-Zusammenhän-
gen. Im Gegensatz dazu beschäftigt sich die 
UGB mit den umweltbezogenen Krankheitsbil-
dern. Sie versucht, Risikofaktoren zu identifi-
zieren und diese entsprechend zu bewerten.  

Ein zweiter wichtiger Diskussionspunkt 
bestand in der Frage nach den Datenquellen 
sowie der Qualität der erhobenen Daten. Hier 
wurde von den Workshopteilnehmer(inne)n 
der Wunsch nach einer Verbesserung der Be-
richtssysteme geäußert. Daten müssen konti-
nuierlich erhoben werden und bestimmten 
Qualitätsstandards entsprechen. Außerdem soll-
ten bereits vorhandene Daten besser mit-
einander verknüpft werden. In diesem Zusam-
menhang wurde auch auf die Bedeutung der 
Umwelt- und Gesundheitssurveys hingewiesen 
und die Durchführung des Kindersurveys aus-
drücklich begrüßt (vgl. Kap. 1.1.1). 

 
Wesentliche Forderungen und Ergebnisse: 
• stärkere Verknüpfung von Umwelt- und 

Gesundheitsdaten,  
• Nutzung regelmäßig erhobener Daten 

(z.B. Schuleingangsuntersuchungen) und 
Verknüpfung mit individuell erhobenen 
Daten (z.B. Daten zu internen Schadstoff-
belastungen, Daten aus Beobachtungsge-
sundheitsämtern),  

• dadurch Erkenntnisgewinn, Gewährleis-
tung einer Periodizität und Aufwandsver-
ringerung/Erhöhung der Effizienz,  

• Durchführung des Umweltsurveys für 
Kinder und Jugendliche, da eine zuverläs-
sige Datenbasis für künftige umwelt- und 
gesundheitspolitische Entscheidungen er-
forderlich ist,  

• Herr Dr. Lahl (BMU) bestätigte hierzu, dass 
sich das BMU mit einem Umweltsurvey am 
Kinder- und Jugendsurvey beteiligen wird. 

• Weiterer Diskussionsbedarf wurde ange-
meldet bezüglich: 
- Zielsetzung und prioritäre Themen 

der umweltbezogenen Gesundheits-
beobachtung,  

- Aufbau möglicher Berichtssysteme,  
- Indikatorenauswahl,  
- Berichtsebenen und Datenverknüpfung 

auf regionaler, nationaler und intern-
ationaler Ebene.  
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10.4.2 Workshop: Risikobewertung und Standardsetzung 
 
Moderation Dr. Joseph Falke,           

Zentrum für Europäische 
Rechtspolitik (ZERP), Bremen 

Einstiegsreferate Prof. Dr. Dr. Andreas Kappos, 
Behörde für Umwelt und 
Gesundheit Hamburg 
Prof. Dr. Ortwin Renn, 
Akademie für Technikfolgen-
abschätzung in Baden-Würt-
temberg 
Dr. Heinz Wenzel, BMVEL  

Dokumentation Dr. Fritz Kalberlah, 
Forschungs- und Beratungs-
institut Gefahrstoffe GmbH 
(FoBiG), Freiburg 

 
Prof. Dr. Renn stellte in seinem Impulsreferat 
die Ergebnisse der bisherigen Arbeit der Risiko-
kommission vor (vgl. Kap. 3.1.1.1). Dr. Wenzel 
berichtete über den Gesetzentwurf für die 
organisatorischen Veränderungen im Geschäfts-
bereich des Bundesministeriums für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(BMVEL). In der anschließenden Diskussion 
wurde die Notwendigkeit und der Bedarf an 
einer Neuordnung und Harmonisierung der 
Verfahren zur Risikobewertung und Standard-
setzung analysiert sowie die Defizite der ge-
genwärtigen Vorgehensweisen (inkonsistente 
Verfahren zur Grenzwertsetzung, unklare Zu-
ständigkeiten, mangelnde Transparenz und 
Kommunikation) diskutiert. In diesem Zusam-
menhang wurde insbesondere auf die Be-
deutung der Trennung von Risikoabschätzung 
und Risikomanagement verwiesen. 

 

 
Wesentliche Forderungen und Ergebnisse: 
Umsetzung der Empfehlungen der Risiko-
kommission zu den Verfahren der Risikobe-
wertung und Standardsetzung, das heißt: 

 
• Unabhängigkeit in der Risikobewertung und 

Standardsetzung,  
• Trennung von Risikoabschätzung und Risi-

komanagement,  
• Legitimation durch gesellschaftliche Ver-

einbarungen über offen zu legende gesell-
schaftliche Konventionen,  

• Verbesserung der Kommunikation, ver-
stärkte Beteiligung der Öffentlichkeit in 
den verschiedenen Stufen der Risikobe-
wertung und des Risikomanagements,  

• Befähigung der Öffentlichkeit, aktiv an 
der Diskussion teilzunehmen,  

• Etablierung eines Leitfadens für die (natur-
wissenschaftliche) Risikoabschätzung (Hand-
lungsanweisungen und Festlegung von Min-
deststandards für die Risikoabschätzung so-
wohl unter den Gesichtspunkten der Gefah-
renabwehr als auch der Vorsorge),  

• Etablierung eines Leitfadens für das Risi-
komanagement (Handlungsanweisungen und 
konkrete Umgangsregeln mit Zielkonflikten),  

• Risikobewertung als Schnittstelle zwischen 
Risikoabschätzung und Risikomanagement,  

• Abbau der Fragmentierung durch Einrich-
tung eines Risikorates (Risikoabschätzung) 
und eines Regulierungsausschusses (Risiko-
management) eventuell mit einer gemein-
samen Geschäftsstelle (Koordination, Inte-
gration und Kommunikation mit EU, An-
laufstelle für die Öffentlichkeit) sowie einer 
Servicestelle für Risikokommunikation. 
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10.4.3 Workshop: Umweltmedizin 
 

Moderation Dr. Dieter Eis, RKI 

Einstiegsreferate Dr. Roland Suchenwirth, 
Landesgesundheitsamt-
Niedersachsen 
Prof. Dr. Thomas Eikmann, 
Universität Gießen 

Dokumentation Prof. Dr. Hartmut Dunkelberg, 
Universität Göttingen 

 
Als Einstieg in die Thematik lieferten Prof. 
Dr. Eikmann (Universität Gießen) und Dr. 
Suchenwirth (Landesgesundheitsamt Nieder-
sachsen) einen Abriss über die Entwicklung 
der Umweltmedizin im universitären Bereich 
und im Öffentlichen Gesundheitsdienst. Es 
wurde festgestellt, dass die Umweltmedizin in 
beiden Bereichen in den letzten Jahren deut-
lich an Gewicht verloren hat, Abteilungen und 
Institute wurden geschlossen, bestimmte Leis-
tungen können nicht mehr in vollem Umfang 
erbracht werden. In der Diskussion wurde klar, 
dass diesem flächenhaften Abbau von Struk-
turen entgegen gewirkt werden muss. Außer-
dem muss sich die Umweltmedizin, bei der 
bisher hauptsächlich die klinischen Aspekte 
im Vordergrund stehen, auch verstärkt mit der 
Prävention beschäftigen. Ein weiterer Diskussions-
punkt war die Bereitstellung von Referenzwerten. 
 

Wesentliche Forderungen und Ergebnisse: 
• Dem weiteren Abbau umweltmedizini-

scher Strukturen an Universitäten und im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) soll 
entgegengewirkt werden,  

• Festigung der vorhandenen Organisations-
strukturen und Ausbau der Kapazitäten 
(Erarbeitung von Vorschlägen zur Schaf-
fung neuer Strukturen im ÖGD durch eine 
Arbeitsgruppe),  

• Durchführung von Umweltsurveys als 
wichtige Grundlage für die Ermittlung 
und Bereitstellung von Referenzwerten,  

• verstärkte Durchführung epidemiologi-
scher Zusammenhangsanalysen zwischen 
Erkrankungen und möglichen Ursachen 
aus der Umwelt (Fokussierung auf chroni-
sche Erkrankungen wie Allergien, Atem-
wegserkrankungen, Folgeerkrankungen der 
Lärmbelastung), 

• Erweiterung der zu berücksichtigenden 
Einflüsse um sensible indirekte Faktoren 
(z.B. Übergewicht, Stress),  

• stärkere Herausarbeitung präventiver und 
sozialmedizinischer Aspekte der Umwelt-
medizin.  
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10.4.4 Workshop: Länder- und kommunale Aktivitäten, Programmmanagement
 
Moderation Dr. Bernd Seifert, UBA 

Einstiegsreferate Dipl.-Ing. Gerda Pfahl,       
Bund für Umwelt und 
Naturschutz e.V.  
Dr. Diana Hein,        
Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Dokumentation Dr. Hermann Neus,      
Behörde für Umwelt und 
Gesundheit, Hamburg 

 
Die Kurzreferate zu Beginn des Workshops 
beschäftigten sich mit den Aktivitäten auf der 
Ebene der Länder (Dr. Hein) und den Akti-
vitäten auf kommunaler und lokaler Ebene 
(Frau Pfahl). Auf der Länderebene haben sich 
bereits eine Projektgruppe, der Länderarbeits-
gruppe Umweltbezogener Gesundheitsschutz 
(LAUG) sowie eine Arbeitsgruppe des Unter-
ausschusses Wirkungsfragen des Länderaus-
schusses für Immissionsschutz (LAI) gebildet, 
die sich mit der Umsetzung des Aktions-
programms befassen. In Nordrhein-Westfalen 
wird an einem landesspezifischen Aktions-
programm Umwelt und Gesundheit gearbeitet. 
Auf der kommunaler Ebene ist das APUG da-
gegen vielfach nicht bekannt. Ursachen dafür 
sind zum einen die Strukturen der kommu-
nalen Selbstverwaltung, die regional unter-
schiedlichen Problemlagen aber auch die un-
genügende Information und Kommunikation. 
Dabei wurde insbesondere die zum Teil man-
gelnde Zusammenarbeit zwischen den Umwelt- 
und Gesundheitsdiensten angesprochen.  

Nach Ansicht der Teilnehmer(innen) des 
Workshops müssen auf Länder- und kommu-
naler Ebene Anreize geschaffen werden, sich 
mit der Umsetzung des Aktionsprogramms zu 
befassen. Dabei sollte man insbesondere an 
bereits bestehende Strukturen anknüpfen und 
somit eine verstärkte Vernetzung der einzel-
nen Akteure anstreben. 

 
Wesentliche Forderungen und Ergebnisse: 
• Verstärkung der Bemühungen, das APUG 

auch auf kommunaler Ebene bekannt zu 
machen durch Herstellung des Bezugs zur 
Lebenswelt (z.B. Wohnen, Mobilität, Arbeit),  

• Verbesserung der Kooperation und Zu-
sammenarbeit von Umwelt- und Gesund-
heitsbehörden auf Länder- und kommuna-
ler Ebene,  

• Anknüpfung an bereits bestehende Orga-
nisationsstrukturen auf lokaler Ebene 
(Lokale Agenda 21, Gesunde Städte-Netz-
werk) sowie Nutzung bestehender internatio-
naler Netzwerke statt Aufstellen lokaler 
Aktionspläne Umwelt und Gesundheit,  

• verstärkte Einbeziehung der lokalen Ebene 
in die Koordination des Bundes-APUG,  

• Schaffung von Hilfestellungen und Anrei-
zen für die APUG-Umsetzung auf lokaler 
Ebene, z.B. durch Förderung vergleichen-
der Modellprojekte (analog zum Schweizer 
Aktionsplan), Schaffung von Best Practice-
Beispielen,  
Workshop: Länder- und kommunale Aktivitäten
• Weiterentwicklung von Methoden (Umwelt-
verträglichkeitsprüfung, Gesundheitsverträg-
lichkeitsprüfung),  

• kontinuierliche Risikokommunikation auch 
auf kommunaler Ebene,  

• Verbesserung der Berichterstattung (Um-
weltberichterstattung und Gesundheits-
berichterstattung) auf kommunaler Ebene.  
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10.4.5 Workshop: Kinder, Umwelt und Gesundheit 
 
Moderation Monika Schrimpf, Akademie für 

Technikfolgenabschätzung BW 

Einstiegsreferate Dr. Stephan Böse-O’Reilly, 
Netzwerk Kindergesundheit 
und Umwelt 
Dr. Beate Schmidt-Behlau, 
National Coalition zur Umset-
zung der UN-Kinderrechts-
konvention 

Dokumentation Helmut Jahraus, BfS 

 
Zu Beginn des Workshops zog Dr. Böse-
O’Reilly in seinem Impulsreferat Bilanz über 
das bisher im Querschnittsbereich Kinder, 
Umwelt und Gesundheit (KUG) Erreichte. 
Dr. Schmidt-Behlau referierte über die Bedeu-
tung der Kinderrechte und deren Bezüge zum 
APUG. In diesem Zusammenhang berichtete 
sie auch über den Weltkindergipfel, der vom 
08. - 10.05. 2002 in New York stattfand. Im 
Abschlussdokument des Gipfels „A world fit 
for children“ (vgl. http://www.apug.de, Rubrik 
„Neuigkeiten“) wird die Gesundheitsförde-
rung für Kinder als Schwerpunktthema für die 
nächsten Jahre herausgestellt. In einem Zehn-
Punkte-Plan wird zu einer globalen Bewegung 
aufgerufen, um eine kindgerechte Welt zu 
schaffen. Von den Workshopteilnehmer(inne)n 
wurde positiv bewertet, dass es gelungen ist, das 
Thema Kinder, Umwelt und Gesundheit ver-
stärkt in das öffentliche Interesse zu rücken und 
die Zusammenarbeit der einzelnen Akteure zu 
verbessern. Besonders von Seiten der NRO und 
der Vertreter der Kommunen wurde jedoch kri-
tisiert, dass der Bekanntheitsgrad des APUG auf 
der kommunalen Ebene zu gering sei und bisher 
zu wenig konkrete Maßnahmen umgesetzt 
wurden.  
 
Wesentliche Forderungen und Ergebnisse: 
• Etablierung des Themas Kinder, Umwelt und 

Gesundheit als APUG-Dauerschwerpunkt,  
• Berücksichtigung des ganzheitlichen Ge-

sundheitsbegriffs gemäß der Ottawa-Charta 
der WHO,  

 
• frühzeitige Einbringung von KUG-Anlie-

gen in die politische Programmatik,  
• ressortübergreifende Bearbeitung v.a. der 

Themen: Tabakrauch und Passivrauchbe-
lastung; Mobilität, Bewegung und Straßen-
verkehr; Wohnung und Wohnumfeld,  

• Durchführung des Kinder-Umweltsurveys 
als Teil des Kinder-Jugend-Gesundheits-
surveys,  

• Einbindung der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BZgA) in die 
APUG-Aktivitäten, 
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Workshop: Kinder, Umwelt und Gesundheit 
(Dr. Böse-O’Reilly und Helmut Jahraus)
rchführung konkreter Projekte für Kinder 
d Jugendliche auf der kommunalen Ebene,  
rstärkte deutsche Beteiligung an inter-
tionalen Vereinbarungen und Aktivitä-
 (z.B. Weltgipfel für Nachhaltige Ent-
cklung in Johannesburg 2002, Vierte 
inisterkonferenz Umwelt und Gesund-
it in Budapest 2004),  
rstärkung der Öffentlichkeitsarbeit, um 
ormationen auch auf die kommunale 
ene zu transportieren,  
ensivierung der Information und Beteili-
ng von Kindern bei der Umsetzung der 
ele (zielgruppenspezifische Aufbereitung),  
erprüfung von Parteiprogrammen auf 
inderverträglichkeit“ (Kindergesundheit 
d Umwelt),  
O und andere Betroffene/Interessierte 

llen sich aktiv in der Kommunalpolitik für 
inder, Umwelt, Gesundheit“ einsetzen. 
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10.4.6 Workshop: Risikofrüherkennung und Risikokommunikation  
 
Moderation Dr. Ursel Heudorf, 

Stadtgesundheitsamt Frankfurt 

Einstiegsreferate Dr. Peter M. Wiedemann, MUT 
Prof. Dr. Helmut Jungermann, 
TU Berlin  

Dokumentation Dr. Angela Richter, GSF  

 
Als Einstieg in die Thematik „Risikofrüh-
erkennung“ stellte Dr. Wiedemann die Ergeb-
nisse der „Machbarkeitsstudie zur Risikofrüh-
erkennung im Bereich Umwelt und Gesund-
heit“ vor (vgl. Kap. 3.2.1.1). In diesem Zusam-
menhang wurde über die Durchführung einer 
Pilotstudie diskutiert, bei der anhand von 
verschiedenen Risikotypen die Verfahren der 
Risikofrüherkennung durchgespielt werden 
könnten. Ziel dieser Studie sollte es sein, ver-
allgemeinerbare Methoden der Früherkennung 
von Risiken zu entwickeln.  

Zum zweiten Themenschwerpunkt „Risi-
kokommunikation“ referierte Prof. Dr. Junger-
mann über die Möglichkeit der Einrichtung 
einer Servicestelle für die Risikokommuni-
kation. Die Workshopteilnehmer(innen) disku-
tierten insbesondere über die organisatorische 
Einbindung einer solchen Einrichtung sowie 
über die möglichen Aufgaben und Tätigkeits-
felder. 
 

 

Wesentliche Forderungen und Ergebnisse: 
• Durchführung einer Pilotstudie zur Ent-

wicklung eines Früherkennungssystems für 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken (ver-
anschlagte Laufzeit: 2-3 Jahre, Kosten ca. 
750 T€, Begleitung durch ad hoc-Arbeits-
gruppe),  

• Etablierung einer Geschäftsstelle für die 
Risikokommunikation mit folgenden Auf-
gaben (vgl. auch Ergebnisse zum Work-
shop „Risikobewertung und Standardset-
zung“): 
- Beratungsfunktion für Institutionen,  
- Durchführung von Trainingsprogram-

men für Behördenmitglieder,  
- Einrichtung einer interaktiven Website,  
- Bereitstellung sozialwissenschaftlicher 

und kommunikativer Kompetenz, Mo-
deratorenfunktion bei aktuellen und 
allgemeinen Themen. 

 

Vorstellung der Workshopergebnisse im Plenum 
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10.5 Resümee und Ausblick 
 
Das Symposium „Umwelt und Gesundheit 
gestalten“ hat gezeigt, dass sich in den letzten 
drei Jahren im Bereich Umwelt und Ge-
sundheit in Deutschland einiges bewegt hat. 
Das bisher im Aktionsprogramm Erreichte 
wurde von den Teilnehmer(inne)n der Veran-
staltung anerkannt. Gleichzeitig kritisierte 
jedoch insbesondere die NRO-Seite, dass die 
Ziele des bestehenden Programms primär der 
Verbesserung von Methoden, Instrumenten 
und Arbeitsstrukturen der beteiligten Behör-
den dienten. Es wurden konkrete Ziele und 
Maßnahmen zur Reduktion der gesundheits-
relevanten Umweltbelastungen gefordert. 
Diese Ziele und Maßnahmen sollen insbeson-
dere die lokale Ebene einbeziehen. Im Rah-
men der Diskussion wurden für die Weiter-
entwicklung des Programms folgende Punkte 
empfohlen: 

 
• Erweiterung des Programms zu einem Re-

gierungsprogramm und somit Ausdehnung 
auf weitere Politikbereiche, v. a. Verkehr 
und Ernährung (d.h. Umsetzung auch 
durch BMVBW, BMVEL, BMFSFJ etc.),  

• Initiierung lokaler Aktivitäten,  
• Konkretisierung der Zielsetzungen und 

Festlegung eines Zeitplans für deren Um-
setzung,  

• Durchführung regelmäßiger Evaluationen,  
• stärkere Verknüpfung des APUG mit an-

deren Programmen und Initiativen (z.B. 
Initiative des BMG zur Prävention, Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung),  

• Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit für 
das Programm und somit Erhöhung der Re-
sonanz in der Öffentlichkeit, insbesondere 
auf lokaler Ebene. 

 
In seinem Abschlussstatement erklärte Dr. 
Lahl (Leiter der Abteilung Umwelt und Ge-
sundheit, Immissionsschutz, Anlagensicherheit 
und Verkehr, Chemikaliensicherheit im BMU), 
dass bis Ende 2002 ein konkretisiertes und  

 
auf Schwerpunkte fokussiertes APUG II vor-
gelegt wird, welches umsetzungsorientierter 
und damit politikfähiger sein soll. Es müssen 
klare Ziele definiert, Leistungsbeschrei-
bungen erarbeitet und die Arbeitsergebnisse 
regelmäßig evaluiert werden. Die einzelnen 
Vorhaben sollen so aufeinander abgestimmt 
werden, dass sich daraus auch Synergie-
effekte ergeben. 

 
 

D
intensiv
konkre
verstärk
Gleichz
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verstärk
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APUG 
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bezoge
„Gebra
heit kla
lichung
schutzm
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Lahl de
weiterf
Dr. Uwe Lahl, BMU 
r. Lahl forderte für die Zukunft eine 
ere Einbindung der NRO mit einer 

ten Rollenzuweisung. Projekte sollen 
t von den NRO durchgeführt werden. 
eitig wurden die NRO aufgefordert, 
lle als Vermittler und Meinungsbildner 
esellschaft stärker wahrzunehmen.  
eiterhin soll die administrative Ebene 
t werden. Das Bundesministerium für 

ucherschutz, Ernährung und Landwirt-
hat bereits Interesse bekundet, beim 
mitzuarbeiten. Weitere Bundesminis-
önnen in die Arbeit am APUG ein-

n werden. Dr. Lahl betonte, dass der 
uchswert“ von Umwelt und Gesund-
rer werden muss durch die Verdeut-
 des Nutzens verstärkter Umwelt-
aßnahmen für die Gesundheit. Im 

 von BMU und BMG erklärte Dr. 
m Beraterkreis seine Bereitschaft für 

ührende Gespräche und Diskussionen. 
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Anhang 
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11. Mitglieder der APUG-Gremien und Kommissionen 

11.1 Steuerungsgruppe 

Mitglieder: 

Dr. Dieter Arnold*  
Bundesinstitut für gesundheitlichen  
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
 
Franz-Josef Bindert 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Dr. Johannes Blasius* 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Dr. Axel Böttger 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Dr. Silva Buettner-Peter*  
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Prof. Dr. Ursula Gundert-Remy 
Bundesinstitut für gesundheitlichen  
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
 
Dr. Thomas Jung 
Bundesamt für Strahlenschutz 
 
Wolfram König  
Bundesamt für Strahlenschutz 
 
Dr. Bärbel-Maria Kurth 
Robert Koch-Institut 
 
Prof. Dr. Reinhardt Kurth  
Robert Koch-Institut  
 

Dr. Uwe Lahl 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Dr. Jörg Lebsanft 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Ulrike Riedel* 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Dr. Manfred Schmitz 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Dr. Walter Schwerdtfeger* 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Dr. Bernd Seifert 
Umweltbundesamt 
 
Prof. Dr. Andreas Troge  
Umweltbundesamt 
 
Dr. Rainer Türck* 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Dr. Eberhard Westheide* 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Dr. Stefan Winter 
Bundesministerium für Gesundheit 
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Unter Mitarbeit von: 

Claudia Cramer* 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Dr. Friederike Hoepner-Stamos 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Prof. Dr. Henning Lange-Asschenfeldt 
Bundesministerium für Gesundheit 

Eva Roth 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Simone Strecker 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
 
 

 
 
 
Die mit * gekennzeichneten Personen sind zwischenzeitlich ausgeschieden. 
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11.2 Koordinierungsgruppe 

Mitglieder: 

Prof. Dr. Ursula Gundert-Remy 
Bundesinstitut für gesundheitlichen 
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
 
Dr. Thomas Jung 
Bundesamt für Strahlenschutz 

Dr. Bärbel-Maria Kurth 
Robert Koch-Institut 
 
Dr. Bernd Seifert 
Umweltbundesamt 
 
 
 

Unter Mitarbeit von: 

Siegfried Abelmann 
Umweltbundesamt 
 
Andrea Blücher 
Bundesinstitut für gesundheitlichen  
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
 
Dr. Gernot Henseler 
Bundesinstitut für gesundheitlichen  
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 

Helmut Jahraus 
Bundesamt für Strahlenschutz 
 
Andrea Sontheim 
Bundesamt für Strahlenschutz 
 
Dr. Ute Wolf 
Robert Koch-Institut 
 
 
 
 

Geschäftsstelle im Umweltbundesamt: 

Hans-Jörg Köhler 
Umweltbundesamt 
 
Astrid Michaelis 
Umweltbundesamt 
 

Dr. Hedi Schreiber 
Umweltbundesamt 
 
Silke Springer 
Umweltbundesamt 
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11.3 Gemeinsame Arbeitsgruppe Bund/Länder im Rahmen des APUG 

Bundesvertreter(innen): 

Mitglieder der Koordinierungsgruppe (Kap. 11.2) 
 

Ländervertreter: 

Dr. Frank Benkwitz (1) 
Ministerium für Gesundheit und  
Soziales des Landes Sachsen-Anhalt 
 
Dr. Michael Csicsaky (1) 
Niedersächsisches Ministerium  
für Frauen, Arbeit und Soziales 
 
Dr. Rainer Fehr (1) 
Landesinstitut für den öffentlichen 
Gesundheitsdienst Nordrhein Westfalen 
 
Dr. Arnim Haße (2) 
Ministerium für Umwelt, Naturschutz  
und Raumordnung des Landes Brandenburg 
 
Prof. Dr. Bijan Kouros (1) 
Sozialministerium Baden-Württemberg 
 

Dr. Werner Lilienblum (2) 
Niedersächsisches Landesamt für  
Ökologie 
 
Dr. Ludwig Müller (1) 
Senat für Arbeit, Frauen, Gesundheit,  
Jugend und Soziales Bremen 
 
Dr. Hermann Neus (1) 
Behörde für Umwelt und Gesundheit  
Hamburg 
 
Knut Rauchfuss (2) 
Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen 
 
Jürgen Scheidereiter (1) 
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit 
und Frauen des Landes Brandenburg 

 
(1) = APUG-Projektgruppe der Länderarbeitsgruppe Umweltbezogener Gesundheitsschutz (LAUG) 
(2) = Länderausschuss für Immissionsschutz, UA-Wirkungsfragen, APUG-Arbeitskreis 
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11.4 Beraterkreis 

Mitglieder: 

Dr. Günter Baitsch 
Hochrheinklinik Bad Säckingen 
 
Dr. Jürgen Bilger 
Ökologischer Ärztebund 
 
Prof. Dr. Wolfgang Dekant 
Julius-Maximilians-Universität Würzburg 
 
Prof. Dr. Hartmut Dunkelberg 
Universität Göttingen, Abt. Allgemeine  
Hygiene und Umweltmedizin 
 
Prof. Dr. Heyo Eckel 
Präsident der Ärztekammer Niedersachsen 
 
Prof. Dr. Thomas Eikmann 
Justus-Liebig-Universität Gießen,  
Institut für Hygiene und Umweltmedizin 
 
Prof. Dr. Martin Exner 
Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität  
Bonn, Hygiene-Institut 
 
Klaus Dieter Franke* 
Allgemeiner Deutscher Automobilclub e.V. 
 
Prof. Dr. Eberhard Göpel 
Hochschule Magdeburg-Stendal (FH),  
Fachbereich Sozial- und Gesundheitswesen 
 
Dipl.-Ing. Hans-Jörg Haury 
Forschungszentrum für Umwelt  
und Gesundheit GmbH 

Dr. Ursel Heudorf 
Stadtgesundheitsamt Frankfurt, Abt. für  
Umweltmedizin und Umwelthygiene 
 
Prof. Dr. Herwig Hulpke 
Bayer AG, Konzernstab Qualitäts-,  
Umwelt- und Sicherheitspolitik 
 
Prof. Dr. Volker Mersch-Sundermann 
Universitätsklinikum Gießen, Institut  
für Innenraum- und Umwelttoxikologie 
 
Prof. Dr. Karl Ernst von Mühlendahl 
Kinderhospital Osnabrück,  
Gemeinnützige Kinderumwelt GmbH 
 
Dr. Hermann Neus 
Behörde für Umwelt und Gesundheit  
Hamburg 
 
Dipl.-Ing. Gerda Pfahl* 
Bund für Umwelt und Naturschutz e.V. 
 
Dr. Birgit Stöcker 
Politischer Arbeitskreis von  
Patienten-Initiativen 
 
Dr. Dr. Dr. Felix Tretter 
Bezirkskrankenhaus Haar  
 
Dr. Peter M. Wiedemann 
Forschungszentrum Jülich,  
Abt. Mensch, Umwelt, Technik (MUT) 
 
 
 

 
Die mit * gekennzeichneten Personen sind zwischenzeitlich ausgeschieden. 
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11.5 Ad hoc-Kommission „Neuordnung der Verfahren und Strukturen der 
Risikobewertung und Standardsetzung im gesundheitlichen Umwelt-
schutz der Bundesrepublik Deutschland“ (Risikokommission) 

Vorstand: 

Vorsitzender  
Prof. Dr. Ortwin Renn 
Akademie für Technikfolgenabschätzung  
in Baden-Württemberg 

Stellvertretender Vorsitzender  
Prof. Dr. Dr. Andreas Kappos  
Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales  
Hamburg 
 
 

Mitglieder: 

Dr. Dieter Arnold 
Bundesinstitut für gesundheitlichen  
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
 
Dr. Bettina Brohmann 
Öko-Institut e.V., Bereich Energie  
und Klimaschutz 
 
Prof. Dr. Monika Böhm 
Philipps-Universität Marburg,  
Fachbereich Rechtswissenschaften  
 
Prof. Dr. Dr. Gisela Degen 
Institut für Arbeitsphysiologie der  
Universität Dortmund, Abt. Toxikologie  
und Arbeitsmedizin 
 
Dr. Dieter Eis 
Robert Koch-Institut 
 
Prof. Dr. Dr. Heinz-Peter Gelbke 
BASF AG 
 
Dr. Thomas Holtmann 
Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. 
 
Dr. Thomas Jung 
Bundesamt für Strahlenschutz,  
Institut für Strahlenhygiene 
 

Dr. Fritz Kalberlah 
FoBiG GmbH Forschungs- und  
Beratungsinstitut Gefahrstoffe  
 
Dr. Eckehard Koch 
Ministerium für Umwelt und Naturschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Prof. Dr. Fritz Kochan 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und  
Arbeitsmedizin 
 
Dr. Dorothea Köster 
Interdisziplinäre Gesellschaft für  
Umweltmedizin e.V. (IGUMED) 
 
Prof. Dr. Wilfried Kühling 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
 
Prof. Dr. Volker Mersch-Sundermann* 
Universitätsklinikum Gießen, Institut für  
Innenraum- und Umwelttoxikologie 
 
Dr. Dietrich Rosenkranz 
Umweltbundesamt 
 
Bodo Tegethoff * 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher-
verbände e.V. 
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Prof. Dr. Fritz Vahrenholt* 
TU Harburg und Uni Hamburg 
 
Prof. Dr. Arnim von Gleich 
Fachhochschule Hamburg,  
FB Maschinenbau und Produktion 
 
Dr. Christine Wassilew-Reul* 
Öko-Institut e.V., Bereich Nukleartechnik  
und Anlagensicherheit 

Prof. Dr. Gerd Winter 
Universität Bremen,  
Fachbereich Rechtswissenschaften 
 
Dr. Jürgen Wuthe 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit  
und Sozialordnung Baden-Württemberg 
 
 
 
 

Ständige Gäste: 

Dr. Axel Böttger 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Dr. Robert Säverin 
Bundesministerium für Arbeit  
und Sozialordnung 
 
Simone Strecker 
Bundesministerium für Gesundheit 

Dr. Rainer Türck* 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
Dr. Klaus Urban 
Bundesministerium für Wirtschaft  
und Technologie 
 

 

Geschäftsstelle im Bundesamt für Strahlenschutz: 

Karin Borkhart 
Bundesamt für Strahlenschutz 
 
Dr. Stefan Diemer* 
Bundesamt für Strahlenschutz 

Helmut Jahraus  
Bundesamt für Strahlenschutz 
 
 
 
 

 
 
Die mit * gekennzeichneten Personen sind zwischenzeitlich ausgeschieden. 
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11.6 RKI-Kommission „Methoden und Qualitätssicherung in der Umweltmedizin“ 

Mitglieder: 

Dr. A. Beyer  
Umweltmedizinische Ambulanz  
Berlin-Steglitz/Zehlendorf 
 
Prof. Dr. Franz Daschner 
Universitätsklinikum Freiburg, Institut für  
Umweltmedizin und Krankenhaushygiene 
 
Prof. Dr. Wolfgang Dott 
Universitätsklinikum Aachen, Institut  
für Hygiene und Umweltmedizin 
 
Prof. Dr. Hans Drexler 
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen- 
Nürnberg, Institut für Arbeits-, Sozial- und  
Umweltmedizin 
 
Prof. Dr. Hartmut Dunkelberg 
Universität Göttingen, Abt. Allgemeine  
Hygiene und Umweltmedizin 
 
Prof. Dr. Heyo Eckel 
Präsident der Ärztekammer Niedersachsen,  
Vorsitzender des Ausschusses Gesundheit  
und Umwelt der Bundesärztekammer 
 
Prof. Dr. Thomas Eikmann 
Justus-Liebig-Universität Gießen, Institut  
für Hygiene und Umweltmedizin 
 
Prof. Dr. Dr. Andreas Kappos 
Behörde für Umwelt und  
Gesundheit Hamburg 
 
Prof. Dr. Volker Mersch-Sundermann 
Universitätsklinikum Gießen, Institut für  
Innenraum- und Umwelttoxikologie 

Prof. Dr. Karl Ernst von Mühlendahl 
Kinderhospital Osnabrück,  
Gemeinnützige Kinderumwelt GmbH 
 
Dr. Kurt Müller 
Deutscher Berufsverband der  
Umweltmediziner (dbu) 
 
Prof. Dr. Dennis Nowak 
Ludwig-Maximilians-Universität München,  
Institut und Poliklinik für Arbeits- und  
Umweltmedizin 
 
Dr. Frank-Albert Pitten 
Universität Greifswald, Institut für  
Hygiene und Umweltmedizin 
 
Dr. W. Stück 
Ökologischer Ärztebund 
 
Prof. Dr. Michael Schwenk 
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg,  
Abt. Umwelthygiene, Toxikologie 
 
Dr. Roland Suchenwirth 
Niedersächsisches Landesgesundheitsamt,  
Abt. Umweltmedizin/Epidemiologie 
 
Prof. Dr. Michael Wilhelm 
Universität Bochum, Hygiene,  
Sozial- und Umweltmedizin 
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Ständige Gäste: 

Simone Strecker 
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Dr. Johannes Blasius*  
Bundesministerium für Gesundheit 
 
Dr. Norbert Englert 
Umweltbundesamt, Berlin 
 
Dr. Axel Hahn 
Bundesinstitut für gesundheitlichen  
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 

Dr. Christian Krause* 
Umweltbundesamt 
 
Prof. Dr. Wolfgang Schimmelpfennig* 
Umweltbundesamt, Berlin 
 
Dr. Rainer Türck* 
Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
 
 
 
 

Geschäftsstelle im Robert Koch-Institut:  

Dr. Dieter Eis (Geschäftsführer) 
Robert Koch-Institut 
 
Dr. Ute Wolf 
Robert Koch-Institut 
 

Dr. Uwe Kaiser* 
Robert Koch-Institut 

 
 
 

 
 
Die mit * gekennzeichneten Personen sind zwischenzeitlich ausgeschieden. 
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12. Tabellarische Projektübersicht 

Übersicht der durchgeführten und laufenden Projekte zu den Querschnittsmaßnahmen im Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 

UMWELTBEZOGENE GESUNDHEITSBEOBACHTUNG UND –BERICHTERSTATTUNG 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Gesundheitssurvey für Kinder und Jugendliche in Deutschland BMBF FKZ: 01 EH 0001  Pilotphase 
01.11.2000 - 31.03.2002 

Kinder-Jugend-Gesundheitssurvey BMG 
BMBF 

313-130002/10 
FKZ: 01 EH 0201 

Hauptphase 
01.11.2002 - 31.10.2006 

Umweltsurvey für Kinder und Jugendliche in Deutschland BMU FKZ: 299 62 263 Pilotphase 
01.11.2000 - 31.03.2002 

Kinder-Umweltsurvey BMU FKZ: 202 62 219 Hauptphase 
geplante Laufzeit: 
01.11.2002 - 31.12.2006 

Datenbank zur zentralen Erfassung umweltepidemiologischer Studien in 
Deutschland (ZEUS) 

UBA 
Eigenprojekt 

Laufende Aktivität  

Verbesserung der Erfassung der Expositionsdaten beim Menschen im Rahmen der 
"Ärztlichen Mitteilungen bei Vergiftungen" nach § 16e Abs. 2 des Chemikaliengesetzes 

BMU FKZ: 200 61 218/07 01.12.2001 - 30.11.2003 

VERBESSERUNG DES INFORMATIONSMANAGEMENTS 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen des Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit BMG  01.05.2002 - 28.02.2003 

Umweltmedizinischer Informationsdienst (UMID)   laufende Aktivität der 
beteiligten Behörden 

Öffentlichkeitswirksame Broschüre „Umwelt und Gesundheit in Deutschland“ UBA 
Eigenprojekt 

 Vorlage voraussichtlich:  
Mai 2003 
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Aufbau eines moderierten elektronischen Diskussionsforums zum APUG BMU FKZ: 200 612 18/03 01.09.2000 - 31.08.2003 

Informationssystem für die Öffentlichkeit zu gesundheits-, umwelt- und verbraucher-
relevanten Produktgruppen, Produkten und Chemikalien (Machbarkeitsstudie) 

BMU FKZ: 200 61 218/08 01.11.2000 - 28.02.2001 

VERBESSERUNG DER VERFAHREN UND ORGANISATIONSSTRUKTUREN ZUR RISIKOBEWERTUNG UND STANDARDSETZUNG 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Ad hoc-Kommission „Neuordnung der Verfahren und Strukturen der Risikobewer-
tung und Standardsetzung im gesundheitlichen Umweltschutz der Bundesrepublik 
Deutschland“ (Risikokommission) 

BMG 
BMU 

 bis Frühjahr 2003 

ENTWICKLUNG EINER AKTIVEN UND FRÜHZEITIG EINSETZENDEN RISIKOKOMMUNIKATION 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Machbarkeitsstudie zur Entwicklung eines Erkennungs- und Bewertungssystems 
für das rechtzeitige Erkennen sich anbahnender Risikoprobleme 

BMU FKZ: 200 61 218/09 01.11.2000 - 31.01.2002 

OECD-Workshop „Risk Communication“ versch. OECD-
Mitgliedsländer 

 18./19.09.2000 

Entwicklung eines mehrstufigen Verfahrens der Risikokommunikation BMU FKZ: 201 61 218/05 01.09.2001 - 28.02.2003 

UMWELTMEDIZIN 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

RKI-Kommission „Methoden und Qualitätssicherung in der Umweltmedizin“ BMG / RKI  fortlaufend 

Der Einfluss von Lärmstress auf das Immunsystem und die Entstehung von 
Arteriosklerose 

BMU FKZ: 298 62 515 01.05.1998 - 31.07.2001 

Untersuchungen zur Aufklärung der Ursachen des MCS-Syndroms bzw. des      
IEI-Syndroms unter besonderer Berücksichtigung des Beitrages von Umwelt- 
chemikalien (Multizentrische MCS-Studie Teil I) 

BMU FKZ: 298 62 274 01.02.1999 - 30.06.2001 

Studie zum Verlauf und zur Prognose des MCS-Syndroms – Erweiterung der 
Basisstichprobe und Nachuntersuchung (Multizentrische MCS-Studie Teil II) 

BMU FKZ: 201 61 218/04 01.08.2001 - 31.12.2003 

Untersuchungen zur Suszeptibilität bei MCS BMU FKZ: 201 61 218/02 01.01.2001 - 30.04.2003 

Umweltbezogene Erkrankungen I (Berliner Studie I) BMG 324-1720/35 01.04.1998 - 31.05.2001 
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Umweltbezogene Erkrankungen II (Berliner Studie II) BMG 328-1720/56 01.11.2002 - 31.12.2004 

Evaluation der umweltmedizinischen Methoden und Entwicklung koordinierter Vor-
gehensweisen unter Einbindung nationaler und internationaler Kommunikations-
netze (Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für umweltmedizinische Metho-
den, ZEBUM) - Projektphase I - 

BMG 324-1720/38 01.11.1998 - 31.12.2001 

Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für umweltmedizinische Methoden, 
ZEBUM - Projektphase II -  

BMG 328-1720/57 01.01.2002 - 30.06.2004 

Langzeitverlauf und Versorgungsregime von ambulanten und stationären  
Patienten in der Umweltmedizin 

BMG 328-1720/49 20.11.2000 - 31.10.2002 

Evaluation eines Ansatzes zur Behandlung toxisch belasteter Personen: Eine 
kontrollierte Therapiestudie 

BMG 328-1720/48 20.11.2000 - 30.11.2002 

FÖRDERUNG DER FORSCHUNG ZU UMWELT UND GESUNDHEIT 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Vergleich von Verfahren zur Ableitung gesundheitsbezogener Wirkungsschwellen 
(Benchmark-NOAEL) 

BMU FKZ: 201 65 201/01 15.06.2002 - 30.06.2003 

Überprüfung der maßgerechten Übertragung („Scaling“) von Schadstoffdosen    
aus Tierversuchen auf den Menschen (Interspeziesextrapolation) 

BMU FKZ: 201 65 202 01.12.2001 - 30.11.2002 

Evaluation von Standards und Modellen zur probabilistischen Explorations-
abschätzung 

BMU FKZ: 202 61 218/02 01.09.2002 - 28.02.2005 

Mögliche Auswirkungen von Klimaveränderungen auf die Ausbreitung von 
Krankheitserregern über tierische Vektoren 

BMU FKZ: 200 61 218/11 01.01.2001 - 31.08.2002 

Standardisierung von Nachweismethoden für Schimmelpilze im Innenraum zur 
Vorbereitung von bundesweiten Ringversuchen 

BMU FKZ: 201 61 218/03 01.07.2001 - 30.06.2003 

Erhebung von Hintergrundwerten für die Bewertung von Schimmelpilzen in 
Innenräumen 

BMU FKZ: 201 61 218/07 01.05.2002 - 31.12.2003 

Biozid-Rückstände in Hausstäuben BMU FKZ: 201 61 218/06 01.06.2002 - 30.06.2003 

Umweltbedingte Belastungen mit cancerogenen Nitro-/Aminoaromaten im Urin   
von Nichtrauchern 

BMU FKZ: 202 61 218/01 01.08.2002 - 30.04.2003 
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VERBESSERUNG DER BESTEHENDEN BEHÖRDENSTRUKTUREN IM BEREICH UMWELTBEZOGENER GESUNDHEITSSCHUTZ 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Behördliche Strukturen der Umwelt- und Gesundheitspolitik in Deutschland BMG 328-1720/47 20.11.2000 - 31.12.2001 

INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

WHO-Zentrum für Umwelt und Gesundheit in Bonn BMU   

Housing and Health BMG 328-1720/60 01.06.2002 - 31.12.2004 

Environmental Health Indicators BMG 328-1720/59 01.06.2002 - 30.09.2003 

QUERSCHNITTSTHEMA: KINDER, UMWELT UND GESUNDHEIT 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Tagung: „Kinder, Umwelt und Gesundheit in den neuen Bundesländern“ am 
24./25.11.2000 in Magdeburg 

BMU   

Symposium: „Kinderumwelt und Gesundheit: Status - Defizite -  
Handlungsvorschläge“ vom 22. - 24.02.2001 in Potsdam 

BMG   

Forum: „Kinder-Umwelt und Gesundheit“ am 23./24.11.2001 in München BMG/BMU   

Leitfaden für die Innenraumlufthygiene in Schulgebäuden UBA 
Eigenprojekt 

  

Nachhaltige Mobilitätserziehung in der Schule BMU FKZ: 202 61 218/04 01.12.2002 - 31.12.2004 

Einrichtung eines Themenschwerpunkts Kinder, Umwelt und Gesundheit im 
elektronischen Diskussionsforum 

siehe: Verbesserung des Informationsmanagements (im oberen Teil 
der Tabelle) - Aufbau eines moderierten elektronischen 
Diskussionsforums zum Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 

Berücksichtigung der Risikogruppe Kind bei der Ableitung gesundheitsbezogener 
Umweltstandards 

BMU FKZ: 201 61 215 02.07.2001 - 30.09.2002 

Exposition von Kindern gegenüber Pflanzenschutzmitteln BMU FKZ: 201 61 218/01 01.06.2001 - 30.04.2002 
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Kinder als empfindliche Gruppe und Ihre Berücksichtigung in der Toxikologie: 
Schäden am Immunsystem (Workshop) 

BgVV  15./16.11.2001 

Rückstände von Flammschutzmitteln in der Frauenmilch aus Deutschland unter 
Berücksichtigung von polybromierten Diphenylethern (PBDE) 

BMU FKZ: 202 61 218/03 01.07.2002 - 31.10.2003 

Vernetzung von Nichtregierungsorganisationen im Bereich „Kind-Umwelt-
Gesundheit“ 

BMG 328-1720/53 01.01.2001 - 31.12.2001 

Förderung der Prävention durch Nichtregierungsorganisationen im Bereich 
Kindergesundheit und Umwelt 
1. Teilprojekt: Leitlinien „Pädiatrische Umweltmedizin in der Praxis“ 
2. Teilprojekt: Zertifikat für Arzthelfer(innen) „Prävention in der Kinder- und 

Jugendpraxis“ 
3. Weiterentwicklung des Netzwerks 

BMG 328-1710/55 01.01.2002 - 31.12.2003 

Geplante Projekte 2002/2003 
1. Entwicklung überregional abgestimmter, einheitlicher Basisindikatoren für     

den umweltbezogenen Gesundheitsschutz bei Kindern  
2. Gesundheitsverträglichkeitsprüfung für Kinder 
3. Wettbewerb für Städte und Kommunen zur Durchführung eines Forums  

„Kinder, Umwelt und Gesundheit“ 

BMG   

QUERSCHNITTSTHEMA LOKALE AKTIVITÄTEN/BUND-LÄNDER-ZUSAMMENARBEIT 

Titel Förderung Nummer Laufzeit 

Modellprojekt zur APUG-Umsetzung auf lokaler Ebene in 2003 BMG   

Workshop „Gesundheitsverträglichkeitsprüfung“ BgVV  19./20.11.2001 
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14. Abkürzungsverzeichnis 
 

Abap Aktionsbündnis Allergieprävention 

APUG Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 

AUH Ausschuss für Umwelthygiene 

BAG Bundesarbeitsgemeinschaft Kindersicherheit 

BfS Bundesamt für Strahlenschutz 

BgVV Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung 

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

BMG Bundesministerium für Gesundheit 

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

BMVBW Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

BMVEL Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 

BUG Behörde für Umwelt und Gesundheit, Hamburg 

BUND Bund für Umwelt und Naturschutz e.V. 

DGSMP Deutsche Gesellschaft für Sozialmedizin und Prävention e. V. 

DIN Deutsches Institut für Normung e.V. 

FKZ Förderkennzeichen 

FoBiG Forschungs- und Beratungsinstitut Gefahrstoffe GmbH 

GUB Gesundheitliche Umweltbeobachtung 

GVP Gesundheitsverträglichkeitsprüfung 

HIA Health Impact Assessment 

LAUG Länderarbeitsgruppe umweltbezogener Gesundheitsschutz 

LOAEL lowest observed adverse effect level = niedrigste Gefahrstoffdosis oder -
konzentration, bei der noch schädliche Effekte beobachtet werden 

Lögd NRW Landesinstitut für den Öffentlichen Gesundheitsdienst Nordrhein-Westfalens 

MUT Programmgruppe Mensch, Umwelt, Technik am Forschungszentrum Jülich 

MVOC Microbial volatile organic compounds = mikrobielle, flüchtige organische 
Substanzen 

NLL Norddeutsche Lymphom- und Leukämiestudie 
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NOAEL no observed adverse effect level = höchste Gefahrstoffdosis oder -kon-
zentration, bei der keine schädlichen Effekte mehr beobachtet werden 

ÖÄB Ökologischer Ärztebund 

OECD Organisation for Economic Cooperation and Development = Organisation für 
wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit 

PAK Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 

QRA Quantitative Risikoabschätzung 

RKI Robert Koch-Institut 

UBA Umweltbundesamt 

UFOPLAN Umweltforschungsplan 

UGB Umweltbezogene Gesundheitsbeobachtung 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 

VDI Verein Deutscher Ingenieure e.V. 

WHO World Health Organization, Weltgesundheitsorganisation 

ZEBUM Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für umweltmedizinische 
Methoden 

ZERP Zentrum für Europäische Rechtspolitik 

ZEUS Datenbank „Zentrale Erfassung umweltepidemiologischer Studien“ 
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